
Die Unversöhnlichen
USA Republikaner und Demokraten liefern sich ein knappes Rennen um Kongress und Präsidentschaft

B
ei der Präsidentenwahl in den
USA ist Joe Biden dem Wei-
ßen Haus in den Tagen nach
der Abstimmung Stück für
Stück näher gekommen. Der
demokratische Herausforde-

rer von Amtsinhaber Donald Trump über-
nahm am vergangenen Freitag auch bei der
Auszählung im besonders hart umkämpf-
ten Bundesstaat Georgia sowie im Schlüs-
selstaat Pennsylvania die Führung. Ein Er-
folg in beiden Staaten würde den 77-Jähri-
gen über die Marke von 270 Wahlleuten
heben, die man in den USA für den Sieg
bei einer Präsidentenwahl braucht. Trumps
Chancen auf eine zweite Amtszeit werden
damit immer geringer. Er müsste bei den
Auszählungen in allen noch offenen Bun-
desstaaten - Alaska, Arizona, Georgia, Ne-
vada, North Carolina, Pennsylvania – als
Sieger hervorgehen. Danach sah es am
Freitag laut der veröffentlichten Wahldaten
jedoch nicht aus.
Das Rennen war auch Tage nach Schlie-
ßung der letzten Wahllokale in mehreren
Bundesstaaten noch nicht entschieden. Ein
Grund dafür sind die vielen Wähler, die
sich wegen der Corona-Pandemie für eine
Briefwahl entschieden hatten. Außerdem
durfte per Gesetz beispielsweise in dem
hart umkämpften Pennsylvania niemand
vor dem Wahltag Briefwahlstimmen aus-
zählen. Angesichts des knappen Ausgangs
zögerten die US-Medien damit, einen Ge-
winner der Präsidentenwahl auszurufen.

Geduld Während Trump die Tage nach der
Wahl dazu nutze, den Sieg voreilig für sich
zu reklamieren, einen Stopp der Auszählung
zu fordern, seinen Rivalen und das Lager der
Demokraten ohne jeden Beweis gar des
Wahlbetrugs zu bezichtigen, gab sich Biden
gelassen zuversichtlich. Er bat seine Lands-
leute vor allem um eines: Geduld angesichts
des sich hinziehenden Auszählens auch der
letzten Briefwahlstimme, die zum Beispiel
in Pennsylvania nach Recht und Gesetz auch
dann noch anzunehmen ist, wenn der Post-
stempel das Datum des Wahltags trägt. Das
komplizierte und von Bundesstaat zu Bun-
destaat unterschiedliche Wahlsystem könnte
mit dafür sorgen, dass die Bekanntgabe des
amtlichen Endergebnisses auch weiter auf
sich warten lässt. Allerdings dürften wie bei
vergangen US-Wahlen die Fernsehsender ein
vorläufiges Ergebnis verkünden, wenn ein
Kandidat die Schwelle von 270 Wahlleuten
für seinen Kontrahenten uneinholbar er-
reicht.
Seit Wochen hatte Trump die coronabe-
dingt ausgiebig genutzte Briefwahl kriti-
siert und Zweifel an ihrer Legitimität gesät.

„Wenn man die legalen Stimmen zählt, ge-
winne ich mit Leichtigkeit“, sagte Trump
am Donnerstagabend im Weißen Haus bei
seinem ersten öffentlichen Auftritt seit der
Wahlnacht. „Wenn man die illegalen Stim-
men zählt, dann können sie versuchen,
uns die Wahl zu stehlen.“ Einem ähnlich
lautenden Tweet Trumps
versah Twitter umgehend
den Warnhinweis, dass der
Beitrag irreführende Infor-
mationen enthalten könne.
Mehrere US-Fernsehsender
brachen ihre Live-Übertra-
gung aus dem Weißen Haus
ab. Die Zeichen standen am
Freitag für einen Wechsel im
Weißen Haus, für eine
Mehrheit der Demokraten
im Repräsentantenhaus,
aber nicht für ihre Mehrheit
im Senat, allenfalls womög-
lich für ein Patt (siehe Seite 3).

Amtsführung In Europa dürfte ein mögli-
cher Sieg Bidens eher für Erleichterung sor-
gen angesichts der Neigung des bisherigen
Amtsinhabers zur Sprunghaftigkeit und zu
erratischen Entscheidungen. Seine Anhänger

lassen ihm dies als „disruptives“ Aufmischen
des Establishments in Washington gern
durchgehen, aber in den internationalen Be-
ziehungen sorgte Trumps Amtsführung da-
für, dass so gut wie kein Baustein auf dem
anderen blieb. Abrüstungs- und Rüstungs-
kontrollverträge, das Pariser Klimaabkom-

men, Handelsverträge, öf-
fentlich ventilierte Gedan-
kenspiele über den Austritt
der USA aus der Nato und
der vollzogene Austritt aus
der Weltgesundheitsorgani-
sation: Trump ließ stets er-
kennen, dass er von multi-
lateraler Kooperation we-
nig, von bilateralen Hand-
schlag-Deals hingegen sehr
viel hält. Er blieb sich und
seinen Wählern und sei-
nem „America First“-Ver-
sprechen treu, aber den

Nachweis, auf diesem Wege „Amerika wie-
der groß“ zu machen, hat er bisher eher
nicht erbringen können (siehe Beitrag un-
ten). Statt die Gräben in der amerikanischen
Gesellschaft zuzuschütten, hat er nach Mei-
nung vieler die Spaltung bewusst vergrößert
mit dem Kalkül, die eigene Anhängerschaft

zu mobilisieren und ihm „four more years“
im Weißen Haus zu ermöglichen.
In Deutschland hielt sich die Politik mit
Kommentaren zurück angesichts des wei-
ter offenen Ausgangs der Wahl. Erkennbar
groß sind die Erwartungen, dass mit ei-
nem möglichen Wechsel in Washington
wieder so etwas wie Normalität in die
transatlantischen Beziehungen einkehrt.
Mit einem Präsidenten Biden dürfte der
Ton konzilianter, die Bereitschaft zu Kom-
promiss und Zusammenarbeit ausgepräg-
ter sein als bei weiteren vier Jahren mit
Präsident Trump als Ansprechpartner im
Weißen Haus. Allerdings gibt es Stimmen,
die hier vor möglichen Enttäuschungen
warnen: Auch unter Joe Biden könnten
die USA zum Beispiel Nord Stream 2 wei-
terhin entschieden in Frage stellen und
die Europäer wie Trump robust dazu
drängen, aufzurüsten und ihren Nato-Ver-
pflichtungen nachzukommen.
Der Blick in Washington wird auch künftig
auf den Aufstieg Chinas gerichtet sein. Die
Frage, ob die Partner dies- und jenseits des
Atlantiks geschlossen oder eher auf ge-
trennten Wegen dieser Herausforderung
begegnen, richtet sich auch an die deut-
sche Politik. Alexander Heinrich/dpa T

Die Demokraten von Herausforderer Joe Biden und die Republikaner des Präsidenten Donald Trump stehen sich unversöhnlich gegenüber - Ausdruck einer größer gewordenen Spaltung
der Gesellschaft in den Vereinigten Staaten. © picture-alliance/dpa

EDITORIAL

Schutz für
Demokratie

VON JÖRG BIALLAS

Die Ankündigung, das Ergebnis einer regelge-
rechten Wahl nicht akzeptieren zu wollen,
noch bevor die Stimmen ausgezählt sind, ist in
einer Demokratie mindestens bemerkenswert.
Fällt die Äußerung nicht nach einer Wahl zum
Klassensprecher, sondern bei der des US-Präsi-
denten, kommt der Verdacht intellektueller
Unbedarftheit auf. Und wenn diese Worte
dann auch noch von einem der beiden Kandi-
daten stammen, bleibt nur noch eines: Fas-
sungslosigkeit.
Es ist bekannt, dass Donald Trump am liebsten
Politik mit Botschaften im Spannungsfeld zwi-
schen Provokation und Einfältigkeit macht.
Dafür schätzen ihn seine Anhänger. Dafür ha-
ben sie ihn gewählt. Die Bindung einer frus-
trierten Mittelschicht an den vermeintlichen
Heilsbringer ist in den vergangenen vier Jah-
ren seiner Amtszeit offenbar noch fester ge-
worden.
Im gleichen Maß, wie sich überzeugte Demo-
kraten in- und außerhalb der USA mit jeder
seiner radikalen Äußerungen von Trump dis-
tanzierten, haben die Botschaften seine Fans
an ihn gebunden. Je schlichter, je nationalisti-
scher, je rassistischer, je selbstgefälliger die Pa-
rolen ausfielen, desto mehr Zuspruch konnte
Trump erwarten. Mit dieser Taktik hat er sich
allmählich eine Trutzburg aufgebaut, deren
Wehrhaftigkeit allenthalben unterschätzt wor-
den ist.
Und doch könnte sein demokratischer Heraus-
forderer Joe Biden gewinnen. Ob und wann
ein Sieg zu einer Amtsübernahme führt, bleibt
abzuwarten. In jedem Fall wird ein Land zu re-
gieren sein, das moralisch und emotional in
Trümmern liegt. Trump hat die ehrwürdige De-
mokratie der USA nachhaltig beschädigt. Er
hat die Souveränität des Volkes mit Füßen ge-
treten, die Achtung vor Verfassungsorganen in
Frage gestellt, die Grundrechte wie das auf
den Schutz einer freien Presse lächerlich ge-
macht.
Damit geht eine Botschaft in die Welt, die oh-
nehin Konjunktur hat, in Ungarn, in Polen, in
Slowenien, in der Türkei und anderswo. Sie
lautet: Auch ein Staat, der von sich behauptet,
freiheitlich-rechtlich organisiert zu sein, lässt
sich ohne demokratische Grundsätze führen.
Vieles geht dann sogar schneller und effekti-
ver. Mehrheitswille? Parlamentarismus? Unab-
hängige Gerichte? Das hält nur auf.
Demokratie braucht Schutz. Überall und man-
cherorts dringend.

»Demokratie
erfordert
manchmal

auch ein biss-
chen Geduld.«
Joe Biden, US-Präsident-

schaftskandidat

KOPF DER WOCHE

Warnung vor
der Spaltung
Sebastian Kurz Österreichs Kanzler hat nach
dem islamistisch motivierten Terroranschlag in
Wien vor einer Spaltung der Gesellschaft ge-

warnt. „Es muss uns
stets bewusst sein,
dass dies keine Aus-
einandersetzung
zwischen Christen
und Muslimen oder
zwischen Österrei-
chern und Migranten
ist“, sagte Kurz in ei-
ner Fernsehanspra-
che. Es sei vielmehr
ein Kampf zwischen
den vielen Men-

schen, die an den Frieden glaubten, und jenen
wenigen, die sich den Krieg wünschten. Religi-
on und Herkunft dürften nie Hass begründen.
Bei der Terrorattacke Anfang vergangener Wo-
che waren mindestens vier Passanten getötet
worden. Der 20-jährige, einschlägig vorbestrafte
Attentäter hatte nach Angaben des Innenminis-
teriums einen österreichischen und nordmaze-
donischen Pass. Er wurde von der Polizei er-
schossen (siehe auch Seite 5). ahe/dpa T

©
pi
ct
ur
e
al
lia
nc
e/
A
PA
/p
ic
tu
re
de
sk
.c
om

ZAHL DER WOCHE

28.020
Personen gehören laut Verfassungsschutzbe-
richt 2019 hierzulande zum Personenpotenzial
islamistischer Terrorismus/Islamismus, das sind
fast 1.500 mehr als im Vorjahr. Auf 32.080 Per-
sonen beläuft sich das rechtsextremistische
Personenpotential, auf 33.500 Personen das
linksextremistische.

ZITAT DER WOCHE

»Islamistischer
Terror trifft
Menschen
wahllos.«
Wolfgang Schäuble, Bundestagspräsident,
verurteilt mit Blick auf den Terroranschlag
von Wien und die Attentate in Frankreich
den dahinter stehenden fanatischen Hass.
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Gemischte Bilanz imWeißen Haus
FAZIT Von Mauerbau bis Steuerreform – was aus Donald Trumps Wahlversprechen wurde

Im Wahlkampf 2016 punktete US-Präsi-
dent Donald Trump mit dem Verspre-
chen, eine Mauer zu Mexiko zu bauen,
die Krankenversicherung für alle („Oba-
macare“) abzuschaffen und die Steuern
zu senken. Nach dem Motto „America
First“ sollten die USA unter seiner Präsi-
dentschaft an erster Stelle stehen. Laut ei-
ner Erhebung der Daten der überparteili-
chen Faktencheck-Seite „Politifact.com“
hat Trump etwa die Hälfte dieser Vorha-
ben erfüllt. Hier ein Überblick:

Mauerbau Trump wollte auf der Hälfte
der rund 3.200 Kilometer langen Grenze
zu Mexiko ein Mauer bauen lassen. Diese
sollte das Nachbarland selbst bezahlen.
Nach Trumps Angaben sind bisher rund
450 Kilometer errichtet worden. Finanziert
hat den Bau bislang der US-Steuerzahler.

Krankenversicherung Die Gesundheitsre-
form von Ex-Präsident Barack Obama, die
rund 20 Millionen Amerikanern eine Kran-
kenversicherung brachte, aber oft auch hö-
here Zahlungen, ist weiter in Kraft. Den
angekündigten eigenen Gesundheitsplan
hat Trump nicht präsentiert.

Außenpolitik Trump brach mit dem Rück-
zug aus internationalen Abkommen und
Organisationen in seiner Amtszeit radikal
mit der außenpolitischen Tradition der
USA. Sein Motto „America First“ setzte er
konsequent um. Die USA traten mitten in
der Corona-Pandemie aus der Weltgesund-
heitsorganisation WHO aus, kündigten das
Pariser Klimaabkommen auf, den Atomde-
al mit dem Iran, den INF-Abrüstungsver-

trag mit Russland sowie das Freihandelsab-
kommen mit Kanada und Mexiko (NAF-
TA). Im Juli 2020 trat nach langem Ringen
ein leicht modifizierter NAFTA-Nachfolge-
vertrag, das „U.S.-Mexiko-Canada-Agree-
ment“ in Kraft. Trump startete außerdem
einen Handelskrieg mit China, der inÿge-
genseitigenÿStrafzöllen mündete. Auch ge-
gen EU-Produkte verhängte seine Adminis-
tration Sanktionen.

Wirtschaft Trump versprach den Wählern
ein Wachstum des Bruttoinlandsprodukts
um jährlich mehr als drei Prozent. Doch
die von ihm ausgelösten Handelskonflikte,
ein global schwächeres Wachstum und die
Corona-Pandemie machten die Pläne zu-
nichte. Vor der Pandemie war die Arbeits-
losenquote auf 3,5 Prozent gesunken, den
niedrigsten Stand seit etwa 50 Jahren. Jetzt
liegt sie bei 6,9 Prozent. Statt wie verspro-
chen Schulden abzubauen, stieg die Ver-
schuldung unter Trump auf 100 Prozent
der Wirtschaftsleistung, den höchsten
Stand seit Ende des Zweiten Weltkriegs.

Steuern Trumps Steuerreform wurde im
Dezember 2017 vom Kongress verabschie-
det. Sie umfasste eine Senkung der Unter-
nehmens- und Einkommenssteuersätze so-
wie Anreize zur Rückverlagerung von im
Ausland erzielten Gewinnen. joh T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Trumps Berufung von drei Richtern an den Obersten Gerichtshof, zuletzt Richterin Amy
Coney Barrett (links), werten die Republikaner als Erfolg. © picture alliance / abaca
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Das Bündnis pflegen
CONTRA I

n Berlin war die Schockstarre über das starke
Abschneiden von Donald Trump bei der Präsi-
dentenwahl noch nicht gewichen, da zogen
viele deutsche Politiker schon eine Lehre aus

dem dramatischen Geschehen in den Vereinigten
Staaten. Europa müsse gegenüber der USA selbst-
ständiger werden, verkündeten sie. Dieses Ziel war
schon vor der US-Wahl richtig, und es kann nur
besser werden, wenn sich diese Einsicht in allen
EU-Staaten noch stärker durchsetzt. Denn nicht
nur Trump propagiert den Rückzug der USA auf
sich selbst.
Doch man sollte genau hinhören. Denn manche
Ratgeber reden nicht nur der Souveränität
Europas das Wort, sondern einer Abkoppelung von
den USA. Und damit wird es schwierig. Denn auf
dem Weg zu einer gemeinsamen Außen- und Si-
cherheitspolitik hat die EU zwar Fortschritte ge-
macht, aber längst nicht jene Einigkeit und Hand-
lungsmacht erreicht, die ihrem wirtschaftlichen
Gewicht entspricht. Auf den militärischen Schutz
der USA wird Europa noch lange angewiesen sein.
Deshalb ist es klug, mehr für die eigene Sicherheit
zu tun, aber unklug, das transatlantische Bündnis
nicht auch dann zu pflegen, wenn es schwierig
wird. Auch wenn die Hälfte der Amerikaner Trump
wählten: In einer Welt voller Autokraten verbinden
Europa und die USA westliche Werte.
Wer als Deutscher will, dass Europa seine Sicher-
heit in die eigene Hand nimmt, muss mehr in die-
se Sicherheit investieren und darf eigene Stan-
dards nicht absolut setzen – weder bei Einsatzre-
geln für EU-Missionen noch beim Rüstungsexport.
Dann kann Europa in der Welt stärker werden
– nicht als Gegengewicht zu den USA, sondern als
Partner, der ernster genommen wird als heute.

Mehr zum Thema der Woche auf den Seiten 1 bis 3.
Kontakt: gastautor.das-parlament@bundestag.de

Hans Monath,
»Der Tagesspiegel«,
Berlin
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Der Realpolitiker: Stefan Liebich

G
emütlich um sechs in der Früh ist er aufgestanden,
um sich für das Interview um sieben vorzubereiten.
„Warum sich die Nacht um die Ohren hauen?“, fragt
Stefan Liebich und erinnert an vor vier Jahren, als

auch erst am Morgen feststand, wer ins Weiße Haus zieht. Es ist
Mittwochmittag, der Tag nach den US-Präsidentschaftswahlen.
Hätte er gedacht, dass Donald Trump so stark abschneidet?
„Meine Gedanken waren wohl sehr von Hoffnung geprägt“, er-
klärt der Linken-Abgeordnete seine Überraschung und verweist
darauf, wie viele Versprechen der US-Präsident erfüllt hat: die
Personalpolitik rund um den Obersten Gerichtshof, die Steuer-
senkung, die gestiegenen Verteidigungsausgaben. Und der
Kandidat der Demokraten? „Joe Biden ist so links wie Angela
Merkel, und er wird als Sozialist verschrien.“
Liebich muss grinsen. Ist er doch tatsächlich einer. 1990, mit 18,
trat er in die PDS ein, hatte sich in der DDR in der Jugendorga-
nisation FDJ engagiert. Und legte eine lange Reise hin: vom Be-
zirksvorsitzenden der Partei in Marzahn hin zum Transatlantiker.
Dazwischen liegen 25 Jahre parlamentarische Erfahrung für
den heute 47-Jährigen. Liebich war lange Obmann der Linken
im Auswärtigen Ausschuss des Bundestags und ist Vizevorsit-
zender der Parlamentariergruppe USA. „2002 war ich privat in
Amerika“, erinnert er sich an die Anfänge seines Interesses am
Land. „Ich stand am Krater von Ground Zero in New York, da
passierte etwas in mir“. Liebich ist ein gestandener Linker. „In
DDR- und Westlinken-Kreisen kursiert die Vorstellung von den

USA als homogener böser Block, und davon war ich damals
nicht frei“, sagt er. „Doch das ist für jede Gesellschaft falsch.“
Er verweist auf die lebendigen Debatten in den USA, darauf,
dass im Schatten der jetzigen Wahlen in den USA zwei Bundes-
staaten für die Legalisierung von Marihuana stimmten und eine
Transfrau zur Senatorin gewählt wurde.
Zuerst in der PDS, dann in der umbenannten Linken, ist er einer
der führenden Realpolitiker geworden, gerade in der Außenpo-

litik erlebte er stete Parteischarmützel. Dass er dann auch noch
Mitglied im Netzwerk „Atlantik-Brücke“ wurde, als erster sei-
ner Partei, nahmen ihm manche übel, es gab gar bei einem
Bundesparteitag die Forderung, er müsse sich entscheiden: Par-
tei oder dieses Transatlantiker-Netzwerk. 2018 trat er aus, als
Kompromiss dafür, dass er in der Fraktion außenpolitischer
Sprecher wurde.

Doch nun die dosierte Bremse. „Bei meinem Alter ist jetzt der
beste Zeitpunkt, etwas Neues anzufangen“, begründet er seine
Entscheidung, zum Ende der Legislatur nicht mehr zu kandidie-
ren. Er habe Ideen zu seiner beruflichen Neuorientierung, aber
noch keine Entscheidung.
Vor dieser Laufbahn hatte er Betriebswirtschaftslehre in Berlin
studiert, ein duales Studium bei IBM, „ein halbes Semester Stu-
dium, ein halbes Semester Arbeit, der Monatslohn lag bei
1.400 D-Mark“; seine Eltern hätten ihm nahelegt, sich finanziell
auf sichere Beine zu stellen, wolle er ausziehen: Liebich hat
zwei jüngere Geschwister, der Vater war damals arbeitslos. Zum
Studienabschluss 1995 hatte er dann einen Arbeitsvertrag bei
einer IBM-Tochterfirma in Hannover in der Tasche – sein Leben
hätte auch eine andere Kurve nehmen können.
Seine politisch prägendste Zeit sei übrigens nicht der Bundes-
tag gewesen, in dem er seit 2009 die Linke vertritt. 2001/2002,
er saß bereits seit fünf Jahren im Berliner Abgeordnetenhaus,
führte Liebich seine Partei gemeinsam mit Gregor Gysi und Ha-
rald Wolf in eine Koalition mit SPD und Grünen auf Landesebe-
ne, die er bis 2006 als Fraktionsvorsitzender begleitete. „Ich
weiß, was es bedeutet, Regierungsverantwortung zu überneh-
men.“
Wehmut entdeckt man bei ihm nicht. Während die Kollegen
sich derzeit für Listenplätze wappnen, in Wahlkämpfe gehen, ist
Liebich auf Abschiedstour. Die Infostände samstags frühmor-
gens, sagt er, werde er kaum vermissen. Jan Rübel T

.....................................................................................................................................................

»In DDR- und Westlinken-
Kreisen kursiert die Vor-
stellung von den USA als
homogener böser Block.«
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GASTKOMMENTARE
MUSS EUROPA UNABHÄNGIGER WERDEN?

Erste Voraussetzung
PRO E

s mag auf den ersten Blick paradox er-
scheinen, ist es aber nicht: Gerade wer
an guten Beziehungen zu den USA inte-
ressiert ist, sollte sich für mehr Unabhän-

gigkeit Europas vonWashington einsetzen.
Abhängigkeit ist keine gute Voraussetzung einer
gelingenden Partnerschaft. Nur wer sich der eige-
nen Standpunkte, Prioritäten und Wünsche verge-
wissert hat, wird zu einer gleichberechtigten Be-
ziehung fähig sein.
Für Europa bedeutet das, seine Interessen in einer
multipolaren Welt endlich klar zu definieren und
zu vertreten – auch im transatlantischen Verhält-
nis. Reale Unterschiede hinter der inhaltsarmen
Rede von der „westlichen Wertegemeinschaft“ (so
wünschenswert sie wäre) zu verstecken, führt
nicht zur Partnerschaft, sondern nur zu immer neu-
en Ausbrüchen unbearbeiteter Konflikte.
Wie viel Entspannung mit Russland braucht
Europa, trotz aller notwendigen Abgrenzung zu
Putins Autoritarismus? Wie lassen sich internatio-
nale Handelsströme sowohl ermöglichen als auch
regulieren, ohne den Klimaschutz und die europäi-
sche Tradition von Daseinsvorsorge und sozialem
Ausgleich zu gefährden? Wie viel (Auf-)Rüstung
verträgt sich mit dem europäischen Anspruch
friedlicher Konfliktlösung? Wie lassen sich globale
Regeln etwa bei Klimaschutz, Rüstungsbegren-
zung oder auch Gesundheit verteidigen, auch
wenn sich die USA auf Dauer weniger daran betei-
ligen sollten?
All diese Fragen muss Europa sich in einer verän-
derten Welt stellen, zunächst unabhängig von ge-
wachsenen Loyalitäten. Das stünde nicht im Wi-
derspruch zu einer gelingenden Freundschaft mit
den USA – es wäre vielmehr die erste Vorausset-
zung dafür.

Stephan Hebel,
freier Journalist
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Herr Beyer, bis Redaktionsschluss am
Freitagabend sah es so aus, als könnte
Joe Biden die Präsidentschaftswahl
knapp für sich entscheiden. Was würde
ein Wechsel im Weißen Haus für unsere
Beziehungen zu den USA bedeuten?
Das Miteinander dürfte unter einem Präsi-
denten Joe Biden wieder von gegenseiti-
gem Respekt getragen werden. Biden hat
grundsätzlich Interesse an Deutschland
und Europa und bekennt sich anders als
Donald Trump zum Multilateralismus, al-
so zur Zusammenarbeit in internationalen
Organisationen wie der Weltgesundheits-
organisation WHO. Das würde eine ganz
entscheidende Verbesserung zur Trump-
Administration darstellen, mit der die
Kommunikation zu oft schlecht war. Aber
wir müssen realistisch bleiben. Auch mit
Biden würde über Nacht nicht alles besser
werden.

Trump geht juristisch gegen die
Wahlergebnisse in einigen Bundesstaaten
vor. Droht nun eine Verfassungskrise?
Trumps Aussagen gegen die Demokratie in
den vergangenen Tagen waren zutiefst be-
sorgniserregend. Die Sorge vor einer Ver-
fassungskrise ist daher ein ernstzunehmen-
des Szenario. Sein Kalkül ist vermutlich, in
den entscheidenden Staaten juristisch alles
aufzufahren, bis irgendeines der dortigen
Gerichte umfällt und den Weg zum Obers-
ten Gerichtshof eröffnet. Da erhofft er sich
wohl eine für ihn günstige Entscheidung
angesichts der mehrheitlich konservativen
Zusammensetzung des Gerichts. Ob diese
Strategie aufgeht, weiß ich nicht, es ist ja
fast schon eine Verzweiflungstat.

Der Amtsinhaber ist schon vorher
durch verbale Entgleisungen aufgefallen.
Zentrale Wahlversprechen hat er nicht er-
füllt. Warum genießt Trump nach wie vor
so großen Rückhalt in der Bevölkerung?
Das ist in der Tat auch für mich ein Stück
weit überraschend. Offenbar hat sich
– vielleicht schon über Jahrzehnte – etwas
in den USA verändert, was wir in Europa
nicht richtig haben kommen sehen. Viele
Amerikaner haben Angst vor Einwande-
rung, fühlen sich vom technologischen
Fortschritt abgeschnitten, haben ihre Jobs
verloren, denken nur national – und er-
kennen nicht, dass Macht und Wohlstand
auch mit internationalem Engagement ein-
hergehen. Diese 60, 70 Millionen Men-
schen, die auf Trump gesetzt haben, sind
inzwischen eine eingeschworene Gemein-
de. Da ist fast schon ein Personenkult um
Trump entstanden. Wird Biden tatsächlich
Präsident, regiert er eine zutiefst gespaltene
Nation. Ich wünsche mir für die Amerika-
ner mehr Ruhe und Frieden, weniger Pola-
risierung und Aggression.

Das klingt nach einem Präsidenten,
der sich seinen Staat erst suchen muss.
Biden hätte es nicht nur mit einem kon-
servativ dominierten Supreme Court zu
tun, sondern eventuell auch mit einer re-
publikanischen Senatsmehrheit.
Die innenpolitische Agenda des neuen Prä-
sidenten, wer immer nun am Ende das
Rennen macht, ist zweifellos gewaltig. Es
wird lange dauern, die Gräben zu überwin-
den. Biden hat angekündigt, den Arbeits-
markt zu stärken und sich um Gesund-
heitsversorgung und Krankenversicherung
zu kümmern. Doch ein Durchregieren
würde für ihn aufgrund der wahrscheinli-
chen Mehrheitsverhältnisse im Senat nicht
möglich sein.

Welche Themen würden auch unter
einem Präsidenten Biden die Beziehun-
gen zu den USA bestimmen?
Sicher die Handelskonflikte. Auch Bidens
Agenda ist protektionistisch geprägt, bei
ihm heißt es „Buy American“ – also kauf in
den USA produzierte Produkte. Biden ist
zudem wie Trump ein Gegner der Ostsee-

Pipeline Nord Stream 2, die russisches Erd-
gas in die EU transportieren soll. Demo-
kraten wie Republikaner laufen im Kon-
gress Sturm gegen einen größeren Einfluss
Russlands auf den europäischen Energie-
markt, egal, wer im Weißen Haus sitzt.

Was will Biden in Bezug auf China?
China bleibt Systemrivale, da ist vom
Grundsatz her keine andere inhaltliche Po-
sitionierung von Biden zu erwarten, wenn-
gleich ohne die Kriegsrhetorik von Trump.
Und auch Biden wird nach starken Part-

nern für seinen Kurs Ausschau halten, na-
mentlich den Europäern, doch es wird
nicht gelingen, eine Front der Staaten ge-
gen Peking zu schmieden. Für die deutsche
und europäische Wirtschaft ist das ein sehr
zentraler Markt. Die Forderung der USA,
nicht mehr mit China zu handeln, ist für
uns kaum umsetzbar.

Wird auch Biden die Europäer da-
rauf drängen, endlich ihr Versprechen
einzulösen, die Verteidigungsausgaben
bis 2024 auf zwei Prozent anzuheben?

Falls Biden am Ende siegt: ganz bestimmt.
Wir Europäer haben rund um das Zwei-
Prozent-Ziel viele große Reden geschwun-
gen, aber dann doch zu wenig getan. Es ist
ja auch bequem, sich unter den sicher-
heitspolitischen Schutzschirm der Ameri-
kaner zu stellen. Zum „Dank“ haben wir
die Wehrpflicht ausgesetzt und die Bundes-
wehr innerhalb von zehn Jahren fast ka-
putt gespart. Hier haben wir viel Glas im
transatlantischen Verhältnis zerbrochen,
die Scherben sollten wir bald aufkehren.
Sicherheit gibt es nicht zum Discounter-
Preis. Mehr Investitionen – etwa im Be-
reich Cyber – sind wir in einer unüber-
sichtlicher werdenden Welt nicht nur unse-
rer Bevölkerung schuldig, sondern auch
unseren Bündnispartnern.

Warum belastet der Streit um das
Nato-Ziel die Beziehungen so stark?
Die Amerikaner wollen schon länger glo-
bale Aufgaben abgeben und sich nicht
mehr um alles kümmern müssen. Leider
haben wir Europäer uns bisher nicht dafür
präpariert, die durch den Rückzug der
Amerikaner entstandenen Lücken zu fül-
len. Wir haben es nicht geschafft, eine ge-
meinsame Sicherheits- und Verteidigungs-
politik aufzubauen, und könnten Raketen-
angriffen aus Russland kaum etwas entge-
gensetzen. Und so sind wir auf die Rücken-
deckung der USA angewiesen, bis wir end-
lich eigene inhaltliche und programmati-
sche Angebote machen.

Umfragen zufolge haben inzwischen
80 Prozent der Deutschen ein schlechtes
Bild von den USA. Was sagen Sie Bür-
gern, die meinen, wir bräuchten die Ame-
rikaner gar nicht mehr?
Mit dem Aufstieg Chinas und seinen
knapp 1,4 Milliarden Einwohnern breitet
sich ein anderer Einfluss in der Welt aus,
der mit vielen unserer Wertvorstellungen
wie Freiheit, Demokratie und Rechtsstaat-
lichkeit nicht in Einklang zu bringen ist.
Demgegenüber stehen 330 Millionen Ame-
rikaner, die unsere Art zu leben überwie-
gend teilen. Wenn wir unsere Werte vertei-
digen und auch ökonomisch im globalen
Wettbewerb bestehen wollen, müssen wir
zusammenstehen.

Warum sind Deutsche und Amerika-
ner sich überhaupt so fremd geworden?
Wir, und da beziehe ich mich mit ein, set-
zen „die“ USA seit vier Jahren immer mit
Trump gleich. Aber wir werden den Millio-
nen Amerikanern nicht gerecht, wenn wir
unser Amerika-Bild nur von seiner Person
beeinflussen lassen. Allerdings werden un-
sere Bande in Zukunft kaum enger werden,
fürchte ich. Schon der von Trump ange-
kündigte Truppenabzug aus Deutschland
wird Spuren hinterlassen. Und schon heu-
te sitzen in Senat und Repräsentantenhaus
viel weniger europäisch-stämmige Abge-
ordnete und dafür erheblich mehr Latinos.
Dadurch verschieben sich die Akzente in
der US-Politik. Diese Entwicklung dürfen
wir nicht verschlafen. Wir müssen enge Be-
ziehungen mit dieser neuen Generation
von Politikern knüpfen und sie davon
überzeugen, dass die transatlantische Part-
nerschaft das Fundament für Demokratie
und Wohlstand sind.

Das Gespräch führte Johanna Metz.T

Peter Beyer (CDU) sitzt seit 2009 im

Bundestag. Seit April 2018 ist er

Transatlantikkoordinator

der Bundesregierung.

© Frank Nürnberger

»Brauchen
USA als
Partner«
PETER BEYER Der CDU-Abge-
ordnete und Transatlantik-
koordinator der Regierung hält
enge Beziehungen zu den Staaten
gerade mit Blick auf den Aufstieg
Chinas für essenziell

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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Hoffen auf Wunder von Georgia
KONGRESS Demokraten halten Mehrheit im Repräsentantenhaus. Das Rennen um den Senat bleibt offen

S
ollten die Republikaner ihre am
Freitag am seidenen Faden hän-
gende Senatsmehrheit halten
können und Joe Biden nach den
laufenden juristischen Schar-
mützeln mit Donald Trump die

Präsidentschaft erringen, stünde der De-
mokrat vor der undankbarsten Konstellati-
on im US-Parlamentarismus: „divided
Congress“. Einer durch die Wahlen mit
leichten Verlusten so gut wie bestätigten
demokratischen Mehrheit im Repräsentan-
tenhaus stünde bis zur Zwischenwahl 2022
eine konservative Verhinderungsmacht in
der zweiten Kammer gegenüber. Bidens
Handlungsspielräume wären nach der
Amtseinführung am 20. Januar bis zur Be-
wegungsunfähigkeit eingeschränkt.
Garant dafür wäre der wohl wirkungs-
mächtigste Politiker in Washington: Mitch
McConnell. Der republikanische Senats-
führer, der seine eigene Wiederwahl im
Bundesstaat Kentucky erfolgreich gegen die
demokratische Konkurrentin Amy
McGrath verteidigte, war in der letzten
Phase der Vorgänger-Regierung Barack
Obamas Nemesis. Mit konstanter Funda-
mental-Opposition und schildkrötigem
Stoizismus formte der 78-Jährige die Repu-
blikaner zum Bremsklotz für sämtliche re-
levanten Vorhaben des Weißen Hauses.
Biden, da sind sich Beobachter in Wa-
shington einig, würde das gleiche Schicksal
drohen, obwohl er als Menschenfänger
und Brückenbauer bekannt ist und aus sei-
ner Zeit als Senator für den Bundesstaat
Delaware McConnell gut kennt.
Mit McConnell an der Spitze und einer de-
mokratischen Minderheit im hundertköp-
figen Senatoren-Gremium wäre es nahezu
unmöglich für Biden, ehrgeizige Projekte

wie aggressive Klimaschutz-Gesetze oder
eine Reanimation der von den Republika-
nern politisch sedierten Krankenversiche-
rung „Obamacare” durchzusetzen. Auch
ein Billionen-schweres Hilfspaket zur Lin-
derung der Corona-Kollateralschäden in
Wirtschaft und Bevölkerung stünde unter
keinem guten Stern. Es sei denn, das Wun-
der von Georgia ereignet sich.
Donald Trump hatte die Chancen auf
Machterhalt der Republikaner im Senat
kurz vor der Wahl noch als
mäßig eingeschätzt. Nur
hier entsteht tatsächlich
Gesetzeskraft, ob bei der
Einwanderung oder im
Gesundheitswesen. Nur
hier erhalten Richter, Ge-
neräle, Botschafter und Ka-
binettsmitglieder die par-
lamentarische TüV-Plaket-
te. Nur dort wird über das
Wichtigste entschieden
– Geld.
Vor der Wahl bekleideten
die Republikaner 53 der
hundert Sitze. Die demokratische Opposi-
tion kam, wenn man die beiden meist mit
ihr stimmenden Unabhängigen Bernie
Sanders und Angus King einrechnet, auf 47
Sitze.

Zwei Senatoren pro Staat Jeder US-Bun-
desstaat schickt ungeachtet von Größe und
Bevölkerungszahl für jeweils sechs Jahre
zwei Senatoren in die Hauptstadt Washing-
ton. Das vergleichsweise menschenarme
Wyoming hat mit knapp 600.000 Einwoh-
nern ebenso viele Vertreter in der Haupt-
stadt wie Kalifornien, wo 40 Millionen
Menschen leben.

Parallel zur Wahl zwischen Donald Trump
und Joe Biden ums Weiße Haus mussten
sich diesmal 35 Senatoren und Senatorin-
nen zur Abstimmung stellen. Dabei waren
nach Einschätzung der Experten des Cook-
Reports bei den Republikanern zwölf von
23 Posten wackelig, bei den Demokraten
nur zwei von zwölf. Grundgedanke vor der
Wahl: Holt Joe Biden das Weiße Haus, rei-
chen den Demokraten rechnerisch drei Sit-
ze, um das Ruder zu übernehmen. Denn

bei einer 50:50-Patt-Situati-
on würde dessen Vize Ka-
mala Harris qua Verfassung
als Präsidentin des Senats
den Ausschlag geben. Un-
terliegt Biden, müssten die
Demokraten der Gegenseite
vier Sitze abjagen, um ein
Gegengewicht zu Trump
aufzustellen.
Die besten Karten für einen
Wachwechsel gab es in Ari-
zona und Colorado. Und
hier wurde auch geliefert.
Im Südstaat bezwang der

ehemalige Nasa-Astronaut Mark Kelly die
republikanische Amtsinhaberin Martha
McSally deutlich. Der sympathische Glatz-
kopf war über zehn Jahre regelmäßiger Be-
wohner der Internationale Raumstation
ISS. Seine Frau Gabrielle Giffords, früher
demokratische Abgeordnete im Repräsen-
tantenhaus, wurde 2011 bei einem schwe-
ren Schusswaffen-Attentat in Tucson le-
bensgefährlich verletzt.
Am Fuße der Rocky Mountains ließ John
Hickenlooper, einst Bürgermeister von
Denver und später Gouverneur von Colo-
rado, den amtierenden republikanischen
Senator Cory Gardner hinter sich. Zwei

Erfolgen stand jedoch die einkalkulierte
Niederlage von Senator Doug Jones in
Alabama (Demokrat) gegen den früheren
Football-Coach Tommy Tubberville sowie
von Sarah Gideon gegen die ideologisch
enorm biegsame republikanische Amtsin-
haberin Susan Collins im Ostküsten-Bun-
desstaat Maine gegenüber. In South Caro-
lina siegte der einflussreiche Justiz-Aus-
schuss-Vorsitzende, ein regelmäßiger Golf-
Partner und Fürsprecher von Präsident
Trump, Lindsey Graham,
gegen den jungen Afro-
amerikaner Jaime Harri-
son. Harrison strich allein
im Monat September
knapp 57 Millionen Dol-
lar an Wahlkampfspenden
ein – amerikanischer Re-
kord in einem Senatsren-
nen. Insgesamt gab er über
hundert Millionen Dollar
aus, um Graham zu schla-
gen. Allein, es funktionier-
te nicht. Graham übte sich
danach in dem ihm eige-
nen Sarkasmus: Zitat: „Das war die
schlechteste Kapitalverzinsung in der Ge-
schichte amerikanischer Politik.”
Neben Graham rettete sich auch Joni Ernst
(Iowa) vor dem Schleudersitz und schlug
ihre demokratische Herausforderin Theresa
Greenfield. In Montana hatte der demo-
kratische Herausforderer Steve Bullock ge-
gen den Konservativen Steven Daines das
Nachsehen. In Michigan konnte der demo-
kratische Amtsinhaber Gary Peters den Re-
publikaner John James auf Distanz halten.
Die Rennen in North Carolina und Alaska
waren am Freitag noch offen. Doch noch
folgenreicher sind die Auswirkungen von

zwei potenziellen Hängepartien in
Georgia. Dort steht bereits fest, dass die
Trump-nahe Millionärin Kelly Loeffler ge-
gen den eloquenten, schwarzen Pastor Ra-
phael Warnock, der in der durch Dr. Mar-
tin Luther King berühmt gewordenen Ebe-
nezer Baptist Kirche von Atlanta predigt,
am 5. Januar in die Stichwahl muss. Ein
Schicksal, das möglicherweise auch dem
zweiten republikanischen Senator des
Südstaats bevorsteht. David Perdue (70),

ein schwerreicher Ge-
schäftsmann, kommt bei
der Stimmenauszählung
bisher nicht über 50 Pro-
zent gegen seine jungen
demokratischen Heraus-
forderer Jon Osoff (33) hi-
naus. Nach den Gesetzen
in Georgia muss der Ge-
winner 50 Prozent plus
eins erzielen – andernfalls
folgt die Stichwahl.
Noch ist die Sache nicht
entschieden, sie sorgt aber
bereits für Gesprächsstoff

im Kreis von Mitch McConnell und sei-
nen Strategen. Denn die beiden Stichwah-
len sind für den 5. Januar terminiert. Zwei
Tage vorher konstituiert sich der neue Se-
nat. Da Demokraten und Republikaner
nach Stand vom 6. November jeweils 48
Mandate haben, ist die Führungsfrage
einstweilen offen. Und damit – im Falle
seines Sieges – der Handlungsspielraum
von Joe Biden. Holen die Demokraten die
beiden Mandate, „hat Joe Biden im Falle
eines Sieges Freispiel“, sagen Republika-
ner im Senat.
Allen genannten Namen wird jedoch eine
bisher politische Unbekannte in punkto

Medien-Resonanz den Rang ablaufen. Mit
Marjorie Taylor Greene wurde eine Repu-
blikanerin ins Repräsentantenhaus ge-
wählt, die sich als Sympathisantin der von
der Bundespolizei FBI als latent gefährli-
chen Verschwörungsbewegung QAnon zu
erkennen gibt. QAnon-Anhänger folgen
der haltlosen Legende, dass ein „tiefer
Staat” („deep state“) Donald Trump nach
dem politischen Überleben trachte. Und
dass die Demokraten Pädophilen-Ringe
betrieben.
Nach ihrer Nominierung im Sommer hatte
Donald Trump, der in QAnon-Kreisen eine
treue Gefolgschaft besitzt, Greene als
„künftigen Star der Republikanischen Par-
tei” gelobt. Die 46-Jährige aus Georgia ge-
be niemals auf und sei eine „echte Gewin-
nerin”. Dagegen hatte der republikanische
Abgeordnete Adam Kinzinger, ein künfti-
ger Kollege von Greene, erklärt, für Spinner
sei im Parlament kein Platz.

Pelosi bleibt im Amt Mit Spannung wird
erwartet, wann Greene im Parlament zum
ersten Mal mit der auch künftig amtieren-
den Sprecherin des Repräsentantenhauses,
Nancy Pelosi, aneinander geraten wird.
Die 80-jährige Kalifornierin macht mit Ver-
schwörungstheoretikern rhetorisch gern
kurzen Prozess. Dirk Hautkapp T

Der Autor ist USA-Korrespondent der

Funke Mediengruppe.

Die Besetzung der beiden Kammern im Kongress (links) entscheidet über die Handlungsfähigkeit des künftigen Präsidenten. Sicher ist schon jetzt, dass die Demokratin Nancy Pelosi (Bild unten) weiter Sprecherin des Repräsentenhauses bleibt. Der Republikaner Mitch
McConnell (oben) hat gute Chancen, Senatsführer zu werden. © picture-alliance/AP Images/Xinhua News Agency/J. Scott Applewhite – Pool via CNP
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N
euwahlen, die Freilassung
aller politischen Gefange-
nen und eine Verfassungs-
reform – das sind die For-
derungen des Bundestages
an den belarussischen

Machthaber Alexander Lukaschenko. Gleich-
zeitig fordern die Abgeordneten die Bundes-
regierung auf, sich „mit Nachdruck“ für per-
sonenbezogene Sanktionen gegen das Re-
gime in Minsk einzusetzen. Mit den Stim-
men von CDU/CSU, SPD, Bündnis 90/Die
Grünen und FDP verabschiedeten sie ver-
gangene Woche einen gemeinsamen Antrag
(19/23943) der Koalitionsfraktionen und
der Grünen. Die Linke enthielt sich, die AfD
stimmte dagegen. Beide Fraktionen halten
Sanktionen gegen das Regime für nicht ziel-
führend.
Mit der Debatte wollten die Abgeordneten
ihre Solidarität mit der Protestbewegung in
Belarus ausdrücken. So stellte Manuel Sarra-
zin (Grüne) klar: „Es geht darum, dass wir
heute sagen, Europa endet nicht an den
Grenzen der EU.“ Der FDP-Außenexperte
Thomas Hacker forderte den Bundestag auf:
„Lassen Sie uns heute ein Zeichen der Unter-
stützung setzen.“
Seit der umstrittenen Präsidentenwahl am 9.
August gehen jede Woche in Minsk und an-
deren Städten in Belarus mehrere Zehntau-
sende Menschen friedlich auf die Straße. Die
Sicherheitskräfte reagieren brutal mit Schlag-
stöcken, Wasserwerfern und Gummigeschos-
sen. Es sind vor allem mutige Frauen, die
die Proteste anführen. Im Bundestag war vor
wenigen Wochen Oppositionsführerin Swet-
lana Tichanowskaja zu Gast und warb dort
um Unterstützung für die Demokratiebewe-
gung. Druck müsse es nicht nur von innen,
sondern auch von außen geben, sagte sie in
Berlin.
Auch das Europäische Parlament solidarisiert
sich mit der Opposition in Belarus. Der Sa-
charow-Preis für geistige Freiheit geht dieses
Jahr an sie. Parlamentspräsident David Sasso-
li würdigte „Mut, Widerstandsfähigkeit und
Entschlossenheit“ der demokratischen Oppo-
sition. „Sie boten und bieten weiterhin einem
viel stärkeren Gegner die Stirn. Sie haben die
Wahrheit auf ihrer Seite, die mit roher Gewalt
niemals bezwungen werden kann“, sagte er.

Festnahmen Mehr als 16.000 Menschen
seien inzwischen in Belarus festgenommen
worden, einige seien seit Monaten in Haft,
sagte Barbara Hendricks (SPD). Sie forderte
die Bundesregierung auf, die von der EU
eingeleiteten Sanktionen gegen Lukaschen-
ko und sein enges Umfeld zu unterstützen.
Ähnliche äußerte sich ihre Fraktionskollegin
Gabriela Heinrich. „Was auf den Straßen in
Belarus gefordert wird, sollte selbstverständ-
lich sein. Der Weg nach vorn muss der des
Dialogs sein“, betonte sie. Dabei sieht sie
die Organisation für Sicherheit und Zusam-
menarbeit in Europa (OSZE) in einer
Schlüsselrolle.
Der außenpolitische Sprecher der Unions-
fraktion, Jürgen Hardt (CDU), fühlte sich
von den Protesten in Belarus an die Demo-
kratiebewegung 1989 in der DDR erinnert,
die auch in gefälschten Kommunalwahlen
ihren Ursprung hatte. „Es gibt für mich kei-
nen Zweifel daran, dass die Wahlen in Bela-
rus gefälscht sind. Deshalb ist es folgerichtig,
dass die EU Lukaschenko nicht als Präsiden-
ten anerkennt.“ Hardt sprach sich für Neu-
wahlen aus, die von einer OSZE-Wahlbeob-
achtermission begleitet werden müssten.

Gregor Gysi (Die Linke) sah ebenfalls Paral-
lelen zwischen den Protesten in Belarus und
der DDR. Er verwies auf den Runden Tisch
in den Wendemonaten 1989/1990, an dem
Vertreter der Regierung und der Bürgerbewe-
gung zusammensaßen. Nur durch solch ei-
nen Dialog könne man sich auf einen Ver-
fassungsprozess und faire Wahlen verständi-
gen und darauf, dass das Ergebnis von allen
akzeptiert werde, sagte Gysi. Zweifel äußerte
er an der Wirksamkeit von Sanktionen ge-
gen den Machtapparat von Lukaschenko.
Die Sanktionen seien vor allem ein innen-
politisches Signal und in einer multipolaren
Welt weitgehend machtlos, urteilte Anton
Friesen (AfD). Viel besser sei es, mit Vertre-
tern aus Belarus vertraulich zu reden und
die Menschenrechtsverletzungen zu belegen.
Seiner Einschätzung nach gibt es in Belarus

eine politische Pattsituation, denn Luka-
schenko sei in Kleinstädten und auf dem
Land sehr beliebt. Zudem stehe der Sicher-
heitsapparat hinter ihm.
Mit seinem „dreisten Wahlbetrug“ habe Lu-
kaschenko sein Ende selbst eingeleitet, ur-
teilte hingegen Thomas Hacker (FDP). „Die
Menschen in Belarus kämpfen für ihre Frei-
heit, sie kämpfen aber auch für unsere Wer-
te“, betonte er. Hacker sprach sich dafür aus,
die Angebote des deutschen Auslandssen-
ders Deutsche Welle in der Region zu stär-
ken. Meinungsvielfalt und Pressefreiheit sei-
en die besten Garanten für den Demokrati-
sierungsprozess in Belarus.
Ein Antrag der AfD-Fraktion (19/23947), in
dem diese sich gegen Wirtschaftssanktionen
wendet, wurde in die Ausschüsse überwiesen
ebenso wie ein Antrag der FDP-Fraktion (19/

23929), die sich für den Ausbau des Ange-
bots der Deutschen Welle in Belarus aus-
spricht. Keine Mehrheit fand ein weiterer An-
trag der Liberalen (19/22492) zur Stärkung
der weißrussischen Zivilgesellschaft: Die Ko-
alition lehnte diesen ab, die Grünen stimm-
ten dafür, Linke und AfD enthielten sich.
In dem verabschieden Antrag von Koalition
und Grünen wird die Bundesregierung auch
aufgefordert, von Repressionen betroffene
Journalisten zu unterstützen und freie im
Ausland ansässige Exil-Medien finanziell zu
fördern. Auch der Auf- und Ausbau unab-
hängiger Medien vor Ort in Belarus, in der
EU und in Deutschland soll stärker gefördert
werden. Susann Kreutzmann T

Die Autorin ist freie

Journalistin in Berlin.

Seit den Präsidentenwahlen am 9. August demonstrieren täglich Tausende Menschen auf den Straßen von Minsk. Sie werfen Präsi-
dent Alexander Lukaschenko Wahlbetrug vor. © picture-alliance/dpa

Klare Signale
BELARUS Bundestag verurteilt die Gewalt gegen die
friedlichen Demonstranten und stellt sich hinter die

EU-Sanktionen gegen Machthaber Lukaschenko

Fehlende Zugkraft
MENSCHENRECHTE Prozess zu UN-Vertrag stockt

Die Bundesregierung unterstützt weiterhin
ein Abkommen der Vereinten Nationen
(UN) für Wirtschaft und Menschenrechte.
Das bekräftigte ein Vertreter des Auswärti-
gen Amtes vergangene Woche im Men-
schenrechtsausschuss. Das seit 2014 von
den UN verhandelte „Binding Treaty“ soll
Staaten weltweit verpflichten, international
tätige Unternehmen in Haftung zu neh-
men, Menschenrechte und Umweltstan-
dards einzuhalten.
Die Bundesregierung engagiere sich im
Prozess und habe auch an der jüngsten Sit-
zung der zwischenstaatlichen Arbeitsgrup-
pe im UN-Menschenrechtsrat in Genf teil-
genommen, sagte der Regierungsvertreter.
Entscheidend allerdings sei eine gemeinsa-
me, abgestimmte europäische Position:
„Wir befürworten den Ansatz des Europäi-
schen Auswärtigen Dienstes (EAD), dass
sich die EU im Prozess einheitlich enga-
giert“, sagte er. Unzufriedenheit gebe es je-
doch über die unzureichende EU-interne
Auseinandersetzung mit dem Treaty-Pro-
zess. „Wir bedauern, dass nicht rechtzeitig
eine strukturierte, gemeinsame Analyse der
Vertragsartikel vorgenommen wurde.“
Der im August von der ecuadorianischen
Verhandlungsleitung überarbeitete Ver-
tragsentwurf komme gegenüber dem Vor-
gängerentwurf den von der EU-Kommissi-
on und Bundesregierung geäußerten Be-
denken entgegen. „So gibt es inzwischen
eine Abkehr von der Position, nur transna-
tionale Unternehmen in den Anwendungs-

bereich zu nehmen“, berichtete der Außen-
amts-Vertreter. Auch in Konzept und Spra-
che entspreche der Entwurf jetzt mehr den
UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Men-
schenrechte. Diese 2011 verabschiedeten
Leitprinzipien seien insgesamt der „maß-
gebliche, globale Standard – und der Kom-
pass für die Arbeit im Bereich Wirtschaft
und Menschenrechte“.

»Alle erfassen« Für den Erfolg eines völ-
kerrechtlichen Vertrags seien aus Sicht der
Bundesregierung drei Punkte zentral: So
setze sie sich dafür ein, dass alle Unterneh-
men von einer Regelung erfasst würden.
Ein Vertrag müsse sich zudem „nahtlos ein-
fügen in die Konzeption der UN-Leitprin-
zipien“ und „realistischerweise umsetzbar“
sein. Nur so könne eine vergleichbare, ein-
heitliche Rechtspraxis gewährleistet wer-
den. Dem Vertragsprozess fehle jedoch bis-
lang die „nötige Zugkraft“, stellte der Au-
ßenamt-Vertreter bedauernd fest. Ein
Grund dafür sei die Zurückhaltung „zentra-
ler Akteure wie USA, Kanada, Japan, Aust-
ralien und sogar Norwegen“. Staaten wie-
derum, die sich sonst im Menschenrechts-
fragen „wenig hervortun“, engagierten sich
hingegen stärker, so der Regierungsvertreter
mit Blick auf Iran, Ägypten und Venezuela.
Schließlich gebe es Staaten wie Russland
und China, die sich zwar am Prozess betei-
ligten, aber nur, um „tiefgreifende Kritik“
an dem Entwurf zu äußern und ihre Posi-
tionen zu verankern. sas T

Wirksames Instrument
ENTWICKLUNG Appell für Aufbau von Sozialsystemen

Soziale Sicherungssysteme sind nach An-
sicht von Michael Cichon, Autor und Ent-
wickler des Social Protection Floor Index
(SPFI), für die soziale und wirtschaftliche
Entwicklung aller Länder unverzichtbar. Es
gebe kein effizienteres und schneller wirk-
sames Politikinstrument, mit dem Men-
schen aus Armut und Perspektivlosigkeit
befreit und Barrieren für Wachstum abge-
baut werden könnten, betonte er vergange-
ne Woche im Entwicklungsausschuss. In
akuten Krisen wie der Corona-Pandemie
habe sich gezeigt, dass die Reaktionszeit zu
lang sei, wenn nicht schon zuvor Grundla-
gen für eine soziale Grundsicherung ge-
schaffen worden seien.

»Nicht sehr teuer« Cichon verwies auf
den im Jahr 2012 von den Mitgliedstaaten
der Internationalen Arbeitsorganisation
(ILO) gefassten Beschluss, universelle und
rechtsbasierte soziale Basisschutzsysteme
(Social Protection Floors) innerhalb des
nächsten Jahrzehnts einzuführen. Laut Un-
tersuchungen des SPFI seien die meisten
Länder dazu fähig, soziale Basisschutzsyste-
me zu etablieren. Nur für etwa ein Dut-
zend Länder sei dies nicht ausschließlich
mit nationalen Ressourcen zu erreichen.
Für sie sollten internationale Hilfen zur
Verfügung gestellt werden. „Das ist auch
gar nicht sehr teuer“, sagte Cichon. In An-

lehnung an den Globalen Fonds zur Be-
kämpfung von Aids, Tuberkulose und Ma-
laria, der jährlich etwa vier Milliarden US-
Dollar ausschütte, könnte in ähnlicher
Größenordnung ein Globaler Fonds für So-
ziale Sicherung geschaffen werden, schlug
er vor.
Nach Angaben der Parlamentarischen
Staatssekretärin im Bundesministerium für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung (BMZ), Maria Flachsbarth (CSU),
liege die Notwendigkeit für den Aufbau so-
zialer Sicherungssysteme in Entwicklungs-
und Schwellenländern auf der Hand. Bis-
lang seien weltweit 71 Prozent der Men-
schen nur unzureichend abgesichert,
55 Prozent hätten gar keinen Schutz. Infol-
ge der Corona-Pandemie würden allein in
diesem Jahr 115 Millionen Menschen neu
in extreme Armut stürzen.
Das BMZ fördere schon seit vielen Jahren
den Aufbau sozialer Sicherungssysteme in
den Partnerstaaten der deutschen Entwick-
lungszusammenarbeit, erklärte Flachs-
barth. Zugleich hätten sich gerade in den
ärmsten Staaten auch Bardgeldtransfers
(„Cash Transfers“) an bedürftige Zielgrup-
pen als wirksames Mittel zur Verhinderung
chronischer Armut erwiesen. Ihr Vorteil sei
es, dass die Empfänger flexibel und eigen-
verantwortlich über die Nutzung der Mittel
entscheiden könnten. Johanna Metz T

Diskriminiert, verfolgt, getötet
RELIGIONSFREIHEIT Bericht wirft schlechtes Licht auf die Lage weltweit. Auch in Deutschland mehr Straftaten

Es klingt wie ein Phänomen längst vergan-
gener Tage – doch die Verfolgung von
Christen ist auch heute in vielen Ländern
der Welt gängige Praxis. Das belegt der ak-
tuelle Bericht der Bundesregierung zur
weltweiten Lage der Religionsfreiheit
(19/2382), den der Bundestag am vergan-
genen Freitag beraten hat. „Drei von vier
Menschen leben in einem Land, das ihre
Religionsfreiheit einschränkt“, sagte Mar-
kus Grübel, Beauftragter der Bundesregie-
rung für die weltweite Religionsfreiheit.
„Christen sind als größte Religionsgemein-
schaft von der Verletzung der Religionsfrei-
heit besonders betroffen.“ Aber auch Ange-
hörige anderer Religionen und Weltan-
schauungen litten weltweit unter Diskrimi-
nierung, Ausgrenzung und Verfolgung, be-
tonte der CDU-Politiker unter Berufung
auf den Bericht.
Der rund 160 Seiten umfassende Report ist
bereits der zweite Lagebericht der Regie-
rung zur globalen Religionsfreiheit. Er
zeigt erneut: Um dieses Menschenrecht ist
es nicht gut bestellt. „In den letzten Jahren
lässt sich ein Trend zu vermehrten Ein-
schränkungen des Menschenrechts auf Re-
ligions- und Weltanschauungsfreiheit er-
kennen“, so das Fazit der Bundesregierung.
30 Länder nimmt ihr Bericht einzeln in
den Fokus, von Afghanistan bis Vietnam.
Die Länderkapitel seien ein Novum des Be-
richts, so Grübel. Damit reagiere die Bun-
desregierung auf einen Wunsch des Parla-
ments. A

Als besonderes auffallendes Beispiel für die
Verletzung der Religionsfreiheit verwies der
Beauftragte der Bundesregierung auf Chi-
na: „Dramatisch“ sei die Lage der muslimi-
schen Uiguren und der buddhistische Tibe-
ter, schwierig auch die Situation für Chris-
ten und Anhänger der Falun-Gong-Bewe-
gung, sagte Grübel. Er forderte eine unab-
hängige Untersuchung und Berichterstat-
tung der Vereinten Nationen zur Lage der
uigurischen Minderheit in China.

Zahl der Straftaten steigt Der Bericht
nimmt jedoch auch Deutschland in den
Blick. So verweist er auf Zahlen des Bun-
deskriminalamtes, wonach antisemitische
und islamfeindliche Straftaten im vergan-
genen Jahr um 13 Prozent beziehungswei-
se 4,4 Prozent gestiegen sind. Antisemiti-
sche Anschläge wie etwa in Halle im Be-
richt zu nennen, sei richtig, sagte Jürgen
Braun (AfD) – genauso richtig, wie die
„Einschränkung der Religionsfreiheit in
Zeiten von Corona“ zu benennen. Die flä-
chendeckende Absage von Ostergottes-
diensten in Deutschland nannte er „ein
verheerendes Signal“. Außerdem vermisste
die AfD in dem Bericht eine klare Darstel-
lung der gewaltsamen Verfolgung von
Christen unter dem Islam.
Bärbel Kofler, Beauftragte der Bundesregie-
rung für Menschenrechte, machte darauf
aufmerksam, dass mit zunehmenden Ein-
schränkungen der Religionsfreiheit auch
ein Teil der Menschenrechte „allgemein
unter Druck“ sei. Das sei leider ein „negati-
ver Trend“, urteilte die SPD-Abgeordnete.
Nur drei Prozent der Weltbevölkerung leb-
ten in Länder mit offenen Zivilgesellschaf-
ten. Die jüngsten Terroranschläge in Frank-
reich, in Halle und in Wien, die „im Na-
men einer Religion oder gegen eine andere

Religion“ verübt worden seien, zeigten,
dass „die Situation der Welt sehr drama-
tisch ist“.
Gyde Jensen (FDP) wies darauf hin, dass
zum vollständigen Bild der Religionsfrei-
heit weltweit nicht nur die Freiheit zu glau-
ben, „an wen man möchte“, gehöre, son-
dern auch die Freiheit nicht zu glauben.
Die drittgrößte Glaubensgemeinschaft
weltweit seien Atheisten und Agnostiker.
Diese würden etwa im Irak verfolgt und so-
gar mit der Todesstrafe bedroht. „Die
Quintessenz muss sein“, forderte Jensen,
„der Staat hat sich aus Glaubensangelegen-
heiten herauszuhalten.“ Deshalb plädierte
sie auch dafür, den „Blasphemieparagraf“,
Paragraf 166 Strafgesetzbuch, zu streichen.
Christine Buchholz (Die Linke) wiederum
warf der Bundesregierung Inkonsequenz

vor: Der Bericht beschreibe zwar eindrück-
lich, wie in Ägypten religiöse Minderheiten
diskriminiert und in ihren Rechten be-
schnitten würden. „Gleichzeitig ist Ägypten
aber Empfänger von deutschen Kriegswaf-
fen. Das passt nicht zusammen“, monierte
sie. Religiöse Minderheiten müssten ge-
schützt werden – „weltweit und in
Deutschland“, verlangte die Abgeordnete
vor dem Hintergrund der vermehrten anti-
semitischen und islamfeindlichen Strafta-
ten hierzulande. Die Terroranschläge von
Nizza, Wien oder Paris dürften nicht dazu
benutzt werden, Muslime unter General-
verdacht zu stellen. „Sie dürfen auch kein
Vorwand sein, im Kampf gegen Rassismus
und Diskriminierung nachzulassen“,
mahnte Buchholz. Ein nächster Bericht
müsse hinsichtlich der „praktischen Konse-
quenzen konkreter werden“.

Systematische Analyse Angesichts der
eklatanten Menschenrechtsverletzungen an
den Uiguren müsse Deutschland endlich
die „Leisetreterei“ gegenüber China been-
den, forderte Kai Gehring (Bündnis 90/Die
Grünen). Die Bundesregierung müsse sich
aktiver für den Schutz und gegen „jede Dif-
famierung von Gläubigen, religiöser Min-
derheiten, Konfessionswechslern oder Kon-
fessionslosen“ einsetzen. „Artikel 4 unseres
Grundgesetzes schützt die Religions- und
Weltanschauungsfreiheit. Diese Freiheit
darf im Alltag nicht brüchig werden“, sagte
der Abgeordnete. „Wir müssen sie verteidi-
gen.“ Gehring warnte auch davor, Angriffe
auf Juden oder Muslime in Deutschland
als Einzeltaten abzutun. Es brauche des-
halb in künftigen Berichten zu Lage der
weltweiten Religionsfreiheit unbedingt
auch eine systematische Analyse der Situa-
tion in Deutschland. Sandra Schmid T

Bedrängte Minderheit: Uiguren in China
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Himmlischer Frieden
AUSWÄRTIGES Anträge zum Erhalt des Open-Skies-Vertrags

Die Koalitionsfraktionen von CDU/CSU
und SPD treten für den Erhalt des Vertrags
über den Offenen Himmel (Open Skies)
ein. Der Vertrag sei das einzige verbliebene,
rechtlich verbindliche Instrument der Ver-
trauensbildung als Teil der konventionellen
Rüstungskontrolle im euro-atlantischen
Raum, argumentieren die Abgeordneten in
einem Antrag (19/23946), der am Freitag
im Plenum mit den Stimmen von CDU/
CSU, SPD, AfD und FDP angenommen wur-
de., die Linke enthielt sich, die Grünen
stimmten dagegen. Das Abkommen ermög-
liche den 34 Vertragsstaaten in Europa und
Nordamerika gemeinsame Beobachtungsflü-
ge über das gesamte Gebiet aller Vertrags-
staaten – von Vancouver bis Wladiwostok.
Die Abgeordneten fordern die Bundesre-
gierung unter anderem auf, den vertrauens-
bildenden Charakter und die Bedeutung

des Vertrags für die euroatlantische Sicher-
heitsarchitektur zu unterstreichen. Russ-
land solle zu vollständiger Umsetzung des
Vertrags bewegt werden und „bisherige Im-
plementierungsdefizite“, insbesondere mit
Blick auf Kaliningrad, umgehend beheben.
Außerdem soll die Bundesregierung darauf
hinwirken, dass die Vereinigten Staaten als
„ursprünglicher Impulsgeber und entschei-
dende Vertragspartei“ weiterhin Teil des
Vertrags bleiben und ihre Ausstiegsent-
scheidung vom Mai 2020 revidieren.
Keine Mehrheiten fanden hingegen die An-
träge der Fraktionen Die Linke und Bündnis
90/Die Grünen (19/19487,19/20788). Die
Linke hatte die Bundesregierung aufgefor-
dert, klarzustellen, „dass im Falle eines Aus-
tritts der USA weiterhin russische Beobach-
tungsflüge über der Bundesrepublik, und
damit auch über US-amerikanische Stütz-
punkte in Deutschland, stattfinden dürfen“.
Die Grünen sehen die Bundesregierung in
der Pflicht, sich für den Erhalt des Vertrags
einzusetzen und bei einem Rückzug der
USA dafür zu sorgen, dass die verbliebenen
Teilnehmer den Vertrag weiter nutzen. Si-
chergestellt werden sollte dann, dass es kei-
ne Weitergabe der gewonnenen Informatio-
nen im Rahmen von Open-Skies-Flügen an
Nichtmitglieder des Vertrags gibt.
Der Vertrag über den Offenen Himmel ist
nach Angaben des Auswärtigen Amtes 1992
von ursprünglich 27 Staaten der Nato und
des ehemaligen Warschauer Pakts unter-
zeichnet worden und 2002 verbindlich in
Kraft getreten. Er gibt jedem Vertragsstaat
das Recht, jährlich eine bestimmte Anzahl
vereinbarter Beobachtungsflüge über dem
Staatsgebiet anderer Vertragsstaaten durch-
zuführen. Dabei kommen Sensoren für Fo-
to- und Videoaufnahmen zum Einsatz, zu-
nehmend auch digital. ahe T

Kameras im Rumpf des A319-Open-Skies-
Flugzeugs der Bundeswehr
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Haftgrund vor
Abschiebung
INNERES Mit einer Änderung des Aufent-
haltsgesetzes hat der Bundestag vergange-
nen Woche einen neuern Hafttatbestand
zur Vorbereitung einer Abschiebungsan-
drohung beschlossen. Mit den Stimmen
der Koalitionsfraktionen von CDU/CSU
und SPD sowie der AfD- und der FDP-
Fraktion verabschiedete das Parlament ei-
nen entsprechenden Gesetzentwurf der
Bundesregierung (19/22848). Der Hafttat-
bestand soll für Personen gelten, „die sich
entgegen einem bestehenden Einreise- und
Aufenthaltsverbot und ohne Betretenser-
laubnis im Bundesgebiet aufhalten und
von denen eine erhebliche Gefahr für Leib
und Leben Dritter oder bedeutende Rechts-
güter der inneren Sicherheit ausgeht oder
die aufgrund eines besonders schwerwie-
genden Ausweisungsinteresses“ ausgewie-
sen worden sind.
Ziel ist laut Vorlage die Schließung einer
Regelungslücke. Die Anordnung der Siche-
rungshaft setze voraus, dass der Ausländer
zum Zeitpunkt der Haftanordnung voll-
ziehbar ausreisepflichtig ist. Stelle er „vor
Haftanordnung einen Asylantrag, ist die
Anordnung von Sicherungshaft nicht mög-
lich, da der Asylantrag den Aufenthalt des
Ausländers zum Zwecke der Durchführung
des Asylverfahrens erlaubt und damit keine
vollziehbare Ausreisepflicht besteht“. Diese
Regelungslücke solle mit der neuen Vor-
schrift beseitigt werden, indem eine ergän-
zende Vorbereitungshaft in bestimmten
Fällen geschaffen wird.
Mit dem Gesetz wird zudem der bislang
für 2021 geplante Zensus in Folge der Co-
rona-Pandemie auf das Folgejahr verscho-
ben. sto T

»Geißel unserer Zeit«
TERROR Zusammenhalt der Gesellschaft angemahnt. Bundestag entfristet Geheimdienst-Befugnisse

N
ach den jüngsten Ter-
roranschlägen in Dres-
den, Frankreich und zu-
letzt in Wien hat die is-
lamistische Bedrohung
vergangene Woche

gleich mehrere Plenardebatten des Bundes-
tages beherrscht: Nur wenige Stunden nach
einer Aktuellen Stunde mit dem Titel „Isla-
mistischen Terror in Europa entschieden
bekämpfen – Unsere freie
Gesellschaft verteidigen“
ging es um eine Entfristung
von Anti-Terror-Befugnis-
sen der Nachrichtendiens-
te, kurz danach um die Ein-
führung einer „vorbereiten-
den Ergänzungshaft“ im
Aufenthaltsgesetz (siehe
Beitrag rechts); am Folgetag
standen AfD-Initiativen zur
Eindämmung des Islamis-
mus auf der Tagesordnung.
Schon zu Beginn der Ple-
narberatungen gedachte
Bundestagspräsident Wolfgang Schäuble
(CDU) am Mittwoch der Opfer der Terror-
attacken. Erneut sei die „offene und freie
Gesellschaft von fanatischem Hass heimge-
sucht“ worden, beklagte der Parlaments-
präsident und konstatierte: „Der islamisti-
sche Terror trifft Menschen wahllos, aber er
zielt immer auf das Gleiche: auf die Frei-
heit des Glaubens, auch auf die Freiheit,
nicht zu glauben. Auf unsere Art, zu leben.

Auf unser Selbstverständnis.“ Die Anschlä-
ge meinten „die Werte, die uns in allen
westlichen Gesellschaften einen“, unter-
strich Schäuble und mahnte die „Geschlos-
senheit des Westens“ an, das „gemeinsame
entschlossene Handeln, um unsere Freiheit
und unsere Werte zu verteidigen“.
Deren Verteidigung war auch in der Aktuel-
len Stunde ein fraktionsübergreifendes
Motiv, allerdings mit teilweise sehr unter-

schiedlichem Zungen-
schlag. Bundesinnenminis-
ter Horst Seehofer (CSU)
betonte, auch wenn dem
Land die größte Gefahr
durch den Rechtsextremis-
mus erwachsen sei, stelle
der islamistische Terror
nach wie vor eine „unge-
heure Bedrohung“ dar:
„Mit Anschlägen muss auch
bei uns jederzeit gerechnet
werden“. Der Kampf gegen
„diese Geißel unserer Zeit“
richte sich aber „nicht ge-

gen den Islam, sondern gegen fanatischen
und gewalttätigen Extremismus“.
Martin Hess (AfD) sagte, niemand habe et-
was gegen Muslime, die „unsere Grund-
und Werteordnung teilen“, doch hätten Is-
lamisten „Europa den Krieg erklärt, und
wir müssen jetzt endlich zurückschlagen“.
Alle islamistischen Gefährder seien abzu-
schieben, und wo dies nicht möglich sei,
brauche man eine bundesweit einheitliche

Rechtsgrundlage für einen längerfristigen
Gefährdergewahrsam.
Ute Vogt (SPD) hielt Hess vor, mit Begrif-
fen wie „zurückschlagen“ Hass und Gewalt
zu schüren. Dabei wolle der Terrorismus ja
eben erreichen, dass die Gesellschaft ge-
walttätig wird. Genau dies gelte es aber zu
verhindern, betonte Vogt und wandte sich
gegen „alle antiaufklärerischen Tendenzen,
die am Ende zu Fanatismus führen, ob von
Rechtsextremisten, von Isla-
misten oder auch von
Linksextremisten“.
Stephan Thomae (FDP) sah
für fanatischen Islamismus
„keinen Platz in unserem
Land“. Man könne aber un-
terscheiden zwischen „ge-
walttätigem Islamismus
und dem Islam – Men-
schen, die hier einfach
friedlich in unserer Mitte le-
ben wollen“. In Deutsch-
land könnten Menschen al-
ler Religionen leben, müss-
ten sich aber zu Toleranz und Weltoffen-
heit bekennen.
Amira Mohamed Ali (Linke) schilderte,
dass sie als Muslima bei jedem islamisti-
schem Anschlag auch immer die Sorge er-
greife, „was das mit dem Bild vom Islam in
unserer Gesellschaft macht“. Statt „mit
Hass und Hetze einen Generalverdacht ge-
gen Muslime“ zu verbreiten, dürfe es kei-
nen Zweifel geben, „dass alle Muslime, die

friedlich auf dem Boden unseres Grundge-
setzes leben“, gleichberechtigter und
gleichwertiger Teil der Gesellschaft sind.
Konstantin von Notz (Grüne) sagte, Ziel
der Terroristen sei es, einen Keil in die Ge-
sellschaft zu treiben. Wenn man dies zulas-
se, „gewinnen sie“. Er verwies darauf, dass
die meisten von Islamisten ermordete
Menschen Muslime gewesen seien: „Des-
wegen ist die Chiffre der Rechtsextremisten

und der Islamisten vom
‚Religionskrieg‘ irreführend
und falsch“.
Marian Wendt (CDU)
mahnte, als Christen, Ju-
den, Muslime und Atheis-
ten zusammenzustehen. Es
gebe keinen „Kampf zwi-
schen Christen und Musli-
men“, sondern zwischen
der Mehrheit der Men-
schen, die sich für Frieden
engagiere und in Freiheit
leben wolle, „und denen,
die die Welt brennen se-

hen wollen“.

Verstetigt Gegen die Stimmen von FDP,
Linken und Grünen verabschiedete der
Bundestag einen Gesetzentwurf der Koaliti-
on „zur Entfristung von Vorschriften zur
Terrorismusbekämpfung“ (19/23706). Da-
mit werden bisher befristete Regelungen in
den Gesetzen über die drei Nachrichten-
dienste des Bundes dauerhaft festgeschrie-

ben. Dabei handelt es sich insbesondere
um „Auskunftspflichten von Unternehmen
der Branchen Luftverkehr, Finanzdienst-
leistungen, Telekommunikation und Tele-
medien zur Netzwerkaufklärung sowie Re-
gelungen zum IMSI-Catcher-Einsatz zur
Feststellung genutzter Mobiltelefonnum-
mern und zur Ausschreibung im Schenge-
ner Informationssystem zur Nachverfol-
gung internationaler Bezüge“, wie Union
und SPD in der Begründung ausführen.
Der „praktische Bedarf für diese Regelun-
gen und ihr angemessener Einsatz“ sei in
wiederholten Evaluierungen bestätigt wor-
den, heißt es in der Vorlage weiter. Die ak-
tuellen Herausforderungen insbesondere
im Bereich des internationalen Terrorismus
und des Rechtsterrorismus erforderten eine
Verstetigung der ursprünglich mit dem Ter-
rorismusbekämpfungsgesetz vom Januar
2002 eingeführten Befugnisse.
An die Ausschüsse überwiesen wurden
AfD-Anträge, „Rechtsgrundlagen für einen
Präventivgewahrsam auf Bundesebene für
Gefährder“ zu schaffen (19/23951) sowie
eine Finanzierung radikal-islamischer Mo-
scheevereine durch ausländische Staaten
und Organisationen zu unterbinden und
die Ausweisung ausländischer Geistlicher
zu erleichtern, die zur Bekämpfung der
freiheitlich-demokratischen Grundord-
nung aufrufen (19/23956). Ein AfD-An-
trag, Ableger der Muslimbruderschaft ver-
stärkt zu beobachten (19/17126), wurde
abgelehnt. Helmut Stoltenberg T

Polizisten stehen vergangene Woche nach dem islamistischen Terroranschlag in Wien vor Kerzen am Tatort Desider-Friedmann-Platz in der Innenstadt. © picture-alliance/Georg Hochmuth/APA/picturedesk.com

»Der Terror
zielt auf

unsere Art,
zu leben, auf
unser Selbst-
verständnis.«
Wolfang Schäuble (CDU),
Bundestagspräsident

BKA-Präsident sieht weiter Schwachstellen
FALL AMRI Zwei Behördenchefs ziehen vor dem Untersuchungsausschuss selbstkritisch Bilanz

Zu wenig Platz auf der Tribüne, etliche In-
teressierte in einen anderen Saal umquar-
tiert, das hatte es in der Geschichte dieses
Untersuchungsausschusses noch nicht ge-
geben. Eine Folge der unter Coronabedin-
gungen herrschenden Raumknappheit, ge-
wiss. Doch war in der vorigen Woche der
Medien- und Besucherandrang auch gera-
dezu unüblich. Weil prominente Zeugen
erwartet wurden, die Chefs zweier Sicher-
heitsbehörden des Bundes? Oder weil das
Thema durch jüngste Ereignisse an frischer
Aktualität gewonnen hatte?
Der Satz, mit dem Holger Münch, Präsident
des Bundeskriminalamts (BKA), seine ein-
leitenden Bemerkungen abschloss, ließ sich
durchaus so verstehen: „Wenn ein eingestuf-
ter Gefährder in Deutschland einen An-
schlag begeht, dann können die Behörden
nicht sagen, wir haben alles richtig ge-
macht.“ So war es 2016, als der tunesische
Attentäter Anis Amri, ein alter Bekannter
der Polizei, nicht gestoppt wurde. So war es
jetzt wieder in Dresden, wo ein syrischer
Flüchtling zwei Männer mit dem Messer at-
tackierte, und in Österreichs Hauptstadt
Wien. In beiden Fällen hatten die Behörden
den Täter seit langem auf dem Radar, so wie
damals Amri. Wurde nichts dazugelernt?
Nicht genug, meinte in seiner Vernehmung
der Zeuge Münch. Zwar sei es seit dem At-

tentat auf dem Berliner Breitscheidplatz im
Dezember 2016 gelungen, elf weitere An-
schlagsplanungen radikaler Islamisten zu
vereiteln. Auch könne sich ein ausreise-
pflichtiger Krimineller eines unbeschwer-
ten Daseins in Deutschland nicht mehr so
sicher sein wie damals Amri. Zwischen
2017 und September 2020
seien rund 200 Islamisten
abgeschoben worden, unter
ihnen 96 Gefährder und
21 „relevante Personen“.
Gewiss, Schwachstellen sei-
en beseitigt worden: „Aber
nicht alle.“
Als Münch im Dezember
2014 sein Amt antrat, legte
ihm der damalige Innenmi-
nister Thomas de Maizière
(CDU) den Kampf gegen
die Organisierte Kriminali-
tät besonders ans Herz.
Dann ereignete sich einen Monat später in
Paris das Massaker an der Redaktion des
Satireblatts Charlie Hebdo und warf die
polizeiliche Agenda über den Haufen. In
Deutschland stieg zwischen 2013 und 2016
die Zahl der islamistischen Gefährder von
158 auf über 500, die der gemeldete „Ge-
fährdungssachverhalte“, also Anschlagssze-
narien, von 130 auf mehr als 450. Die Er-

mittler waren genötigt, Prioritäten zu set-
zen. Im Sommer 2016 habe sich das BKA
nicht einmal in der Lage gesehen, die An-
schläge in Ansbach und Würzburg zu bear-
beiten: „Die Ressourcen hielten mit der
Dynamik der Entwicklung nicht Schritt.“
Für Münch liegt hier eine der Ursache des

Versagens im Fall Amri. Ei-
ne andere sieht er in der
föderalen Fragmentierung
der deutschen Sicherheits-
behörden, die sich na-
mentlich auf den Umgang
mit erkannten radikalisla-
mischen Gefährdern ausge-
wirkt habe: „Der Bund hat
keine eigenen Gefährder.“
Zuständig für Überwa-
chung und Risikobewer-
tung seien die Länder. Was
unter anderem bedeute,
dass der Arbeitsanfall „sehr

unterschiedlich verteilt“ sei, Berlin und
Nordrhein-Westfalen die Hauptlast zu tra-
gen hätten.
Hinzu komme, dass die Befugnisse der Er-
mittler in den Polizeigesetzen der Länder
nicht einheitlich geregelt seien. Dürfen sie
Telefonverbindungen überwachen? Ver-
schlüsselte Kommunikation an den Quell-
geräten abgreifen? Online-Durchsuchun-

gen vornehmen? Die „Vereinheitlichung
der Polizeigesetze in allen Ländern“ sei
längst nicht am Ziel. Zu wünschen sei,
meinte Münch, ein „parteiübergreifender
Konsens“, um wenigstens die „wichtigsten
Befugnisnormen“ anzugleichen.
Nachdenklich gab sich auch Bruno Kahl,
Präsident des Bundesnachrichtendienstes
(BND). „Bei den deutschen Behörden ist
einiges im Vorfeld nicht so gelaufen, wie es
laufen sollte“, sagte er mit Blick auf Amris
Attentat und mahnte, „eigene Handlungen
selbstkritisch zu überprüfen“ und „eigene
Fehler einzugestehen“. Dazu rechnete Kahl
das Versäumnis des BND, im Herbst 2016
Warnungen des marokkanischen Geheim-
dienstes vor Amri unverzüglich dem Verfas-
sungsschutz weiterzureichen. Der Islamis-
mus sei „weiterhin eine akute Bedrohung“,
betonte Kahl und mahnte, darauf zu ach-
ten, „dass die übertriebene Furcht vor ei-
nem starken und handlungsfähigen Staat
nicht zur Verharmlosung der Feinde der
Demokratie führt“. Winfried Dolderer T
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»Bei den
Behörden ist
einiges nicht
so gelaufen,
wie es laufen

sollte.«
Bruno Kahl,

BND-Präsident

Anzeige

»Wir sollten
als Christen,

Juden, Muslime
und Atheisten
zusammen-
stehen.«
Marian Wendt

(CDU)

KURZ NOTIERT

Personalausweise künftig mit
Fingerabdruck-Speicherung

Der Bundestag hat vergangenen Woche
einen Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung für mehr Sicherheit im Pass- und
Ausweiswesen (19/21986) in modifizier-
ter Fassung (19/24007) beschlossen. Da-
mit müssen im Speichermedium des Per-
sonalausweises zwei Fingerabdrücke ge-
speichert werden. Zudem darf das Pass-
bild nur noch digital erstellt werden.

Digitalisierung bei Verfahren
zu Familienleistungen

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung
„zur Digitalisierung von Verwaltungsver-
fahren bei der Gewährung von Familien-
leistungen“ (19/21987) ist vom Bundes-
tag vergangene Woche in modifizierter
Fassung (19/23774) verabschiedet wor-
den. Damit sollen „neue nutzerfreundli-
che digitale Anwendungen bei der Bean-
tragung von Familienleistungen ermög-
licht werden“.

SPD-Fraktionsspitze für
Ziegler als Bundestagsvize

Der SPD-Fraktionsvorstand hat die Bran-
denburger Abgeordnete Dagmar Ziegler
(SPD) für die Nachfolge des verstorbe-
nen Bundestagsvizepräsidenten Thomas
Oppermann vorgeschlagen. Nach Me-
dienberichten will auch die frühere Par-
lamentsvizepräsidentin Ulla Schmidt
(SPD) für das Amt kandidieren. sto T
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Was gehört zum Minimum?
SOZIALES Ab Januar steigen turnusmäßig die monatlichen Regelsätze in der Grundsicherung. Der erleichterte Zugang zur Grundsicherung wird bis März verlängert

Formal gesehen ist es eine Routine: In ei-
nem gesetzlich festgelegten Rahmen ist die
Bundesregierung verpflichtet, die Leistun-
gen der Grundsicherung regelmäßig anzu-
heben. Das betrifft dann nicht nur Bezie-
her von Arbeitslosengeld II und von Sozi-
alhilfe, sondern auch Asylbewerber und
Menschen mit Behinderungen, wenn sie
nicht arbeiten können - also ziemlich viele
Menschen. Deshalb führt auch diese For-
malie regelmäßig zu Grundsatzdebatten
darüber, was die Sicherung des Existenzmi-
nimums bedeutet oder bedeuten soll.
So war es auch in der vergangenen Woche
im Bundestag, als dort abschließend über
den Gesetzentwurf (19/22750; 19/24034)
der Bundesregierung zur Ermittlung von

Regelbedarfen und zur Änderung des
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch sowie
des Asylbewerberleistungsgesetzes beraten
wurde.
Das mit der Mehrheit der Koalitionsfrak-
tionen und der FDP schließlich angenom-
mene Gesetz sieht vor, den Regelsatz für
Alleinlebende ab Januar 2021 auf 446 Euro
pro Monat anzuheben. Wer mit einer an-
deren Person in einer Bedarfsgemeinschaft
lebt, erhält künftig 401 Euro. Kinder bis
fünf Jahre sollen ab Januar 283 Euro erhal-
ten, Kinder von sechs bis 13 Jahre erhalten
309 Euro und für Jugendliche bis ein-
schließlich 17 Jahre steigt der Regelsatz auf
373 Euro.
Darüber hinaus verlängert das Gesetz den
erleichterten Zugang zur Grundsicherung
bis März 2021, was vor allem Selbständige
in der Corona-Krise unterstützen soll. Und
es verlängert die Hilfen für soziale Dienst-
leister, die wegen der Krise nicht alle Ange-
bote erbringen können und deshalb Ein-
nahmeausfälle haben.

Abgelehnt wurden Anträge der Opposition
zum Thema: Ein Antrag (19/23128) der
AfD-Fraktion zum Taschengeld für in Hei-
men lebende Menschen; ein Antrag
(19/23113) der Linken und ein Antrag
(19/23124) von Bündnis 90/Die Grünen,
in denen die Fraktionen jeweils eine ande-
re Berechnung der Regelsätze fordern.

Blumen und ein Auto Linke und Grüne
kritisieren schon seit Jahren, dass der Re-
gelsatz künstlich kleingerechnet wird und
aus den Ausgaben der unteren Einkom-
mensgruppen, die als Datengrundlage die-
nen, verschiedene Ausgaben nicht mitein-
bezogen werden. Dagmar Schmidt (SPD)
nannte die Streichung von Kosten zum
Beispiel für einen Weihnachtsbaum, Blu-
men oder Unterhaltskosten für ein Auto
durchaus ein „Problem“. Denn dadurch
würde, gerade auf dem Land, eine soziale
Gruppe entstehen, die nicht mehr in der
Lage sei, am gesellschaftlichen Leben teil-
zuhaben. „Zur Wahrheit gehört aber eben

auch: Würden alle Ausgaben berücksich-
tigt, die bisher nicht berücksichtigt werden,
dann wären das Mehrausgaben von fast
30 Milliarden Euro jährlich“, betonte sie.

Tobias Zech (CSU) lobte das soziale Netz
in Deutschland. „Darüber können wir alle
froh und darauf kann man auch stolz
sein“, sagte er. Aber eine Debatte über ein
Minimum sei immer eine schwierige De-
batte. „Und wir werden uns da auch nie ei-
nigen können, weil man sich bei einem
Minimum nie einigen kann!“
Uwe Witt (AfD) sagte, das „größte Pro-
blem“ sei, dass das Lohnabstandsgebot
nicht mehr eingehalten werde: „Bereits
jetzt wird Nichtstun gegenüber harter Ar-
beit mit über 400 Euro mehr belohnt.“ Au-
ßerdem kritisierte er die Regelungen für
den Sozialleistungsbezug von EU-Auslän-
dern als falschen Anreiz für Einwanderung
in die deutschen Sozialsysteme.
Pascal Kober (FDP) kritisierte, dass die
Leistungen für das Bildungs- und Teilhabe-
paket nicht deutlich erhöht worden sind,
so wie es seine Fraktion gefordert habe.
Leistungen für Kinder seien aber Investitio-
nen. „Da knausern Sie um jeden Cent,
wenn es um die Zukunft der Kinder im

Leistungsbezug geht. Das ist unverständ-
lich und unverantwortlich“, sagte er.
Für Katja Kipping (Die Linke) sind die ge-
planten Erhöhungen völlig unzureichend.
„Leben mit Hartz-IV-Regelsätzen bedeutet
Mangel, bedeutet, dauerhaft mit einem Ta-
schenrechner im Kopf zu leben. Wir als
Linke wollen das ändern“, sagte sie. Sie
warf der Regierung vor, mehr als sieben
Millionen Menschen gezielt in Armut hal-
ten zu wollen. Die Bundesregierung billige
den Leistungsbeziehern nicht mal Kosten
für eine Haftpflichtversicherung zu, ärgerte
sie sich.
Sven Lehmann (Bündnis 90/Die Grünen)
kritisierte, dass einerseits milliardenschwe-
re Hilfspakete für die Bewältigung der Co-
rona-Krise bewilligt würden, aber anderer-
seits ein Corona-Aufschlag für die Grundsi-
cherung strikt abgelehnt werde. „Wie erklä-
ren Sie einer alleinerziehenden Mutter, die
sich mit Minijobs und Grundsicherung
durchschlägt, dass sie auch künftig leer
ausgeht?“, fragte er. che T
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> STICHWORT

Grundsicherung

> Betroffene Rund sieben Millionen
Menschen erhalten Leistungen der so-
zialen Mindestsicherung. Dazu gehören
auch Rentner und „Aufstocker“, also je-
ne, deren Lohn nicht zum Leben reicht.

> Erhöhung Die Bundesregierung ist ver-
pflichtet, die Regelsätze regelmäßig der
Preisentwicklung anzupassen.

> Verlängerung Wegen der Corona-Krise
wird der erleichterte Zugang zur Grund-
sicherung verlängert.

W
ird der Bundestag
bei den Maßnah-
men zur Bekämp-
fung der Corona-
Pandemie ausrei-
chend beteiligt?

Für diese Frage blieb während der rasanten
Ausbreitung der Krankheit im Frühjahr we-
nig Zeit. Die Situation war unbekannt und
erforderte dennoch schnelles politisches
Handeln. Nach Monaten Erfahrung und
mit dem erneuten Anstieg der Infektionen
Ende September wurden die Stimmen je-
doch lauter, die forderten,
künftig nicht nur Minister-
präsidenten und Bundes-
kanzlerin entscheiden zu
lassen. Nicht zuletzt der
kürzlich verstorbene Bun-
destagsvizepräsident Tho-
mas Oppermann (SPD)
warf die Frage als einer der
ersten in den Raum und
konnte sich darin auch der
Unterstützung von Bundes-
tagpräsident Wolfgang
Schäuble (CDU) sicher
sein.
In der vergangenen Woche waren zwei An-
träge der AfD-Fraktion der Anlass für den
Bundestag, sich in einer Debatte erneut
mit dieser Frage zu befassen. Deutlich wur-
de zum einen, dass es eine breite Mehrheit
für eine stärkere Rolle des Bundestages
gibt. Zum anderen wurde der AfD-Fraktion
von allen übrigen Fraktionen nicht abge-
nommen, sich als Hüterin von Demokratie
und Rechtsstaatlichkeit zu präsentieren.

In einem Antrag (19/23949) verlangt die
Fraktion unter anderem die Aufhebung der
Beschlüsse des Corona-Gipfels von Ende
Oktober und fordert eine andere Rolle des
Bundestages für Beschlüsse über Eingriffe
in Grundrechte. Dieser Antrag wurde im
Anschluss an die Debatte an die Ausschüs-
se überwiesen. Abgelehnt wurde ein ande-
rer Antrag (19/18977), in dem die AfD for-
dert, die Versammlungs- und Religionsfrei-
heit auch während einer epidemischen La-
ge zu gewährleisten.
Gottfried Curio (AfD) warf der Regierung

planloses Agieren vor. Auch
der neue Lockdown sei un-
spezifisch, wieder dürfe das
Parlament nur abnicken,
was im Kanzleramt be-
schlossen worden sei. „Aber
ein pauschales Durchregie-
ren mit Verordnungen ist
verfassungswidrig“, sagte
Curio. Es brauche vielmehr
eine rechtliche und parla-
mentarische Grundlegung
und eine Verhältnismäßig-
keit der Maßnahmen. Der
zweite Lockdwon „geht wie

der Schnitter mit der Sense durch die deut-
sche Wirtschaft“, kritisierte er.

Der nötige Spielraum Philipp Amthor
(CDU) betonte: Natürlich könne die Regie-
rung durch den Bundestag stärker be-
schränkt werden, „aber am Ende haben wir
als Parlament den Entscheidungsspiel-
raum. Das wollen Sie nicht verstehen“,
warf er der AfD vor. Wenn die AfD behaup-

te, das Parlament sei nicht beteiligt wor-
den, habe sie entweder die unzähligen De-
batten der vergangenen Monate im Bun-
destag nicht mitbekommen oder sie ver-
drehe die Tatsachen bewusst, kritisierte
Amthor.
Andrew Ullmann (FDP) warnte davor, die
Pandemie zu verharmlosen und warf ge-
nau dies der AfD vor. Die Pandemie sei
aber nicht vorbei und sie toleriere auch
keine Fehler, sagte er. Zu den Maßnahmen,
um die Corona-Krise zu bewältigen, könn-
ten auch Einschränkungen in die Grund-
rechte gehören. „Aber sie
müssen wissenschaftlich
begründet, klar, verhältnis-
mäßig und logisch sein“,
betonte Ullmann. Die Stra-
tegie der AfD sei jedoch
seit Monaten, die Krise
konsequent zu ignorieren.
Sebastian Hartmann (SPD)
warf der AfD ebenfalls vor,
die Krise für populistische
Zwecke zu missbrauchen.
„Aber wir als Bundestag
zeigen dem Land einen
Weg auf, wie wir aus der
Krise herauskommen.“ Dass der Bundestag
seine Position in der Debatte stärken müs-
se und wolle, zeige der Änderungsantrag
der Koalitionsfraktionen für das Infekti-
onsschutzgesetz, über das der Bundestag
im November weiter beraten werde. „Da-
mit werden wir genau definieren, mit wel-
chem Grundrechtseingriff wir wie umge-
hen, wie wir Ressourcen zur Verfügung stel-
len und wie wir sowohl den Landesregie-

rungen als auch den Bürgern eine klare
Orientierung geben. Der Bundestag han-
delt“, betonte Hartmann.

Frage der Glaubwürdigkeit André Hahn
(Die Linke) verteidigte die drastischen Ge-
genmaßnahmen zur Eindämmung der In-
fektionszahlen, betonte aber zugleich, der
Bundestag müsse dabei künftig eine andere
Rolle einnehmen. Die demokratischen
Fraktionen hätten die Pflicht, die verfas-
sungsgemäße Gewaltenteilung zu achten.
Diese sei in den vergangenen Monaten

wiederholt verletzt worden.
„Über zwingend notwendi-
ge, nachweisbar wirksame
und nicht zuletzt verhält-
nismäßige Einschränkun-
gen von Grundrechten darf
niemand anders als der
Bundestag entscheiden“,
betonte Hahn.
Britta Haßelmann (Grüne)
attestierte der AfD, kein „se-
riöser“ Gesprächspartner für
die Verteidigung von
Rechtsstaatlichkeit und De-
mokratie zu sein: „Wer so

spaltet, wer die Nähe zu Rechtsextremen
sucht und sich mit Verschwörungsideolo-
gen gemein macht, der hat jede Glaubwür-
digkeit verloren, der hat sie nie gehabt.“
Man sehe doch in jeder Parlamentswoche
aufs Neue, wie die AfD versuche, demokra-
tische Institutionen oder das Parlament
verächtlich zu machen. Die AfD verteidige
nicht die Demokratie, „Sie greifen sie doch
an!“, sagte Haßelmann. Claudia Heine T

Bundestagspräsident Wolfgang Schäuble während der Leitung einer Plenardebatte. © picture-alliance/dpa

In eigener
Sache
BUNDESTAG Alle Fraktionen betonen,
das Parlament brauche bei Ent-
scheidungen über Eingriffe in Grund-
rechte im Zuge der Corona-Pandemie
einen stärkeren Einfluss

»Der Lock-
down geht wie
der Schnitter
mit der Sense
durch die

Wirtschaft.«
Gottfried Curio (AfD)

»Über Ein-
griffe in

Grundrechte
darf allein der
Bundestag

entscheiden.«
André Hahn (Die Linke)

Digitale Spaltung
FAMILIE Seniorenheimen fehlt meist der Internetzugang

Die FDP-Fraktion ist mit ihrer Forderung,
70 Millionen Euro im Bundeshaushalt be-
reitzustellen, um Videotelefonie für die Be-
wohner von Pflege- und Seniorenheime zu
ermöglichen, gescheitert. Der Bundestag
lehnte den entsprechenden Antrag der Li-
beralen (19/20531) gemäß einer Beschluss-
empfehlung des Familienausschusses
(19/24050) am vergangenen Freitag mit
den Stimmen der Koalitionsfraktionen der
CDU/CSU und SPD gegen das Votum der
FDP- und der Linksfraktion ab. Die AfD
und Bündnis 90/Die Grünen enthielten
sich der Stimme. Zugleich debattierte der
Bundestag über den „Achten Bericht zur
Lage der älteren Generation“ (19/21650),
der sich mit der Bedeutung der Digitalisie-
rung auseinandersetzt.

Glasfaserausbau Trotz der Ablehnung des
Antrags bescheinigte die CDU-Abgeordne-
te Katharina Landgraf der FDP, dass ihr An-
trag „richtig gut“ sei. Allerdings sei er
„falsch adressiert“, da nach der Föderalis-
musreform ausschließlich die Länder für
die Alten- und Pflegeheime zuständig sei-
en. Zugleich räumte sie ein, dass der Bund
trotz der aufgelegten Förderprogramme
noch mehr Anstrengungen beim Ausbau
des Glasfasernetzes unternehmen müsse.
Auch Ursula Schulten (SPD) führte an,
dass die digitale Ausstattung der Senioren-
heime zu wünschen übrig lasse. Dies werde

auch durch den Altenbericht bestätigt. Le-
diglich ein Drittel der Senioreneinrichtun-
gen in Deutschland würden über einen In-
ternetanschluss verfügen.
Frank Pasemann (AfD) führte an, dass der
FDP-Antrag zwar „gut gemeint, aber
schlecht gemacht“ sei. Benötigt würde ein
prinzipieller Politikwechsel, der dafür sor-
ge, dass ältere Menschen nicht länger in
Heime abgeschoben werden. Pasemann
kritisierte zugleich die Corona-Maßnah-
men der Regierung, die zusätzlich zur Ver-
einsamung der älteren Menschen in den
Heimen beitrage. Dies lasse sich allein
durch Digitalisierung nicht kompensieren.
Katrin Werner (Linke) hingegen unterstütz-
te den Antrag. Bereits in ihrer Stellungnah-
me zum Siebten Altenbericht habe die
Bundesregierung eingeräumt, dass mehr
für die digitale Infrastruktur getan werde
müsse. Der aktuelle Altenbericht spreche
jetzt sogar von einer „digitalen Spaltung“
der Gesellschaft, von der vor allem die Äl-
teren betroffen seien. Zugleich warnte Wer-
ner davor, dass sich menschliche Kontakte
auch nicht durch die Digitalisierung erset-
zen ließen.
Aus Sicht der Grünen greift der Antrag der
FDP zu kurz. Es reiche nicht aus, nur die
Technik bereitzustellen. Viele ältere Men-
schen seien auf eine Anleitung durch das
Pflegepersonal angewiesen. Doch viele
Heime litten unter Personalmangel. aw T

»Gedächtnisschwund
vom Feinsten«
VERTEIDIGUNG Abschlussdebatte zur Berateraffäre

Nach einem Jahr mit 17 Sitzungen und
41 Zeugenbefragungen, nach Durchforsten
von mehr als 4.700 Akten, nach Erstellen
eines 700 Seiten prallen Abschlussberichts
erklang im Bundestag in der vergangenen
Woche der Schlussakkord in dem als „Bera-
teraffäre“ des Verteidigungsministeriums
bekannt gewordenen Komplex. Die Töne
fielen nicht eben harmonisch aus, als die
beteiligten Abgeordneten das Fazit ihrer
Arbeit im Untersuchungsausschuss des Ver-
teidigungsausschusses zogen.
Henning Otte (CDU) befand: „Viel Lärm
um nichts.“ Die im Abschlussbericht ge-
sammelten Erkenntnisse seien nicht son-
derlich neu. Es habe falsche und unrecht-
mäßige Vergaben gegeben. Aber die Fehl-
leistungen seien schon bekannt gewesen.
Das Verteidigungsministerium hatte darauf
bereits reagiert. Der Aufwand eines Unter-
suchungsausschusses müsse sich auch am
Ergebnis messen lassen: „Der Schuss ging
daneben“, stellte er fest.
Mit dieser Einschätzung blieb er jedoch
allein. Nicht nur Rüdiger Lucassen (AfD)
strich heraus, dass die damalige Verteidi-
gungsministerin Ursula von der Leyen
(CDU) und ihre Entourage total versagt
hätten. Die Ministerin hätte die Verant-
wortung für die Rechtsverstöße überneh-
men und zurücktreten müssen, meinte er.
Nur die AfD-Fraktion stimmte für ihren
eigenen Antrag, „einer Staatssekretärin“
das Ehrenkreuz der Bundeswehr zu entzie-
hen. Das war gemünzt auf Katrin Suder,
frühere Rüstungs-Staatssekretärin im Mi-
nisterium.
Siemtje Möller (SPD) erklärte, es seien
„zum Teil unglaubliche Zustände“ beim
Umgang des Ministeriums mit den Bera-
tern ans Licht gekommen. Und dies für
Projekte, die für die Bundeswehr keinen
Mehrwert generiert hätten. Das Vorgehen
vieler Berater im Ministerium sei ungeheu-
erlich gewesen: „Gut, dass wir damit
gründlich aufgeräumt haben.“
Lukrative öffentliche Vergaben seien immer
wieder bei denselben Freunden, Bekannten
oder Weggefährten gelandet, kritisierte Ma-

rie-Agnes Strack-Zimmermann (FDP). Von
der Leyen habe die Tore für externe Berater
sperrangelweit geöffnet. Wobei das System,
das die rechtmäßige Vergabe gewährleisten
sollte, versagt habe. Während der Untersu-
chungsarbeit seien die Abgeordneten auf
„kollektiven Gedächtnisschwund vom
Feinsten“ gestoßen.
Matthias Höhn (Die Linke) hob auf das
„Buddy-System“ von Suder ab. Dies sei der
Grund gewesen, weshalb von der Leyen sie
ins Ministerium geholt habe. Er beanstan-
dete, dass die frühere Ministerin in keiner
Weise zur Verantwortung gezogen worden
sei. Dies führe dazu, dass sich die Bürger
„noch mehr und noch stärker von uns ab-
wenden“. Im Untersuchungsausschuss sei-
en Tricks, Kniffe und Umgehungsstrategien
aufgedeckt worden.
Tobias Lindner (Bündnis 90/Die Grünen)
hielt der Unions-Fraktion und der Bundes-
regierung „Gnosiophobie“ vor, was
er mit „panischer Angst vor Wissen“ über-
setzte. Bei von der Leyen machte er Füh-
rungsversagen aus. Es sei ihr nicht um die
Einhaltung von Regeln für den Einsatz ex-
terner Ermittler gegangen, sondern um
kurzfristige und öffentlichkeitswirksame
Erfolge. Franz Ludwig Averdunk T

Von der Leyen sagte im Februar 2020 vor
dem Untersuchungsausschuss aus
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Ungemütlicher Winter
BEVÖLKERUNGSSCHUTZ Präzisierung der Eingriffe in grundrechtliche Freiheiten

V
irologen erwarten einen
harten Winter. Nicht dass
sie plötzlich den Meteoro-
logen die Schau stehlen
wollten, gemeint ist viel-
mehr die erwartete Zunah-

me von Corona-Neuinfektionen in der kal-
ten Jahreszeit, weil das Virus sich dann
leichter verbreitet. Die exponentiell stei-
genden Zahlen weltweit geben einen Vor-
geschmack auf das, was noch kommen
mag. Derweil läuft die Impfstoffentwick-
lung international auf Hochtouren und
lässt ein wenig Licht durch am Ende eines
langen Tunnels. Aktuell befinden sich nach
Angaben der Bundesregie-
rung weltweit acht Impf-
stoffkandidaten gegen Sars-
Cov-2 in klinischen Prü-
fungen der letzten Phase
drei. Deutschland bereitet
sich darauf vor, Millionen
von Impfdosen schnell und
systematisch zur Verfügung
zu stellen.

Präzisierungen Mit dem
dritten Anti-Corona-Paket,
das am Freitag erstmals be-
raten wurde (19/23944),
soll ein Rahmen gesetzt
werden für künftige Impfprogramme. So
sollen nicht nur Versicherte einen Anspruch
auf Schutzimpfungen und Testungen haben
können, sondern auch Nichtversicherte. Zu-
gleich beinhaltet die Vorlage der Regie-
rungsfraktionen von Union und SPD eine
gesetzliche Präzisierung hinsichtlich der
Eingriffe in grundrechtliche Freiheiten.
Um den verfassungsrechtlichen Anforde-
rungen des Parlamentsvorbehalts ange-

sichts der länger andauernden Pandemiela-
ge zu entsprechen, sei eine gesetzliche Prä-
zisierung im Hinblick auf Dauer, Reichwei-
te und Intensität möglicher Maßnahmen
angezeigt, heißt es im Gesetzentwurf. Und
weiter: Mit der Benennung nicht abschlie-
ßender Regelbeispiele etwaiger Schutzmaß-
nahmen gebe der Gesetzgeber in Aus-
übung seiner Beobachtungs- und Korrek-
turpflicht Reichweite und Grenzen exekuti-
ven Handelns vor. Nun werden in der Vor-
lage diverse Einschränkungen explizit ge-
nannt, das soll die Entscheidungen ge-
richtsfest machen.

Hilfen für Eltern Das Pa-
ket sieht auch Hilfe für be-
rufstätige Eltern vor, wenn
die Betreuung der Kinder
nach einer behördlichen
Schließung von Einrichtun-
gen nicht mehr möglich ist.
Die im März 2020 geschaf-
fene Entschädigungsrege-
lung soll bis Ende März
2021 verlängert werden. Bei
einem unter Quarantäne
gestellten Kind soll auch ei-
ne Entschädigung möglich
sein. Eine Entschädigung
wegen Verdienstausfalls

wird hingegen ausgeschlossen, wenn Per-
sonen eine vermeidbare Reise in ein Risi-
kogebiet unternommen haben.
Über die von Bund und Ländern jüngst be-
schlossenen Auflagen in der Coronakrise
wird weiter heftig gestritten, so auch in der
Aussprache über den Gesetzentwurf. Bundes-
gesundheitsminister Jens Spahn (CDU) sag-
te, es werde alles getan, um die Bürger zu
schützen. Dazu sei eine bittere Medizin in

Form von Einschränkungen der bürgerlichen
Freiheiten nötig. Die Kontaktbeschränkun-
gen im Frühjahr hätten gewirkt, nun gehe es
darum, die zweite Welle zu brechen. Spahn
betonte, die Lage sei ernst. Noch könne das
Gesundheitssystem mit der Situation umge-
hen, auf Dauer sei aber die Dynamik zu
stark. Er warnte: „Wenn die Intensivstationen
einmal überfüllt sind, dann ist es zu spät.“
Spahn räumte ein, dass die Gesellschaft
durch die Einschränkungen in der Corona-
krise im Kern getroffen sei. Die Pandemie
sei eine Mammutaufgabe und der Höhe-
punkt vermutlich noch nicht erreicht. Zu-
gleich gebe es einen großen Zusammen-
halt, Flexibilität, Kreativität
und Besonnenheit. Spahn
versicherte: „Wir werden
die kommenden Heraus-
forderungen gemeinsam
bestehen.“

Skepsis Bärbel Bas (SPD)
sagte, die hohe Zahl der
Neuinfektionen zeige den
dringenden Handlungsbe-
darf auf. Es müsse jetzt et-
was unternommen werden,
um die Infektionen wieder
nachverfolgen zu können.
Sie räumte ein, über einzel-
ne Beschränkungen könne man streiten,
wichtig sei aber ein einheitliches Vorgehen
und die Reduzierung der Kontakte. Zugleich
müssten die Eingriffe in Freiheitsrechte bes-
ser erklärt und rechtssicher gemacht werden.
Christian Lindner (FDP) sprach von emp-
findlichen Einschränkungen der Freiheit.
Die Notwendigkeit einzelner Maßnahmen
werde mit Skepsis gesehen. Zudem sei un-
klar, wie es langfristig weitergehen solle.

Womöglich drohe ein Jojo-Effekt. Die
Rechtsgrundlagen nannte Lindner „wacke-
lig“. Es gebe keinen Grund, immer noch im
Notfallmodus an der Verordnungspraxis
festzuhalten. Den jetzt vorgelegten Gesetz-
entwurf wertete Lindner als unzureichend.
„Sie legen ein rechtspolitisches Feigenblatt
vor, um Entscheidungen nachträglich zu
legitimieren. Das geht hart an die Grenze
der Missachtung des Parlaments.“
Die Feststellung der epidemischen Lage
von nationaler Tragweite müsse befristet
werden, damit der Bundestag die Lage re-
gelmäßig neu bewerten könne. Nötig seien
außerdem parlamentarische Erlassvorbe-

halte und eine Unterrich-
tungspflicht der Bundesre-
gierung.

Wohnung Auch die AfD-
Fraktion zweifelt am Sinn
und Nutzen der verfügten
Einschränkungen. Detlev
Spangenberg (AfD) sagte,
zum Wesen einer Demo-
kratie gehöre, Bürger bei
Entscheidungen mitzuneh-
men. Er kritisierte die aus
seiner Sicht beispiellosen
Einschränkungen der per-
sönlichen Freiheit. Nicht

einmal die Geborgenheit in der eigenen
Wohnung sei künftig noch gesichert. Fol-
gen der Beschränkungen seien eine psy-
chische Belastung der Bevölkerung, Verein-
samung und berufliche Sorgen.
Es wäre besser, die besonders Gefährdeten
zu schützen. Das Land dürfe nicht in den
Ruin getrieben werden. Die Gesundheits-
gefahr durch Corona sei auch nicht größer
als die durch andere Viruserkrankungen.

Susanne Ferschl (Linke) rügte, es werde in
Grund- und Freiheitsrechte eingegriffen
ohne erkennbare Strategie. Damit schwin-
de die Akzeptanz in der Bevölkerung. Der-
art weitreichende Einschränkungen müss-
ten im Parlament beraten und beschlossen
werden. „Die Krise ist nicht die Stunde der
Exekutive, sie ist die Stunde der Parlamen-
te.“ Zudem seien schon vor der Coronakri-
se wichtige Weichenstellungen verpasst
worden, monierte Ferschl und nannte als
Beispiele den Pflegenotstand, den Lehrer-
mangel, den unzureichenden Öffentlichen
Personennahverkehr und die mangelhafte
Belüftung von Klassenzimmern. Die Men-
schen hätten die Pflicht, Abstand zu hal-
ten, aber keine Möglichkeit dazu in engen
Bussen oder Klassenzimmern.

Chancen verpasst Die Grünen tragen die
Beschränkungen im Grundsatz mit, for-
dern aber mehr Transparenz und rechtliche
Klarheit. Manuela Rottmann (Grüne) sag-
te, es komme auf schnelle Reaktionen an.
Die drastische Reduktion der Kontakte
werde nicht in Zweifel gezogen, allerdings
seien die Verordnungsermächtigungen im
Infektionsschutzgesetz (IfSG) nicht ausrei-
chend, um Grundrechtseingriffe zu recht-
fertigen. Es seien viele Chancen verpasst
worden, eine solide gesetzliche Grundlage
zu schaffen, beklagte Rottmann. Es reiche
nicht aus, mögliche Einschränkungen im
Gesetz nur zu erwähnen, die Grenzen und
Voraussetzungen müssten auch definiert
werden. Es werde eine für die Gerichte
nachvollziehbare gesetzliche Verknüpfung
zwischen Infektionsgeschehen und Rechts-
folgen benötigt. Die Regeln müssten hin-
reichend bestimmt, gerichtsfest und flexi-
bel sein. Claus Peter Kosfeld T

Die Vorbereitungen auf ein Corona-Impfprogramm laufen auf Hochtouren, aber noch ist unklar, wann die ersehnten Impfstoffe auf den Markt kommen. © picture-alliance/Robin Utrecht

»Wenn die
Intensiv-
stationen

überfüllt sind,
dann ist es
zu spät.«
Jens Spahn (CDU),

Gesundheitsminister

»Die Krise ist
nicht die
Stunde der
Exekutive,
sondern der
Parlamente.«

Susanne Ferschl
(Linke)

Keine Annäherung im Systemstreit
KRANKENVERSICHERUNG Union lehnt Bürgerversicherung weiter ab. Linke scheitert mit Reformanträgen

Über das Nebeneinander von Gesetzlicher
und Privater Krankenversicherung (GKV/
PKV) wird im Bundestag seit Jahren heftig
gestritten, bislang ohne nennenswerte Fol-
gen. In der vergangenen Woche ist die
Linksfraktion gleich mit mehreren Anträ-
gen zur Änderung des dualen Systems ge-
scheitert. Drei ältere Anträge wurden mehr-
heitlich abgewiesen, ein neuer Antrag zur
weiteren Beratung an den Gesundheitsaus-
schuss überwiesen.
Der Linksfraktion geht es unter anderem
darum, Beamten einen realistischen Wech-
sel in die GKV zu ermöglichen (19/1827).
Zudem ist die Linke der Ansicht, die PKV
könne abgeschafft werden, privat Versicher-
te würden dann alle in die GKV überführt
(19/9229). Die Abgeordneten fordern fer-
ner, die in der PKV gebildeten Alterungs-
rückstellungen bei einem Versicherungs-
wechsel vollständig auf die neue Kranken-
versicherung zu übertragen, auch bei ei-
nem Wechsel in die GKV (19/14371). Alle
drei Anträge wurden abgelehnt.
Thema der Debatte war zudem ein neuer
Antrag, in dem die Linke die Abschaffung
der Beitragsbemessungsgrenze in der ge-
setzlichen Kranken- und Pflegeversiche-
rung fordert (19/23934). Dadurch würde
der Beitragssatz sinken, argumentierte die
Fraktion. Der Antrag wird weiter beraten.

In der Aussprache wurden erneut die ge-
gensätzlichen Ansichten der Fraktionen
deutlich. Während neben der Linken auch
die Grünen und die SPD für eine Bürger-
versicherung werben, lehnen Union und
FDP dies strikt ab. Auch die AfD will am
dualen System festhalten.

Beitragssprünge Achim Kessler (Linke)
sagte, die Coronakrise habe gezeigt, wie
wichtig es sei, Spitzenverdiener in die Fi-
nanzierung der GKV einzubeziehen. Die
GKV sei aktuell mit mindestens 16,6 Milli-
arden Euro unterfinanziert. Die Gesund-
heitskosten dürften nicht auf kleine und
mittlere Einkommen abgewälzt werden. Er
warnte zugleich vor stark steigenden Bei-
trägen in der PKV, die für viele Versicherte
im Alter zur Armutsfalle werde.
Auch die Grünen wollen eine einheitliche
Krankenversicherung für alle. Maria Klein-
Schmeink (Grüne) sagte, in der Coronakri-
se zeige sich, wie leistungsfähig das Ge-
sundheitssystem sei. Das habe mit der Tra-
dition der solidarischen GKV zu tun. Nir-
gendwo sonst gebe es einen so großen An-
spruch auf qualitätsgeprüfte Leistung, un-
abhängig vom sozialen Status und dem
Einkommen. Sie fügte hinzu, es sei nicht
sinnvoll, in „alte ideologische Scharmüt-
zel“ zu verfallen. Vielmehr sollte gemein-

sam überlegt werden, wie eine solidarische,
gerechte und bezahlbare Absicherung für
alle ermöglicht werden könne.
Sabine Dittmar (SPD) sagte, es sei be-
kannt, dass ihre Partei auf die Einführung
einer Bürgerversicherung hinarbeite, in die
alle einbezogen wären, auch Selbstständige
und Beamte. Dittmar lobte die Beihilfere-
gelung in Hamburg, wodurch die Mitglied-
schaft von Beamten in der GKV attraktiver
werde. Es wäre konsequent, in dem Punkt
auch auf Bundesebene aktiv zu werden.
Dittmar räumte ein, es sei noch ein langer
Weg bis zur solidarischen Versicherung für
alle, fügte jedoch hinzu: „Die Bürgerversi-
cherung wird kommen, davon bin ich
überzeugt.“

Juristische Einwände Karin Maag (CDU)
hält die einheitliche Versicherung für den
falschen Weg. Sie sprach mit Blick auf die
Linken-Anträge von „altbekannten Wieder-
gängern“. Alle Nöte der PKV-Versicherten
würden dem Ziel der Einheitsversicherung
untergeordnet. Dabei sei das PKV-Modell
nicht unsolidarisch. So trügen die Versi-
cherten über die Alterungsrückstellungen
ihre Gesundheitskosten selbst. Zudem
würden für PKV-Versicherte höhere Hono-
rare gezahlt, das summiere sich auf 13 Mil-
liarden Euro für das Gesundheitswesen.

Die Linken-Forderungen seien aber vor al-
lem rechtlich nicht durchsetzbar.
Jörg Schneider (AfD) ließ Sympathie er-
kennen für die Forderung der Linken, die
Alterungsrückstellungen bei einem Versi-
cherungswechsel mitnehmen zu können.
Das würde den Wettbewerb beleben. Er
warnte zugleich vor einer „sozialistischen
Einheitsmedizin“ und verwies auf das aus
seiner Sicht „marode“ Gesundheitssystem
in Großbritannien. „Wir sind mit dem
dualen System doch gut gefahren.“ Die hö-
heren Honorare in der PKV seien eine
Quersubventionierung für die GKV und ei-
ne Stück gelebte Solidarität.
Auch Christine Aschenberg-Dugnus (FDP)
befand, mit dem dualem System sei
Deutschland gut aufgestellt. „Der Quali-
tätswettbewerb ist geradezu der Motor für
Innovationen.“ Es sei absurd, die privat
Versicherten in die GKV verschieben zu
wollen. Das Nebeneinander von GKV und
PKV sei auch nicht das Problem, sondern
dass Leistungen budgetiert würden. pk T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Anzeige

Brillen als
Regelleistung
ANHÖRUNG I Gesundheits- und Sozialex-
perten befürworten, dass die Kosten für
medizinisch notwendige Brillen wieder in
den Leistungskatalog der gesetzlichen
Krankenversicherung (GKV) übernommen
werden. Manche Menschen könnten sich
Brillen kaum leisten und seien so in ihrer
gesellschaftlichen Teilhabe eingeschränkt,
argumentierten Sozialverbände anlässlich
einer Anhörung des Gesundheitsausschus-
ses vergangene Woche über Anträge von
FDP (19/18913), Grünen (19/8566), AfD
(19/4316) und Linken (19/6057).
Kinder und Jugendliche bis zum vollende-
ten 18. Lebensjahr haben Anspruch auf
Sehhilfen, Erwachsene nur bei sehr starker
Fehlsichtigkeit.
Der Verbraucherzentrale Bundesverband
erklärte, bei Brillen sollten die Kosten einer
medizinisch notwendigen Versorgung ent-
sprechend dem Wirtschaftlichkeitsgebot
von den Kassen übernommen werden. Die
Caritas wies darauf hin, dass Empfänger
von Transferleistungen die Brillen aus dem
Regelsatz finanzieren müssten. Die Festbe-
träge umfassten grundsätzlich nicht die
Kosten der Entspiegelung einer Brille. Die
Entspiegelung sei jedoch bei hochbrechen-
den Gläsern ab einer bestimmten Refrakti-
onsstärke aufgrund des Materials keine
kosmetische Frage, sondern medizinisch
geboten. Die Kassenärztliche Bundesverei-
nigung (KBV) erklärte, auch weniger starke
Sehstörungen könnten zu erheblichen Be-
einträchtigungen der Teilhabe führen. Da-
her sei die Forderung nach einem erweiter-
ten Leistungsanspruch auf Erstattung von
Sehhilfen nachvollziehbar. pk T

Härtefallfonds
für Patienten
ANHÖRUNG II Die Einrichtung eines Här-
tefallfonds für Opfer von Behandlungsfeh-
lern ist unter Experten umstritten. Kritiker
befürchten, dass damit die Präventivwir-
kung des Haftungsrechts untergraben wür-
de. Betroffene argumentieren hingegen, für
Patienten sei die Beweisführung oft schwie-
rig, wenn nicht unmöglich. Viele Opfer
von Behandlungsfehlern blieben auf enor-
men Kosten sitzen. Die Sachverständigen
äußerten sich anlässlich einer Anhörung
des Gesundheitsausschusses zu Anträgen
der Fraktionen von Grünen (19/16059)
und Linken (19/22995).
Die Grünen-Fraktion fordert einen Härte-
fallfonds, der das Haftungsrecht ergänzen
und für unbürokratische Hilfe sorgen soll.
Auch die Linksfraktion fordert eine Stär-
kung der Patientenrechte bei Behandlungs-
fehlern.
Das Aktionsbündnis Patientensicherheit
(APS) beklagte, bei der juristischen Aufar-
beitung von Behandlungsfehlern liege die
Beweislast größtenteils oder vollständig bei
den Patienten, die Beweismittel hingegen
bei den Behandelnden. Von 100 geschädig-
ten Patienten erhielten nur zwischen ei-
nem und fünf Prozent eine finanzielle Ent-
schädigung. Der Medizinrechtler Christian
Katzenmeier von der Universität Köln be-
stätigte, das Kernproblem im Arzthaft-
pflichtprozess sei die Beweisführung und
häufig die Beweisnot des Patienten.
Der Rechtsexperte Gerhard Wagner von der
Humboldt-Universität Berlin riet von ei-
nem Härtefallfonds ab. Schadenverhütung
sei besser als Schadenvergütung. Ein Anreiz
zur Schadenverhütung bestehe nur dann,
wenn Fehler aufgeklärt und Schäden zuge-
rechnet würden. pk T

DAS WILL ICH ONLINE LESEN!
Jetzt auch als E-Paper.
Mehr Information. 
Mehr Themen. 
Mehr Hintergrund. 
Mehr Köpfe. 
Mehr Parlament.

Direkt 
zum E-Paper

Mehr Parlament.

www.das-parlament.de
fazit-com@intime-media-services.de
Telefon 089-8585 3832



8 KULTUR UND BILDUNG Das Parlament - Nr. 46-47 - 09. November 2020

KURZ REZENSIERT

Der Begriff „Populismus“ mag allgegen-
wärtig sein, aber eine grundlegende
Theorie über dieses Phänomen fehlt bis-
lang. Jetzt hat der renommierte Demo-
kratieforscher Pierre Rosanvallon hierzu
ein Standardwerk vorgelegt. Der Histori-
ker vom Pariser Collège de France meint,
der Populismus habe die Politik des
21. Jahrhunderts „revolutioniert“. Die
Zeitgenossen hätten „das wahre Aus-
maß der von ihm bewirkten Umwäl-
zung“ noch nicht voll erfasst: Einige
würden mit dem Populismus die „Neu-
belebung des demokratischen Projekts“
verbinden. Andere betrachteten den Po-
pulismus als drohende Destabilisierung
der Demokratie. Rosanvallon wiederum
bewertet den Populismus als eine auf-
strebende Ideologie, die Anhänger auf
der rechten wie auf der linken Seite des
politischen Spektrums gefunden habe.
Der Autor unterstreicht, das Fundament
der Demokratie seien Parlamentswahlen
und nicht Volksentscheide. „Wenn das
Volk selbst eine Entscheidung trifft, kann
es sich gegen niemanden wenden; seine
Entscheidungen sind unwiderruflich,
denn es gibt nichts, was über ihm
steht.“ Wie kompliziert die Lage unter
populistischen Vorzeichen ist, zeige der
Brexit: Die Wähler konnten diejenigen
nicht zur Rechenschaft ziehen, die ihnen
nahegelegt hatten, für den Austritt
Großbritanniens aus der EU zu stimmen.
Es handelte sich um eine politische Kam-
pagne, nach deren erfolgreichem Aus-
gang sich die Initiatoren zurückgezogen
und die Wähler mit ihrer souveränen
Entscheidung allein gelassen hätten.
Der Autor spricht sich nicht grundsätz-
lich gegen Referenden aus, plädiert aber
dafür, deren Ziele und Modalitäten ge-
nau zu bestimmen, damit das Volk nicht
zu einem ohnmächtigen Souverän wer-
de. Auch dürfe ein Volksentscheid nicht
zum Aufkommen eines autoritären Re-
gimes beitragen. Als bevorzugten An-
wendungsbereich für ein Referendum
nennt Rosanvallon die Einführung einer
neuen Verfassung. manu T

Pierre
Rosanvallon:

Das Jahrhundert
des Populismus.
Geschichte. Theorie.
Kritik.

Hamburger Edition,
Hamburg 2020;
266 S., 35 €

Wer glaubt, in Bezug auf wirtschaftliche
Stabilität und Wachstum werde hierzulan-
de alles richtig gemacht, sollte Alexander
Hagelüken lesen. Der Leitende Redakteur
für Wirtschaftspolitik der „Süddeutschen
Zeitung“ widerlegt eine Reihe unserer be-
liebtesten Wirtschaftsmythen, außerdem
räumt er mit den antieuropäischen Thesen
der Rechtspopulisten auf. Zudem weist er
nach, dass die beiden Generationen, die
auf das Wirtschaftswunder folgten, falsche
geldstrategische Entscheidungen getroffen
haben, indem sie sich auf das Sparbuch zur
Zukunftsvorsorge verließen. Dies habe da-
zu geführt, dass „wenige reiche deutsche
Haushalte so viel besitzen wie 40 Millionen
andere“.
Das Sparbuch als Geldanlage habe die Un-
gleichheit zementiert:Was die ganze Bevöl-
kerung hart erarbeitet und auf das Spar-
buch gelegt habe, komme vor allem ein
paar Reichen zugute. Obwohl Deutschland
und Österreich in der Eurozone die höchste
Wirtschaftsleistung erarbeiteten, würde der
mittlere deutsche Haushalt mit
61.000 Euro und der mittlere österrei-
chische mit 85.000 Euro deutlich weniger
besitzen als der durchschnittliche Haushalt
der Eurozone mit 100.000 Euro. Nach
75 Jahren Marktwirtschaft besäßen die
Deutschen damit so viel wie die Polen, die
die längste Zeit im Sozialismus gelebt hät-
ten. „Härter kann ein Bankrott kaum aus-
fallen“, lautet Hagelükens Urteil.
Ausdrücklich kritisiert der Journalist die
Strategie der globalen Internet-Konzerne
Amazon, Facebook und Alibaba, die nicht
nur das Bargeld und damit ein gutes Stück
Privatsphäre abschaffen wollten. Vielmehr
arbeiteten sie daran, mit ihren eigenen
Kryptowährungen Bitcoin oder Libra die
nationalen Währungen gleich ganz zu er-
setzen.
Das quellenreiche Buch ist ein wirtschaft-
lich-politisches Manifest mit vielen über-
zeugenden Empfehlungen für die deutsche
und die europäische Politik. Hagelüken ist
ein wichtiger Beitrag zur Finanzbildung ge-
lungen. Seine gut lesbare Analyse sollte in
Schulen Pflichtlektüre sein. manu T

Alexander
Hagelüken:

Das Ende des
Geldes, wie wir es
kennen.

C.H. Beck Verlag,
München 2020;
222 S., 16 €

Anzeige

Die finanziellen Schatten Napoleons
KIRCHEN FDP, Linke und Grüne fordern ein Ende der Staatsleistungen

Seit 217 Jahren zahlen der deutsche Staat
und seine Rechtsvorgänger sogenannte
Staatsleistungen an die Katholische und
die Evangelischen Kirchen. Im vergange-
nen Jahr belief sich die Summe dieser
Staatsleistungen auf rund 548 Millionen
Euro, die allerdings nicht der Bund, son-
dern die Bundesländer aufbringen. Nach
dem Willen von FDP, Linken und Bündnis
90/Die Grünen soll damit aber nun
Schluss ein. Am vergangenen Donnerstag
debattierte der Bundestag über einen ge-
meinsamen Gesetzentwurf der drei Oppo-
sitionsfraktionen (19/19273), mit dem
Grundsätze für eine Ablösung dieser Staats-
leistungen formuliert werden sollen.
Das Thema reicht weit in die Geschichte
zurück. Die gezahlten Staatsleistungen stel-
len eine Entschädigung für Enteignungen
von kirchlichem Besitz dar, die Jahrhun-
derte zurückliegen. Die meisten dieser Ent-
eignungen ereigneten sich im Zuge der Be-
setzung der linksrheinischen deutschen
Gebiete durch das napoleonische Frank-

reich und den Reichsdeputationshaupt-
schluss von 1803. Infolge der Säkularisati-
on von Kirchenbesitz übernahmen weltli-
che Regenten die Unterhaltsverpflichtun-
gen für die vormals geistlichen Regenten.
In der Weimarer Reichsverfassung bekann-
te sich das Deutsche Reich zu dieser Ver-
pflichtung, setzte sich aber zugleich den
Verfassungsauftrag, ein Gesetz zur Ablö-
sung dieser Staatsleistungen zu verabschie-
den. Die Bundesrepublik übernahm diese
Verpflichtung bei ihrer Gründung in das
Grundgesetz.

Fünfjahresfrist Mit ihrem Gesetzentwurf
wollen die drei Oppositionsfraktionen nun
die rechtlichen Grundlagen auf Bundes-
ebene schaffen, damit die Bundesländer
ihrer Pflicht zur Ablösung der Staatsleis-
tungen rechtssicher nachkommen können.
Mit dem Gesetzentwurf liege „zum ersten
Mal ein fairer und vor allem realisierbarer
Kompromiss“ vor, um dem Auftrag des
Grundgesetzes nachzukommen, betonte
der FDP-Abgeordnete Benjamin Strasser.
Konkret sieht der Gesetzentwurf vor, dass
sich Länder und Kirchen innerhalb einer
Frist von fünf Jahren auf eine Ablösung der
Staatsleistungen einigen. Dabei sollen Ein-
malzahlungen oder Ratenzahlungen in der
Höhe des 18,6-fachen der aktuellen Jahres-

zahlung möglich sein. Dies sollen die Län-
der individuell aushandeln.
Prinzipiell unterstützt wird das Anliegen
auch von der AfD-Fraktion, die allerdings
im Sommer dieses Jahres bereits einen ei-
genen Gesetzentwurf (19/19649) einge-
bracht hatte. Dieser sieht vor, die Staatsleis-
tungen bis 2026 auslaufen zu lassen, wie
Volker Münz (AfD) erläuterte. Dies bedeu-
te, dass die Kirchen in den kommenden
Jahren etwa 3,3 Milliarden Euro erhalten
würden. Der Gesetzentwurf von FDP, Lin-
ken und Grünen ermögliche aber Zahlun-
gen von bis zu zehn Milliarden Euro. Das
sei zu viel, sagte Münz.
Bei den Koalitionsfraktionen wurde die
Gesetzesinitiative mit Zurückhaltung auf-
genommen. Immerhin bescheinigte Her-
mann Gröhe (CDU), dass der „Gesetzent-
wurf einen wichtigen Beitrag zu einer sach-
lichen Diskussion über einen notwendigen
Schritt zur Umsetzung eines Verfassungsge-
bots darstellt“.
Für die Sozialdemokraten betonte Lars
Castellucci, dass die Staatsleistungen „kein
Privileg“ der Kirchen seien, sondern dass
sie diese „aufgrund von Recht“ erhielten.
Seine Partei werde auch keinem Gesetz zu-
stimmen, dass ohne vorherige Abstim-
mung mit den Kirchen und den Ländern
auf den Weg gebracht werden soll. aw T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Ü
ber Jahre hinweg war keine Ei-
nigung zu finden in der Dis-
kussion über die Zukunft der
Stasi-Unterlagen. Jetzt zeich-
net sich ein breiter Kompro-
miss ab: Die Stasi-Akten gehen

in die Verantwortung des Bundesarchivs
über, die Bestimmungen des Stasi-Unterla-
gen-Gesetzes bleiben aber in Kraft und es
wird das Amt eines Beauftragten für die
Opfer der SED-Diktatur geschaffen.
Auch die Opferverbände, die sich in der
Vergangenheit gegen eine Überführung der
Akten ins Bundesarchiv gesträubt hatten,
sind mit diesen Regelungen einverstanden.
Dies betonte der Bundesvorsitzende der
Union der Opferverbände kommunisti-
scher Gewaltherrschaft, Dieter Dom-
browski, in der vergangenen Woche in ei-
ner öffentlichen Anhörung des Kulturaus-
schusses über den entsprechenden Gesetz-
entwurf (19/23709), den die Koalitions-

fraktionen der CDU/CSU und SPD ge-
meinsam mit den Oppositionsfraktionen
der FDP und von Bündnis 90/Die Grünen
vorgelegt haben. Bereits in der nächsten
Sitzungswoche des Bundestages soll der
Gesetzentwurf in zweiter und dritter Le-
sung verabschiedet werden. Eine breite
parlamentarische Zustimmung hatte sich
schon in der ersten Lesung Ende Oktober
abgezeichnet. Bezüglich des Umgangs mit
den Akten folgt der Gesetzentwurf den Vor-
schlägen, die der Bundesbeauftragte für die
Stasi-Unterlagen (BSTU), Roland Jahn, ge-
meinsam mit dem Präsidenten des Bun-
desarchivs, Michael Hollmann, im Auftrag
des Bundestages erarbeitet und im vergan-
genen Jahr vorgelegt hatte (19/8201).
Konkret sieht die Gesetzesinitiative vor, dass
der gesamte Unterlagenbestand des BSTU
– er umfasst neben den rund 111 Kilome-
tern an Akten auch 1,8 Millionen Fotodo-
kumente und etwa 2.800 Filmdokumente

– in den Verantwortungsbereich des Bun-
desarchivs übergeht. Aber: Die speziellen
Regelungen des Stasi-Unterlagen-Gesetzes
bleiben in Kraft. Dies bedeutet vor allem,
dass das Recht auf Akteneinsicht für die be-
troffenen Personen, die Wissenschaft und
die Medien auch in Zukunft erhalten bleibt.
Die Aufarbeitung der Akten und damit auch
die weitere Erforschung und Aufarbeitung
der Geschichte und der Funktion des Minis-
teriums für Staatssicherheit (MfS) in der
ehemaligen DDR kann fortgeführt werden.

Opfer-Beauftragter Der zweite entschei-
dende Punkt, der zur Befriedung des Streits
um die Stasi-Akten beiträgt, ist die Schaf-
fung des Amts eines Bundesbeauftragten
für die Opfer der SED-Diktatur. Er soll
nach dem Vorbild des Wehrbeauftragten
als Ombudsperson direkt beim Deutschen
Bundestag angesiedelt werden. Im Gegen-
satz zum Wehrbeauftragten ist allerdings

keine Verankerung des Amtes im Grundge-
setz vorgesehen. Der Beauftragte soll zu-
künftig als Ansprechpartner für die Opfer
dienen und dem Bundestag jährlich einen
Bericht über die Situation der Opfer vorle-
gen.
Gewählt werden soll der Opferbeauftragte
auf fünf Jahre durch den Bundestag auf
Vorschlag des Kulturausschusses, der Frak-
tionen oder einer Gruppe von Abgeordne-
ten in Fraktionsstärke. Wählbar soll jeder
wahlberechtigte Bürger ab dem vollende-
ten 35. Lebensjahr sein.

Wünsche der Landesbeauftragten An
dieser Stelle wurden jedoch Nachbesse-
rungswünsche in der Anhörung des Kultur-
ausschusses laut. So plädierten mehrere
Landesbeauftragte für die Aufarbeitung der
SED-Diktatur dafür, zusätzliche Qualifika-
tionskriterien für den Opferbeauftragten
im Gesetz festzulegen. So müsse ausge-
schlossen werden, dass ehemalige Mitar-
beiter der Stasi gewählt werden können,
forderten die Landesbeauftragten von
Sachsen-Anhalt, Birgit Neumann-Becker,
und Brandenburg, Maria Nooke. Auch ehe-
malige SED-Mitglieder sollen nach Nookes
Ansicht nicht gewählt werden können.
Maria Nooke mahnte zudem an, dass die
Frage des Umgangs mit den Verwaltungs-
akten des BSTU ungeklärt sei. Auch sie
müssten im Sinne der historischen For-
schung über die Behörde gesichert werden.
Ebenso dürfe das Recht auf Akteneinsicht
nicht an zu hohe Gebühren für die Antrag-
steller gekoppelt werden. Dieser Forderung
schloss sich auch der Berliner Beauftragt,
Tom Sello an.
Der ehemalige Sächsische Landesbeauf-
tragte für die Stasi-Unterlagen, Siegmar
Faust, mahnte, die in den Stasi-Akten ent-
haltenen Diffamierungen der bespitzelten
Menschen in der DDR kenntlich zu ma-
chen. Es könne nicht sein, dass diese un-
kommentiert für die nachfolgenden Gene-
rationen archiviert würden, sagte Faust.
Diese Forderung wurde auch von Birgit
Neumann-Becker unterstützt.

Archivstandorte Durchgehende Zustim-
mung kam von allen Sachverständigen in
der Anhörung zu der Regelung, dass die
Stasi-Akten auch zukünftig an ihren regio-
nalen Standorten in den ostdeutschen Län-
dern archiviert werden sollen. So heißt es
in der Gesetzvorlage ausdrücklich: „Die
Stasi-Unterlagen werden in Berlin und an
regionalen Standorten in Erfurt, Frankfurt
(Oder), Halle, Leipzig und Rostock gemäß
ihrer Herkunft verwahrt. Es werden zudem
Außenstellen in Chemnitz, Cottbus, Dres-
den, Gera, Magdeburg, Neubrandenburg,
Schwerin und Suhl gebildet.“

Zukünftige Kosten Dies allerdings wird
den Bund einiges an Geld kosten in Zu-
kunft. Viele der derzeitigen Archive der
BSTU-Außenstellen entsprechen bei wei-
tem nicht mehr den Anforderungen mo-
derner Archive. Darauf hatten Roland Jahn
und Michael Hollmann bereits in ihrem
im vergangenen Jahr vorgelegten Bericht
hingewiesen. Auch der Erhalt der Akten
selbst, wird einige Anstrengungen erfor-
dern. „Um den Erhalt und die Nutzbarkeit
der Unterlagen längstmöglich zu sichern,
sind in den nächsten Jahren weitere umfas-
sende konservatorische und restauratori-
sche Maßnahmen zur Bestandserhaltung
notwendig“, heißt es in Jahns und Holl-
manns Bericht. Hinzu kommen die Kosten
für die Digitalisierung der Aktenbestände,
die in den nächsten Jahren vorangetrieben
werden soll. So wiesen Hollmann und an-
dere Sachverständige in der Anhörung
auch darauf hin, dass es nicht ausreichen
werde, die bislang im Bundeshaushalt für
die Stasi-Unterlagen-Behörde eingestellten
Mittel dem Bundesarchiv zukommen zu
lassen. Alexander Weinlein T

Der Bundesbeauftragte für die Stasi-Unterlagen, Roland Jahn. © picture-alliance/dpa

Aktensicherung
KULTUR Der Streit um die Zukunft der Stasi-Unterlagen
geht zu Ende. Auch die Opferverbände sind zufrieden

KURZ NOTIERT

Bundestag novelliert Gesetz
zur Berufsqualifizierung
Der Bundestag hat am vergangenen
Donnerstag dem Gesetzentwurf der
Bundesregierung zur Novellierung des
Berufsqualifizierungsfeststellungsgeset-
zes und des Fernunterrichtsschutzgeset-
zes (19/24045) einstimmig zugestimmt.
Mit der Gesetzesnovelle soll die Büro-
kratie beim Abschluss von Fernunter-
richtsverträgen abgebaut und der Zu-
gang zu digitalen Bildungsangeboten er-
leichtert werden. Zudem werden neue
Merkmale zur statistischen Erhebung der
Anerkennungsverfahren und Bestim-
mungen im Aufenthaltsrecht für die
Fachkräfteeinwanderung aus Nicht-EU-
Staaten geändert. aw T

Linke fordert
Erhöhung des Bafög

Nach dem Willen der Linksfraktion soll
die Ausbildungsförderung nach dem
Bafög als rückzahlungsfreier Vollzu-
schuss gewährt werden. In einem Antrag
(19/23931), den der Bundestag am Don-
nerstag in die Ausschüsse überwies, for-
dert sie zudem eine Erhöhung des
Bafög-Fördersatzes für den Grundbedarf
auf 560 Euro und der Wohnpauschale
auf 370 Euro. Für ausbildungsbedingte
Ausgaben sollen Bafög-Anspruchsbe-
rechtigte eine monatliche Pauschale von
120 Euro erhalten. Zudem sollen die
Kranken- und Pflegeversicherungszu-
schläge stets in der Höhe der tatsächli-
chen Beiträge gewährt werden. aw T

FDPwill mehrWohnungen
für Studenten undAzubis

Die FDP-Fraktion will das bildungsbezo-
genes Wohnen fördern. In einem Antrag
(19/23927), den der Bundestag am
Donnerstag in die Ausschüsse überwies,
fordert sie die Bundesregierung auf, mit
den Ländern verstärkt nach Möglichkei-
ten zu suchen, öffentlich-private-Part-
nerschaften zu nutzen und den Ankauf
von Belegungsrechten von privaten
Bauherren zur Unterbringung von Stu-
dierenden und Auszubildenden zu prü-
fen. Studierendenwerke sollten auch für
Auszubildende geöffnet werden, um da-
mit das gemeinsame Zusammenleben
von Studierenden und Auszubildenden
in Wohnheimen zu ermöglichen und
umzusetzen. pez T

Linke:Öffentlich-rechtlichen
Rundfunk sichern

Nach dem Willen der Linksfraktion soll
der öffentlich-rechtliche Rundfunk ge-
mäß seiner Aufgaben dauerhaft finan-
ziert werden. In einem Antrag
(19/23937), den der Bundestag ohne
Aussprache in den Kulturausschuss über-
wies, fordert sie die Bundesregierung
auf, sich in diesem Sinne gegenüber den
Bundesländern einzusetzen. Geprüft
werden müsse zudem, wie die Befreiung
von Rundfunkbeiträgen mit öffentlichen
Mitteln kompensiert werden kann. Darü-
ber hinaus setzt sich die Fraktion für die
Rechte der Arbeitnehmer beim öffentli-
chen-rechtlichen Rundfunk ein. So soll
das Bundespersonalvertretungsgesetz so
geändert werden, dass arbeitnehmer-
ähnliche Personen vollwertige Mitbe-
stimmungsrechte in den Personalvertre-
tungen erhalten. Ebenso müsse der Gel-
tungsbereich des Betriebsverfassungsge-
setzes auf arbeitnehmerähnliche Perso-
nen ausgeweitet werden. aw T
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Die neue Zaubertechnik
KÜNSTLICHE INTELLIGENZ Die Syteme mit Chancen und Risiken dringen zunehmend in den Alltag vor

W
enn es um zukünf-
tige Anwendungen
digitaler Techniken
geht, darf das
Schlagwort Künst-
liche Intelligenz

(KI) in keiner Debatte fehlen. Was genau
mit dem Begriff gemeint ist, ist nicht nur
vielen Politikern unklar. Oft entsteht der
Eindruck, dahinter stecke eine Art Zauber-
technik, die man nur mit genügend Daten
füttern müsse, um Antworten auf viele bis-
lang ungelöste Probleme zu erhalten. Die
Realität ist aber viel trivialer und mühsa-
mer und hat oft wenig mit den hochge-
steckten Erwartungen zu tun. „Wenn KI-
Systeme als neuronale statistische Daten-
analysen bezeichnet würden, was der Reali-
tät wesentlich näher käme, dann würde
sich wahrscheinlich keiner Gedanken darü-
ber machen“, sagte der Kaiserlauterer In-
formatikprofessor Peter Liggesmeyer un-
längst. Ein Teil des Hypes um die KI liege
im Begriff selbst begründet.

Neuronale Netze Was ge-
genwärtig meist unter KI
verstanden wird, sind vor
allem ausgefeilte Werkzeu-
ge zur Mustererkennung.
Diese sind bereits vielfach
im Alltag im Gebrauch. Da-
zu gehören Systeme zur Er-
kennung von Sprache oder
Verkehrszeichen, wie sie
bereits in neueren Autos im
Einsatz sind. Als erfolgreich
haben sich dabei tiefe neu-
ronale Netze in Verbindung mit schnellen
Computern erwiesen.
Anders als traditionelle Computerpro-
gramme, die über Algorithmen gesteuert
werden, können neuronale Netze selbst
lernen, was als maschinelles Lernen be-
zeichnet wird. Dadurch, dass beispielswei-
se einer bestimmten Form eine bestimmte
Bedeutung zugewiesen wird, bilden sich in
den neuronalen Netzen sogenannte Ge-
wichtungen. Das ist vergleichbar mit Ver-
knüpfungen im Gehirn, die sich beim Ler-
nen bilden. Diese Netze können aus meh-
reren Schichten bestehen, was als tiefes
neuronales Netz bezeichnet wird.

Fußgänger unterscheiden Neuronale
Netze zur Objekterkennung im Straßenver-
kehr verfügen über zig Millionen künstli-
che Neuronen mit mehr als 100 Millionen
Gewichtungen. Doch es ist ein weit ver-
breiteter Irrtum, dass solche neuronalen
Netze praktisch ohne menschliches Zutun
etwas lernen könnten. So betreiben bei-
spielsweise der Autokonzern Daimler und
der Zulieferer Bosch einen hohen Auf-
wand, um ihren Systemen beizubringen,
im Verkehr einen Fußgänger sicher von ei-
nem Radfahrer zu unterscheiden. Daimler
setzt dazu unter anderem studentische
Hilfskräfte ein, die auf Fotos mit Straßensi-
tuationen mehr als 20 unterschiedliche
Objekttypen markieren. Mit Hilfe dieser
„annotierten Daten“ werden die neurona-
len Netze angelernt. Im realen Straßenver-

kehr müssen sie dann anhand der antrai-
nierten Gewichtungen ähnliche Objekte in
den Sensoraufnahmen erkennen.
Das Beispiel macht deutlich: Gute KI-Syste-
me brauchen eine möglichst zuverlässige
Datenbasis. Doch selbst bei guten Trai-
ningsdaten lässt sich nie exakt vorhersagen,
ob das System tatsächlich die Objekte wie
gewünscht erkennt. Dieses Verhalten wird
als Opazität oder Black-Box-Effekt bezeich-
net. Im realen Straßenverkehr sollte natür-
lich kein Mensch überfahren werden, weil
die KI ihn nicht richtig erkannt hat.

Risiken Hinzu kommt: Solche Musterer-
kennungssysteme lassen sich einfacher als
Menschen austricksen. Leichte Veränderun-
gen an Verkehrsschildern können dazu
führen, dass ein Tempolimit oder Stopp-
schild nicht mehr als solches erkannt wird.
Das könnte ebenfalls fatale Folgen haben.
Da spielt es keine Rolle, dass die eigentli-
che Steuerungssoftware des Autos noch

kein selbstlernendes Sys-
tem, sondern ein soge-
nanntes regelbasiertes Ex-
pertensystem darstellt. Sol-
che Systeme zählt der Ab-
schlussbericht der Enquete-
Kommission auch zur KI.
Anders als bei Verkehrssi-
tuationen ist es bei be-
stimmten Anwendungen
gar nicht so einfach, an die
erforderlichen Trainingsda-
ten zu gelangen. So war
vielen Nutzern smarter
Lautsprecher sicher nicht

klar, dass Anbieter wie Amazon oder Goo-
gle heimlich ihre Gespräche analysierten,
um die Systeme verbessern zu können.
Auch bei der Auswertung von Gesundheits-
daten sind die Systeme darauf angewiesen,
mit den Fällen realer Patienten angelernt
zu werden. In solchen Fällen spielt die
Anonymisierung und Pseudonymisierung
eine wichtige Rolle. Das ist bei seltenen
Krankheiten jedoch manchmal schwierig.

Gesichtserkennung Zu guter Letzt bergen
KI-Systeme auch dann Gefahren, wenn sie
perfekt funktionieren. Schließlich können
automatische Systeme zur Gesichtserken-
nung dazu genutzt werden, die Bewegun-
gen von Menschen umfassend zu überwa-
chen. Nach Ansicht der Datenschutzbeauf-
tragten von Bund und Ländern kann der
Einsatz von Videokameras mit biometri-
scher Gesichtserkennung „die Freiheit, sich
in der Öffentlichkeit anonym zu bewegen,
gänzlich zerstören“.
Doch vielfach funktionieren solche Syste-
me noch alles andere perfekt und benach-
teiligen zum Beispiel bestimmte Bevölke-
rungsgruppen, weil sie mit den Daten ei-
ner anderen Gruppe angelernt wurden.
Systeme wie automatische Upload-Filter
wiederum können zwar Urheberrechtsver-
letzungen oder den Upload illegaler Inhal-
te verhindern, aber auch die Meinungsfrei-
heit einschränken.
Die Beispiele machen deutlich: Je nach An-
wendung werfen KI-Systeme sehr unter-

schiedliche Fragestellungen auf. Daher ist
es eine richtige Entscheidung der Enquete-
Kommission gewesen, sechs verschiedene
Projektgruppen zu bilden. Diese setzten
sich mit den Auswirkungen von Künstli-
cher Intelligenz auf verschiedene Lebens-
felder auseinander. Dazu zählten Wirt-
schaft, Staat, Gesundheit, Arbeit mit Bil-
dung und Forschung sowie Mobilität und
Medien.

Wohl und Würde Die Arbeit der Enquete-
Kommission dürfte bei den Abgeordneten
dazu beigetragen, das Verständnis für die
Herausforderungen durch KI-Systeme zu
verbessern. Vielfach herrscht in der Politik
noch der Glaube vor, dass allein der Zugriff
auf viele Daten die Systeme schlauer
macht. So sagte Kommissionspräsidentin
Ursula von der Leyen bei der Vorstellung
des KI-Weißbuchs der EU-Kommission: „Je
mehr Daten wir haben, desto klüger wer-
den unsere Algorithmen.“ Doch Algorith-
men werden von Programmierern ausge-
dacht und können durch zusätzliche Daten
nicht besser oder gar „klüger“ werden. Der
CDU-Abgeordnete Hansjörg Durz sagte in
der Bundestagsdebatte zur Einsetzung der
Enquete-Kommission: „Der Google-Trans-
lator etwa übersetzt täglich maschinell cir-
ca 100 Milliarden Wörter und wird da-

durch stetig trainiert und optimiert.“ Ein
Übersetzungsprogramm lernt jedoch nicht
dadurch, dass es selbst übersetzt, sondern
menschliche Übersetzungen analysiert.
Doch wie kann die Politik dazu beitragen,
„dass KI-Anwendungen vorrangig auf das
Wohl und die Würde der Menschen ausge-
richtet sein und einen gesellschaftlichen
Nutzen bringen sollten“, wie es die En-
quete-Kommission formuliert? Hierzu wer-
den im Abschlussbericht Handlungsfelder
wie Daten, Forschung, Nachhaltigkeit,
Wirtschaft und Arbeit, Kompetenzen und
Bildung, Mensch und Gesellschaft sowie
Regulierung und Staat benannt (siehe Text
unten).

Datenschatz Am Beispiel des autonomen
Fahrens bedeutet das: Wenn gut aufbereite-
te Datensätze die Autos sicherer machen,
wäre es dann nicht sinnvoll, allen Herstel-
lern möglichst mit allen verfügbaren Daten
zu versorgen? Doch in diesem Fall könnte
das Wettbewerbsrecht einer Kooperation
oder einer Zwangsweitergabe der Daten
entgegenstehen. Die Kommission plädiert
dabei für eine „Förderung eines freiwilligen
Teilens von Daten“ oder eine „Gestaltung
von Datenzugangsrechten“. Eine vorge-
schlagene Standardisierung von Daten
könnte demnach ebenfalls dazu beitragen,

dass diese besser zum Trainieren von Syste-
men genutzt werden können. Die Forde-
rung der Abgeordneten, den Menschen in
den Mittelpunkt von KI-Anwendungen zu
stellen, ist leider auch keine Zauberformel,
um die neue Zaubertechnik zu beherr-
schen. Das zeigt sich am autonomen Fah-
ren. Hier stellt sich demnächst die Frage,
ob solche Systeme auch dann zugelassen
werden, wenn sie noch keine absolute Feh-
lerfreiheit garantieren können. Am Ende
müssen Gesetzgeber, Hersteller und Behör-
den hoffen, dass der Einsatz der Technik
tatsächlich die Zahl der Unfälle reduzieren
hilft und eine „grundsätzlich positive Risi-
kobilanz“ zu erwarten ist. Das forderte
2017 zumindest die Ethikkommission zum
autonomen und vernetzten Fahren.

Grundrechte Ähnliche Entscheidungen
sind in vielen Einsatzbereichen zu erwar-
ten. So heißt es in dem Abschlussbericht:
„Bei der Einführung von Videoüberwa-
chungs- und Gesichtserkennungssystemen
muss sorgfältig zwischen ihrem Nutzen
und einer möglichen Einschränkung von
Grundrechten der Betroffenen abgewogen
werden.“ Eine Forderung, die den Abge-
ordneten von SPD und Linke jedoch nicht
weit genug geht. Während die SPD den
Einsatz im öffentlichen Raum nur „in Aus-

nahmefällen“ zulassen will, lehnt die Linke
solche Systeme komplett ab, weil sie noch
nicht zuverlässig genug seien.
Doch viele KI-Anwendungen bieten durch-
aus Chancen, die Flut an täglich generier-
ten Daten sinnvoll zu nutzen. So können
dem Abschlussbericht zufolge KI-Systeme
„zu einer nachhaltigen Entwicklung der
Mobilität, zu einem effizienteren Umgang
mit Ressourcen und einer gelingenden
Energiewende beitragen und so auch das
Erreichen der Klimaziele unterstützen“. Al-
lerdings sei der Einsatz von KI-Lösungen
nicht per se wirtschaftlich, ökologisch und
sozial nachhaltig.
In der Bundestagsdebatte vergangene Wo-
che bedauerten die Abgeordneten einhel-
lig, dass die Arbeit der Kommission einein-
halb Jahre unter weitgehendem Ausschluss
der Öffentlichkeit stattgefunden habe.
Doch die Lektüre des Abschlussberichts
vermittelt einen guten Überblick über die
Komplexität des Themas. Die Enquete-Vor-
sitzende Daniela Kolbe (SPD) appellierte
an die Abgeordneten: „Lesen Sie den Be-
richt und lassen sie uns ihn uns gemein-
sam umsetzen.“ Friedhelm Greis T
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Experten sagen voraus, dass der Künstlichen Intelligenz die Zukunft gehört. Manchen Menschen macht das Angst, andere sehen ungeahnte Möglichkeiten. Tatsache ist jedenfalls: Ohne menschliches Zutun funktioniert auch diese Technik nicht. © picture-alliance/Zoonar
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Zutun. Einfluss auf alle Lebensbereiche
ABSCHLUSSBERICHT Die Enquete-Kommission KI hat Handlungsempfehlungen für das Parlament vorgelegt

Fast 800 Seiten lang ist der Abschlussbe-
richt der Enquete-Kommission Künstliche
Intelligenz (KI) (19/23700), über den der
Bundestag vergangene Woche debattierte.
In 25 Sitzungen hat sich die im Juni 2018
eingesetzte Kommission des Bundestags
mit der Materie beschäftigt. Der Auftrag an
das mit 18 Abgeordneten und 18 Sachver-
ständigen besetzte Gremium: Den zukünf-
tigen Einfluss von KI auf das Zusammenle-
ben, die Wirtschaft und die Arbeitswelt zu
untersuchen und dabei Chancen sowie He-
rausforderungen für Gesellschaft, Staat und
Wirtschaft zu erörtern. Ein Thema, das im-
mer mehr Menschen bewegt. Laut einer
Umfrage des Digitalverbands Bitkom se-
hen drei Viertel der Bürger in KI Chancen,
insbesondere in den Bereichen Gesundheit
und Medizin. In der Arbeitswelt dominie-
ren jedoch die Ängste vor Job- und Kon-
trollverlust.

Lebensbereiche Da sei es richtig, dass sich
der Bundestag mit dem Ergebnis quasi zu
besten „Sendezeit“ befasse, lobte Daniela
Kolbe (SPD), die als Vorsitzende der Kom-
mission die Debatte eröffnete. Denn: „KI-
Systeme prägen einige Wirtschafts- und Le-
bensbereiche bereits sehr stark, und es ist
davon auszugehen, dass sie Einfluss auf al-
le Lebensbereiche nehmen werden.“ Ob in
der Pflege, im Verkehr oder in der Land-
wirtschaft – für KI gebe es zahlreiche An-
wendungsbereiche. Für die wichtigsten ha-
be die Kommission „sehr konkrete und

spezifische“ Handlungsempfehlungen erar-
beitet“, sagte Kolbe. Grundsätzlich gelte
aber: „Wir wollen eine KI, die den Men-
schen in den Mittelpunkt stellt.“ Es brau-
che KI-Systeme, die Probleme lösten und
denen man vertrauen könne.
Peter Felser (AfD) monierte mit Blick auf
die Dominanz US-ameri-
kanischer und chinesischer
Digitalunternehmen,
Europa habe ein Souverä-
nitätsproblem: „Von außer-
europäischen Tech-Gigan-
ten abhängig zu sein, ist ei-
ne Katastrophe.“ Nicht vie-
le von den Chancen der
künstlichen Intelligenz, die
der Bericht beschreibe, wer-
de Deutschland nutzen
können, wenn es nicht den
Status einer „digitalen Ko-
lonie“ abstreife. Er forderte
deshalb, mittelständische Unternehmen
vor Tech-Konzernen zu schützen.
Für eine „innovationsoffene Datenpolitik“
sprach sich Nadine Schön (CDU) aus: „Wir
wollen weg von der Datensparsamkeit, hin
zu Datensorgfalt mit Datenpools und Da-
tentreuhändern.“ Nur so gelinge es, die Ba-
sis für den Aufbau und die Nutzung von
KI-Systemen zu schaffen. Ziel sei also ein
Umgang mit Daten, der die Persönlich-
keitsrechte schütze, aber dem „wirtschaftli-
chen und gesellschaftlichen Bedürfnis“
nach Künstlicher Intelligenz gerecht werde,

sagte Schön. Reguliert werden solle je nach
„konkretem Anwendungskontext“.
Der FDP-Abgeordnete Mario Brandenburg
signalisierte zwar grundsätzlich Zustim-
mung zum Abschlussbericht, machte aber
deutlich, dass sich seine Fraktion mehr er-
hofft habe – „mehr Zukunftsoptimismus“

etwa und „mehr Technolo-
gieneutralität“. Immer wie-
der habe es in der Kommis-
sion Versuche gegeben, „ge-
sellschaftliche Probleme
und politische Wünsche
auf die Technologie abzu-
wälzen, kritisierte er im
Rückblick. „Bei allem Zau-
ber, der der KI innewohnen
mag – sie ist nur ein Werk-
zeug“, sagte der Abgeordne-
te. „Sie kann nicht alle un-
sere Probleme lösen.“ Er
bemängelte, der Bericht

wirke zu wenig nach außen. Dazu trage
auch dessen Form bei: „Wir haben zwei
Jahre über Hightech diskutiert, und 800
Seiten Lowtech, nämlich Papier, produ-
ziert. Wäre ich eine KI, könnte ich das
nicht einmal lesen.“

Balanceakt Petra Sitte (Die Linke) lenkte
den Blick auf die Risiken der Nutzung von
Künstlicher Intelligenz: KI-Systeme hätten
einen „gesellschaftsverändernden Charak-
ter“, stellte die Abgeordnete fest. Daher
müssten sie gesellschaftlich und politisch

kontrolliert werden. „Wenn wir unser künf-
tiges Entscheiden und Handeln von KI be-
einflussen lassen, ist es notwendig, unsere
Souveränität zu erhalten“, mahnte sie. Da-
zu brauche es den Zugriff auf die Algorith-
men. Um in Zukunft die Balance zwischen
dem Gemeinwohl und ökonomischen In-
teressen zu halten, seien zudem „verbindli-
che ethische Standards für KI-Systeme
dringend notwendig“, sonst könnten indi-
viduelle Rechte beschnitten werden und
sich soziale Ungleichheiten verschärfen.
Anna Christmann (Bündnis 90/Die Grü-
nen) warb dafür, das Potenzial von KI zum
Wohle von Mensch und Umwelt zu nut-
zen. Dies könne helfen, die „Krisen des 21.
Jahrhunderts“ zu entschärfen. „Künstliche
Intelligenz kann Windkraft produktiver
machen, vernetzte Mobilität Emissionen
senken“, sagte die Abgeordnete. KI könne
auch anhand des Geräuschs Covid-
19-Husten von anderem Husten unter-
scheiden. Da KI aber „energiehungrig“ sei,
müssten Rechenzentren mit grünem Strom
arbeiten, forderte Christmann. Auch gelte
es, sicherzustellen, dass KI nicht selbst zu
Krisen beitrage – das zeige der Blick in die
USA. Sandra Schmid T

Weiterführende Links zu den
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Sie in unserem E-Paper

»Wir wollen
eine KI, die

den Menschen
in den

Mittelpunkt
stellt.«

Daniela Kolbe (SPD)
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Keine Rechtsgarantie von EU-Seite
PKW-MAUT Führender EU-Beamter widerspricht dem Verkehrsministerium

Er sei ja nur ein kleiner Beamter, sagte
Martin Selmayr am vergangenen Donners-
tag in seiner Zeugenvernehmung im 2. Un-
tersuchungsausschuss („Pkw-Maut“). Das
darf man getrost als Untertreibung be-
zeichnen: Der deutsche Jurist war über Jah-
re hinweg einer der einflussreichsten Per-
sönlichkeiten in der EU – von 2014 bis
2018 als Kabinettchef von Kommissions-
präsident Jean-Claude Juncker und an-
schließend bis 2019 als Generalsekretär der
Europäischen Kommission.
Mittlerweile leitet Selmayr die Vertretung
der Kommission in Wien, von wo aus er
den Abgeordneten per Videoschalte Rede
und Antwort stand. Seine Aussagen hatten
es in sich: Selmayr widersprach deutlich
dem von Bundesverkehrsminister Andreas
Scheuer und weiteren Zeugen aus dem Ver-
kehrsministerium vermittelten Eindruck,
man habe mit großer Gewissheit davon
ausgehen können, dass der Europäische
Gerichtshof (EuGH) die Klage Österreichs
gegen die deutsche Pkw-Maut ablehnen
werde. Schließlich, so die vorherrschende
Meinung im Ministerium, habe ja zuvor
die Europäische Kommission grünes Licht
für die deutschen Mautpläne gegeben.
Tatsächlich hatten sich am 1. Dezember
2016 die damalige EU-Verkehrskommissa-
rin Violeta Bulc und der damalige Bundes-
verkehrsminister Alexander Dobrindt
(CSU) auf einen Kompromiss geeinigt, wo-
rauf die Kommission ihr Vertragsverlet-
zungsverfahren gegen die Bundesrepublik
einstellte. Das aber, betonte Selmayr, dürfe

man nicht so interpretieren, dass damit die
Kommission bestätigt habe, die deutschen
Mautpläne seien mit europäischem Recht
konform. Denn man könne nie sicher sein,
wie der EuGH entscheide. Er persönlich
habe „die Chance, dass das für die deut-
sche Maut gut ausgeht, als sehr klein ange-
sehen“, sagte der Zeuge.
Eine wesentliche Rolle spielte dabei nach
Darstellung Selmayrs, dass es die deutsche
Seite mit der Umsetzung des Ende 2016 ge-
fundenen Kompromisses nicht so genau
nahm. Die Einigung beinhaltete demnach
drei Punkte. Erstens sollte der Preis für die
Zehn-Tage-Vignette gesenkt werden, womit
der Vorwurf, ausländische Fahrzeughalter
würden benachteiligt, entkräftet wurde.
Zweitens änderte die Bundesrepublik ihr
Konzept dergestalt, dass die Kfz-Steuer
nicht exakt in Höhe der Maut gesenkt wer-

den sollte, sondern dass dabei der Schad-
stoffausstoß der Fahrzeuge berücksichtigt
werden sollte. Und drittens – für die Kom-
mission besonders wichtig – erklärte sich
Dobrindt bereit, an der Einbindung der
deutschen Maut in das geplante europäi-
sche Mautsystem mitzuwirken.
Diesen dritten Punkt habe die Bundesre-
gierung dann jedoch nicht so umgesetzt,
wie sich das die Kommission vorgestellt
habe, sagte Selmayr. Nach seinen Worten
war das ein Grund dafür, dass die Kom-
mission nicht für Deutschland Partei er-
griff, nachdem im Oktober 2017 Öster-
reich Klage gegen die Bundesrepublik we-
gen deren Mautplänen eingereicht hatte.
Dass der EuGH dann im Juni 2019 dieser
Klage stattgab, hing nach Einschätzung
Selmayrs nicht unwesentlich damit zu-
sammen, dass sich die Kommission nicht
auf die Seite Deutschlands gestellt hatte.
Wissen wollten die Abgeordneten auch,
welche Rolle Selmayr persönlich bei den
Mautverhandlungen spielte. Denn immer
wieder war gemutmaßt worden, Selmayr
könnte als Strippenzieher den Kompro-
miss in die Wege geleitet habe. Das de-
mentierte der Zeuge: Die Verhandlungen
mit der Bundesregierung habe Verkehrs-
kommissarin Bulc geführt
Selmayr selbst nahm nach seiner Erinne-
rung an zwei Treffen von Juncker mit
Dobrindt teil, bei denen es um die Pkw-
Maut ging. Mit dem damaligen CSU-
Chef Horst Seehofer habe er nie gespro-
chen. Und bei einem Treffen zwischen
Juncker und Bundeskanzlerin Angela
Merkel (CDU) in September 2016 sei es
entgegen anderslautender Berichte nicht
um die Maut gegangen – mit dem Brexit
und der Flüchtlingskrise habe es damals
nämlich viel wichtigere Themen gege-
ben. Christian Hunziker T

Martin Selmayr, EU-Vertreter in Österreich
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Streit um den Stromer
WIRTSCHAFT Kontroverse Debatte über Erhalt von Arbeitsplätzen in der Autoindustrie

Über die Diagnose waren sich alle Redner
einig, als sie im Bundestag in der vergange-
nen Woche auf die deutsche Automobilin-
dustrie blickten: Hunderttausende Arbeits-
plätze sind in Gefahr. Uneinigkeit indes
bei Befunden über die Ursachen – und
über Therapie-Verfahren mithin auch. Je-
denfalls fielen die Vorschläge unterschied-
lich aus, als die Abgeordneten erstmals
über einen Antrag der FDP-Fraktion
(19/23935) mit dem Titel „Job-Kahlschlag
in der Automobilindustrie verhindern, In-
dustriestandort Deutschland zukunftsfit
machen“ debattierten
Drei Ursachen machte Michael Theurer
(FDP) aus: Zunächst Corona – mit Schlie-
ßung von Autohäusern und Kaufzurück-
haltung. Zudem verwies er auf die Han-
delskriege zwischen den USA und China,
den USA und Europa. Als Reaktion forder-
te er eine Freihandelsoffensive. Schließlich
lebten die heimischen Automobilhersteller
davon, dass sie Premium-Fahrzeuge produ-
zierten und exportierten.

Diesel-Skandal Zu drastischen Worten
griff Theurer, als er der Bundesregierung
vorwarf, die deutsche Automobilindustrie
zu zerstören. Er hielt ihr eine fehlgeleitete
CO2-Regulierung durch Kaufprämien und
einseitige Fokussierung auf Elektromobili-
tät vor. Den Rest besorge die EU-Kommissi-
on, die durch Ausgestaltung der Flotten-
grenzwerte dafür sorge, dass Batterieautos
keine Konkurrenz bekämen.
Matthias Heider (CDU) beschwor einen
Transformationsprozess in der Automobilin-
dustrie. In den letzten vergangenen zehn Jah-
ren habe es Versäumnisse gegeben, dazu den
Diesel-Skandal. Er verwies auf das Konjunk-
turpaket mit Milliarden Euro an Fördergel-
dern – nicht zuletzt für den Bereich Wasser-
stoff. Es müsse alles darangesetzt werden, die

Automobilproduktion in Deutschland zu
halten, forderte Heider. Das Land müsse zei-
gen: „Investitionen hier – können wir auch.“
Dazu sei es notwendig, unter anderem auch
über das Steuersystem nachzudenken.
Leif-Erik Holm (AfD) gab die Schuld am
massiven Jobkahlschlag in der Automobil-
industrie und der drohenden verheerenden
Pleitewelle bei den Zulieferern dem „E-Au-
to-Wahn der EU und der Merkel-Regie-
rung“. Es gebe keine überzeugenden Argu-
mente für E-Autos, die Spielzeuge für die
gut situierten Großstädter in den Metropo-
len und teurer Klamauk für jene seien, die
ihr Auto für die Fahrt zur Arbeit benötig-
ten. Die Produktion der Batterien ver-
schlechtere gar die Öko-Bilanz, weil der
CO2-Ausstoß angeheizt werde. Holm for-
derte Technologieoffenheit, insbesondere
wenn es um synthetische Kraftstoffe gehe.

Bernd Westphal (SPD) versicherte, seine
Fraktion stehe klar hinter der Automobil-
industrie, die einen starken Staat brauche,
der die Rahmenbedingungen für Investitio-
nen und Innovationen fördere. In den
kommenden Jahren werde weiter zuneh-
mend auf die E-Mobilität gesetzt. Die EU
nehme den Klimaschutz ernst, müsse aber
auch einen fairen Wettbewerb organisie-
ren, sagte Westphal. So müssten deutsche
Produkte vor Billig-Konkurrenz aus dem
Ausland geschützt werden. Er unterstrich
die Bedeutung von Beteiligungsfonds für
den Strukturwandel vor Ort. Überdies sei
ein flächendeckender Ausbau von Ladesäu-
len erforderlich.

Weltmarkttrend Alexander Ulrich (Die
Linke) mahnte, Beschäftigung und Klima-
schutz nicht gegeneinander auszuspielen.
Mit der Forderung nach verstärkter Wasser-
stoff-Forschung dürfe nicht die Entwick-
lung bei batteriebetriebenen Fahrzeugen
gebremst werden. Ulrich machte sich stark
für zwei Vorschläge der IG Metall. Zum ei-
nen ging es ihm dabei um einen Transfor-
mationsfonds, mit dem vor allem den Zu-
lieferern geholfen werden solle. Zum ande-
ren hob er auf Jobsicherung über Arbeits-
zeitverkürzung ab.
Dieter Janecek (Grüne) stellte die Weiter-
qualifizierung der Beschäftigten in der Au-
tomobilindustrie in den Vordergrund. Er
beschrieb einen Weltmarkttrend zur E-Mo-
bilität und hielt der FDP insoweit „Reali-
tätsverweigerung“ vor. Prinzipiell habe sei-
ne Fraktion nichts gegen Freihandelsab-
kommen, sagte der Grünenabgeordnete.
Allerdings werde es der Automobilindus-
trie nicht helfen, wenn Regenwälder in Bra-
silien abgebrannt werden. Noch sei die
Technologie des grünen Wasserstoffs ein
Zukunftstraum. Franz Ludwig Averdunk TParkplatzschild für E-Autos

©
pi
ct
ur
e-
al
lia
nc
e/
dp
a

Plan statt Pauschalschluss
TOURISMUS Liberale fordern Strategie für Gastgewerbe

Einen Antrag der FDP-Fraktion mit dem Ti-
tel „Pandemieplan für Deutschlands Gast-
gewerbe statt pauschaler Schließungen“
(19/23932) hat der Bundestag in der ver-
gangenen Woche nach halbstündiger Aus-
sprache zur weiteren Beratung an den Tou-
rismusausschuss überwiesen.
Die Liberalen kritisieren die pauschale coro-
na-bedingte Schließung des Gastgewerbes
im November dieses Jahres. Nicht nur sei
der Umsatz in der Branche von März bis Au-
gust 2020 ohnehin bereits um
40,5 Prozent im Vergleich zum Vorjahres-
zeitraum gesunken, erklären sie. Auch gebe
es Schätzungen, nach denen im ersten
Quartal 2021 jedes fünfte Unternehmen aus
der Gastronomie insolvenzgefährdet sein
könnte. „Dabei handelt es sich bei diesem

wichtigen Wirtschaftszweig nicht nur um ei-
nen soliden Arbeitgeber für mehr als 2,3
Millionen Menschen in Deutschland mit ei-
nem Jahresumsatz in 2018 von mehr als 65
Milliarden Euro, sondern die zahlreichen
Angebote des Gastgewerbes prägen auch das
soziale Leben der Bevölkerung.“
Die Bundesregierung solle deshalb ab De-
zember für Planungssicherheit und eine
klare Maßnahmenstrategie in der Branche
sorgen. Darüber hinaus solle eine stärkere
Differenzierung zwischen Speise- und Ge-
tränkegastronomie vorgenommen werden,
heißt es in dem Antrag weiter. Zudem
möchten die Abgeordneten prüfen lassen,
inwiefern das Ausbruchsgeschehen durch
die verschiedenen Betriebsarten des Gast-
gewerbes beeinflusst wird. vom/pez T

Schutz für Steuerzahler
BANKEN Bundestag stimmt für Risikoreduzierungsgesetz

Der Bundestag hat einem Gesetzentwurf
der Bundesregierung zum besseren Schutz
für Steuerzahler und Anleger zugestimmt.
Für die Vorlage „zur Umsetzung der EU-
Richtlinien 2019 / 878 und 2019 / 879 zur
Reduzierung von Risiken und zur Stärkung
der Proportionalität im Bankensektor“
(19/22786) votierten die Abgeordneten in
ihrer Sitzung am vergangenen Donnerstag
mit den Stimmen der Koalition von
CDU/CSU und SPD. Keine Mehrheit fand
ein Gesetzentwurf der AfD-Fraktion „zur
Änderung des Kreditwesengesetzes“ (Ge-
setz zur Sicherstellung der Verbraucher-
rechte bei Sparkassennutzung) (19/11943),
bei dem es unter anderem um die Bargeld-
versorgung im ländlichen Raum geht.
Zu den Maßnahmen des Risikoreduzie-
rungsgesetzes der Bundesregierung gehö-
ren eine Erleichterung der Förderung klei-

ner und mittlerer Unternehmen durch
Darlehen sowie eine Beaufsichtigung von
Förderbanken der Länder sowie der Land-
wirtschaftlichen Rentenbank nach nationa-
len Regelungen. Ein wichtiges Teilstück des
Gesetzes sind die Maßnahmen zum Schutz
der Steuerzahler und Kleinanleger vor Ban-
kenkrisen. Krisenbedingte Verluste von
Banken und von deren Investoren sollen
nicht mehr vom Steuerzahler getragen wer-
den. Große Banken sollen künftig Verlust-
puffer von mindestens acht Prozent ihrer
Bilanzsumme vorhalten müssen, um im
Krisenfall Verluste abzufedern.
Mehr Schutz vor Verlusten erwartet die Re-
gierung auch durch Änderungen im Anlei-
henbereich. Von Verlustrisiken besonders
betroffene Anleihen sollen in Zukunft mit
einer Stückelung von mindestens 50.000
Euro vertrieben werden dürfen. pez T

Ruf nach schneller Hilfe
UNTERNEHMEN Bundestag diskutiert über Unterstützung

Der Bundestag hat am Freitag über die pas-
sende Unterstützung von Unternehmern
diskutiert, die wegen der Corona-Pande-
mie in wirtschaftliche Schwierigkeiten ge-
raten sind. Anlass dazu lieferte die Fraktion
Die Linke mit einem Antrag (19/23939).
Darin mahnen die Abgeordneten zu mehr
Tempo beim Gewähren und Auszahlen
von Überbrückungshilfen. Vom jüngsten
Shutdown betroffenen Unternehmen und
Einrichtungen müsse die „pauschalierte
Wirtschaftshilfe“ schnell und unbürokra-
tisch gewährt werden, fordern sie. Die Un-
ternehmen sollten selbst entscheiden kön-
nen, ob sie als Bezugsgröße für die Wirt-
schaftshilfe den Umsatz vom November
des Vorjahres wählen oder den monatli-
chen Durchschnitt des Gesamtjahres 2019.
Darüber hinaus plädiert die Linksfraktion
für weitergehende Hilfen in den kommen-

den Monaten und für einen fiktiven Unter-
nehmerlohn in Höhe von monatlich
1.200 Euro.
Zur Begründung verweisen die Abgeordne-
ten auf den bislang unzureichenden Mit-
telabfluss und Klagen von Unternehmern
und Selbstständigen über komplizierte An-
tragstellungen. Der Antrag wurde zur Bera-
tung an den Wirtschaftsausschuss überwie-
sen.
Keine Mehrheit fand ein FDP-Antrag, der
„Freiraum für gesellschaftliches Leben er-
halten und die Veranstaltungswirtschaft
schützen“ will (19/23679). Darin fordern
die Abgeordneten, gemeinsam mit der Kre-
ditanstalt für Wiederaufbau (KfW) die be-
stehenden Kreditprogramme für Unterneh-
men, die aufgrund der Corona-Krise in fi-
nanzielle Schieflage geraten sind, nachzu-
bessern. pez T

D
er vierte Teil der Serie
„Wie können Planungs-
und Genehmigungsver-
fahren für Infrastruktur-
projekte beschleunigt
werden?“ ist abgedreht.

Teil fünf wird wohl nicht lange auf sich
warten lassen. So zumindest ist die Aussage
des Fraktionsvizes der Union, Ulrich Lange
(CSU), zu verstehen, der während der ab-
schließenden Beratung des Regierungsent-
wurfes „zur Beschleunigung von Investitio-
nen“ (19/22139, 19/22778) vergangenen
Donnerstag mit Stolz auf die drei schon
verabschiedeten Planungsbeschleunigungs-
gesetze innerhalb dieser Legislaturperiode
verwies und zugleich ankündigte: „Wir
werden auch noch ein fünftes brauchen.“
Dann, so Lange, müsse es um die Wieder-
einführung der materiellen Präklusion ge-
hen – also einer Fristsetzung, ab der Ein-
wendung gegen Bauprojekte nicht mehr
Beachtung finden müssen.
Alle würden von einem klimafreundlichen
Verkehr sprechen und mehr Unterstützung
für die Bahn fordern, sagte Lange. Eine Of-
fensive zur Schienenelektrifizierung könne
aber nur umgesetzt werden, „wenn wir Än-
derungen im Planungsrecht vornehmen“.
Mathias Stein (SPD) betonte, um Deutsch-
land möglichst schnell klimaneutral umzu-
bauen müssten die klimafreundliche Bahn
und der ÖPNV gestärkt, erneuerbare Ener-
gien zügig ausgebaut und die Kraft-Wärme-
Kopplung stärker genutzt werden. Dafür
sei dieses Gesetz „ein kräftiger Beitrag“.

Kein »großer Wurf« Zustimmung zu dem
Gesetz, in einer durch den Verkehrsaus-
schuss geänderten Fassung (19/24040),
gab es auch von der FDP, aus deren Sicht
die Vorlage aber zu spät kommt und nicht
mutig genug ist, wie Torsten Herbst (FDP)
anmerkte. „Mit Bauchschmerzen“ stimm-
ten die Grünen zu. Ein „großer Wurf“ sei
mit dem Gesetz nicht gelungen, schätzte
Ingrid Nestle (Grüne) ein. Für eine Zustim-
mung reichte es bei der Linksfraktion
nicht. Dazu habe das Gesetz, trotz einiger
richtiger Maßnahmen, zu viele „Hintertü-
ren für den Straßenausbau“, sagte Sabine
Leidig (Linke) und votierte mit Enthal-
tung. Gegen die Vorlage stimmte die AfD,
weil das Gesetz laut Dirk Spaniel (AfD)
„eine Mogelpackung ist“.
Die Neuregelung enthält unter anderem
Vereinfachungen im Raumordnungsrecht
und Maßnahmen zur Beschleunigung der
Gerichtsverfahren. Zudem wird die Elektri-
fizierung von Schienenstrecken und andere
kleinere Vorhaben, zum Beispiel die Aus-
stattung einer Bahnstrecke mit digitaler
Signal- und Sicherungstechnik und die Ver-
längerung von Bahnsteigen, von der Plan-
feststellungspflicht freigestellt. Außerdem
fällt die aufschiebende Wirkung von Wi-
dersprüchen gegen die Zulassung von
Windenergieanlagen an Land weg.
Entsprechend dem Änderungsantrag der
Koalition im Verkehrsausschuss gibt es
künftig auch Vereinfachungen bei der Er-
richtung und dem Betrieb von Kraft-Wär-
me-Kopplungsanlagen. Bei den Erleichte-
rungen von Elektrifizierungsmaßnahmen
wird zudem auch die damit verbundene
bauliche Anpassung von Tunneln oder
Kreuzungsbauwerken erfasst.
Es gehe darum, Doppelprüfungen zu ver-
meiden, sagte Lange. Bislang müssten für

„ein bisschen Bahnsteig verlängern, ein
bisschen die Bahnsteige erhöhen, eine Un-
terführung und einen Aufzug bauen“ zehn
Jahre Planungszeit veranschlagt werden.
„Das kann doch nicht sein“, befand der
Unionsabgeordnete.
Spaniel urteilte hingegen: „Da, wo es wich-
tig ist für dieses Land, bei der Straßeninfra-
struktur, wird fast keine Beschleunigung
bei den Genehmigungsverfahren erzielt.“
Bei Windindustrieanlagen, wo aus Sicht
der AfD die Bürgerbeteiligung erhalten
bleiben soll, „wollen Sie die Bürgerbeteili-
gung ausschalten“, warf er der Bundesre-
gierung vor.
Mathias Stein begrüßte es, dass das Gesetz
in den Energiebereich hinein wirkt. „Wer
die Klimaziele erreichen will, muss die

notwendigen Schritte für mehr Windkraft
gehen“, sagte der SPD-Abgeordnete. Wich-
tig aus seiner Sicht ist auch, dass im Rah-
men des parlamentarischen Verfahrens da-
für Sorge getragen worden sei, dass die vor-
gesehenen Erleichterungen bei der Schiene
„auch bei Straßenbahnen gelten“.
FDP-Vertreter Herbst bemängelte, das Ge-
setz bleibe noch hinter den Beschlüssen
des Koalitionsausschusses im März zurück.
Er warnte zugleich davor, die Straßen in
Deutschland zu vergessen, auf denen
schließlich täglich Millionen Menschen zu
ihren Arbeitsplätzen pendeln würden. Da-
her fordere seine Fraktion die Ausweitung
der Möglichkeit, per Maßnahmengesetz
Baurecht durch Parlamentsentscheidungen
zu schaffen, auf Straßenbauprojekte.

Die fehlende Evaluation der bisherigen ge-
setzlichen Planungsbeschleunigungsinitia-
tiven kritisierten Linke und Grüne. Statt
darauf stolz zu sein, dass es nun schon der
vierte Entwurf zur Planungsbeschleuni-
gung in dieser Legislaturperiode ist, wäre es
gut gewesen, „wenn der erste Versuch geses-
sen hätte“, sagte die Grünen-Abgeordnete
Nestle. Aus Sicht der Linken-Abgeordneten
Leidig haben die früheren Investitionsbe-
schleunigungsgesetze lediglich dafür ge-
sorgt, „dass demokratische Möglichkeiten
der Alternativen blockiert werden“.
Verkehrsminister Andreas Scheuer (CSU)
glaubt an den Erfolg des Gesetzes. „Wir
straffen, kürzen oder schaffen ganz ab, so-
dass wir unsere Infrastrukturprojekte be-
schleunigen“, sagt er. Götz Hausding T

Die Elektrifizierung von Schienenstrecken wird von der Planfeststellungs- und Plangenehmigungspflicht freigestellt, wenn keine
Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. © picture-alliance/dpa

Zügiger planen,
die vierte

VERKEHR Bundestag beschließt weitere Erleichterungen
bei Planungs- und Genehmigungsverfahren
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Rückenwind für Anlagen auf See
ENERGIE Der Bundestag stimmt für ein Gesetz der Bundesregierung für mehr Tempo beim Offshore-Ausbau

Der Bundestag hat am Donnerstag den
Weg für mehr Windenergie auf See freige-
macht. Die Abgeordneten beschlossen mit
den Stimmen von CDU/CSU und SPD ei-
nen Gesetzentwurf der Bundesregierung
„zur Änderung des Windenergie-auf-See-
Gesetzes und anderer Vorschriften“
(19/20429, 19/22081, 19/22346 Nr. 1.22).
Mit der Gesetzesänderung will die Bundes-
regierung das erhöhte Ausbauziel von
20 Gigawatt bis 2030 forcieren. Dazu sol-
len zum einen Prüfvorgänge optimiert,
zum anderen Verwaltungsverfahren ge-
strafft und beschleunigt werden.
Außerdem werde der Höchstwert für Gebo-
te erhöht, heißt es in dem Entwurf. An-
dernfalls könnten gemäß bislang geltender
Regelungen nur noch Null-Cent-Gebote
abgegeben werden. Es bestehe das Risiko,
dass sich dies negativ auf die Realisierungs-
wahrscheinlichkeit auswirkt, so die Bun-
desregierung. Der Höchstwert soll nun auf
Grundlage ökonomischer Berechnungen
anhand der Technologiekosten sowie unter
Berücksichtigung der kostenrelevanten Ei-
genschaften der auszuschreibenden Flä-
chen festgelegt werden. Null-Cent-Gebote
sollen wettbewerblich differenziert werden
können, und zwar mit einem dynamischen
Verfahren, in dessen Verlauf die Zahlungs-
bereitschaft von Wettbewerbern geprüft
werden soll.

Die Parlamentarische Staatssekretärin im
Bundeswirtschaftsministerium, Elisabeth
Winkelmeier-Becker (CDU), unterstrich
die industriepolitische Bedeutung der No-
velle. Deutschland bleibe damit führend
am Markt für Offshore-Windenergie.
Für die AfD-Fraktion erklärte der Abgeord-
nete Steffen Kotré, Windenergie auf See sei
umweltschädlich; offensichtlich interessie-
re das die Bundesregierung nicht. Die FDP-
Abgeordnete Sandra Weeser sagte, auf See

werde Windkraft viel eher akzeptiert als
auf Land. Es sei gut, dass es eine Einigung
geben, auch wenn die Liberalen Details
kritisch sähen. Die Linksfraktion forderte
eine staatliche Übernahme der Netze nach
dem Beispiel Dänemarks. Außerdem müsse
das Militär in Meeresbereichen abgebaut
werden, um Nutzungskonflikte zu reduzie-
ren, sagte Lorenz Gösta Beutin. Julia Ver-
linden (Bündnis 90/Die Grünen) forderte
verlässliche Rahmenbedingungen für die

Offshore-Windenergie und warf der Bun-
desregierung ein Hin und Her vor.
Keine Zustimmung fand ein Antrag der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, in dem
es um einen „zuverlässigen naturverträglich
und kostengünstigen“ Ausbau der Off-
shore-Windenergie geht (19/20588). Die
Abgeordneten fordern darin einen struktu-
rierten Plan zum Ausbau solcher Wind-
energieanlagen mit einem Zwischenziel
von 35 Gigawatt bis 2035. Dazu brauche
es ein klares und gestuftes Mengenziel bei
kontinuierlicher Planung, erklären die Ab-
geordneten.
Einen Antrag der AfD-Fraktion
(19/23953), in dem die Abgeordneten für
eine effektive Absenkung der Strompreise
plädieren, wurde an den Wirtschaftsaus-
schuss zur weiteren Beratung überwiesen.
Die AfD will darin eine „wirksame Entlas-
tung bei den Energiepreisen“ erreichen
und fordert von der Bundesregierung, un-
wirtschaftliche Energieträger wie etwa Was-
serstofftechnologien künftig nicht mehr zu
subventionieren. . pez T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-PaperOffshore-Windpark in der Ostsee. © picture-alliance/dpa

KURZ NOTIERT

Neues Mitglied in Gremium
zur Standortsuche
Maria-Theresia Schafmeister ist neues
Mitglied des Nationalen Begleitgremi-
ums gemäß Paragraf 8 Absatz 3 des
Standortauswahlgesetzes. Der Bundes-
tag hat in der vergangenen Woche ein-
stimmig – mit Ausnahme der Stimme
des Abgeordneten Stephan Brandner
(AfD) – einem entsprechenden Wahl-
vorschlag der Koalitionsfraktionen
(19/23945) zugestimmt. Die Wissen-
schaftlerin mit dem Themenschwer-
punkt Angewandte Geologie und Hy-
drogeologie folgt damit auf das ausge-
schiedene Mitglied Michael Succow
von der Universität Greifswald. Aufga-
be des pluralistisch zusammengesetz-
ten Nationalen Begleitgremiums ist
laut Gesetz die vermittelnde und unab-
hängige Begleitung des Standortaus-
wahlverfahrens für die Suche eines
Endlagers für die im Inland verursach-
ten hochradioaktiven Abfälle. pez T

Einstimmiger Beschluss für
ERPWirtschaftsplan 2021

Der Bundestag hat einstimmig für eine
Beschlussempfehlung des Ausschusses
für Wirtschaft und Energie (19/24035)
zum Regierungsentwurf über die Fest-
stellung des Wirtschaftsplans des ERP-
Sondervermögens für das Jahr 2021
(ERP-Wirtschaftsplangesetz 2021, 19/
22861) votiert. Die Bundesregierung will
aus dem Sondervermögen des European
Recovery Program (ERP) etwa 734 Mil-
lionen Euro bereitstellen. Das Geld soll
besonders mittelständischen Unterneh-
men der gewerblichen Wirtschaft und
der freien Berufe zugute kommen. Das
ERP-Sondervermögen des Bundes geht
auf den Marshallplan der Nachkriegszeit
zurück. pez T

Teilnahme an Schulprogramm
zur Obstversorgung

Der Bundestag hat die gesetzlichen
Grundlagen für eine weitere Teilnahme
am EU-Schulprogramm zur Versorgung
mit Obst, Gemüse, Bananen und Milch
gelegt. Diese Teilnahme erforderte Rege-
lungen zur innerstaatlichen Koordinie-
rung wegen der föderalen Struktur
Deutschlands. Mit dem Entwurf
(19/22857) wurde außerdem eine wald-
flächenbezogene Prämie beschlossen, die
nur auf Antrag gewährt werden soll. Da-
mit will der Bund mit bis zu 500 Millio-
nen Euro befristet private und kommuna-
le Waldeigentümer unterstützen. eis T

Änderungen bei Vorschriften
für Schadstoffregister

Der Bundestag hat über punktuelle Än-
derungen bei den Berichtsvorschriften
über die Freisetzung und Verbringung
von Schadstoffen entschieden. Mit den
Stimmen aller Fraktionen außer der Lin-
ken votierten die Abgeordneten für den
Entwurf „zur Änderung des Gesetzes zur
Ausführung des Protokolls über Schad-
stofffreisetzungs- und -verbringungsre-
gister vom 21. Mai 2003 sowie zur
Durchführung der Verordnung (EG) Nr.
166 / 2006“ (19/22846). Damit kommt
die Bundesregierung nach eigener Aus-
sage EU-Vorgaben nach. Die Linksfrakti-
on enthielt sich. pez T

Nein zu AfD-Klimaplänen
UMWELT Bundestag hält am Pariser Abkommen fest

Der Bundestag hat in der vergangenen Wo-
che einen Antrag der AfD-Fraktion zum
Klimaschutz abgelehnt. Zum Antrag mit
dem Titel „Für den schnellen und echten
Ausstieg aus der Pariser Klimaübereinkunft
vom Dezember 2015“ (19/22450) hatte
der Umweltausschuss eine Beschlussemp-
fehlung vorgelegt (19/23256). Zwei weite-
re AfD-Anträge mit den Titeln „Statt Klima-
schutz Wohlstand und Umweltschutz er-
möglichen – Engagement für den ,Green
Deal‘ der Europäischen Union und für da-
mit verbundene Kampagnen beenden“
(19/22458) und „Unsinnige Zahlungen für
Klimaschutzmaßnahmen im Ausland gera-
de in der Covid-19-Wirtschaftskrise strei-
chen“ (19/22469) wurden von der Tages-
ordnung abgesetzt.
Die AfD-Abgeordneten fordern Deutsch-
lands vollständigen Ausstieg aus dem Pari-
ser Klimaübereinkommen. Darüber hinaus
möchten sie „alle nationalen wie interna-
tionalen Verpflichtungen, die derzeit in Be-
zug auf den ,Klimaschutz‘ eingegangen
wurden, beenden und keine derartigen zu-
künftigen Verpflichtungen mehr eingehen“.
Zudem sollten „sämtliche Zahlungen, die
aus oben angegebenen Verpflichtungen
entstanden sind oder noch entstehen wer-
den, vertragskonform“ beendet werden.
In ihrem ersten abgesetzten Antrag
(19/22458) spricht sich die AfD zudem ge-

gen den EU-Green Deal aus. Unter ande-
rem führt die Fraktion darin aus, dass die
Pläne für ein Erreichen der Klimaneutrali-
tät „eine substanzielle Beeinträchtigung der
Umwelt wegen der Förderung flächenin-
tensiver, volatiler Umgebungsenergien und
eine enorme Gefahr für Wohlstand, Frei-
heit und die Versorgungssicherheit
Deutschlands“ darstellten. Die Bundesre-
gierung soll nach Willen der Fraktion aus
dem Green Deal aussteigen und alle damit
verbundenen Vorhaben einstellen bezie-
hungsweise unterlassen.
In ihrem zweiten abgesetzten Antrag for-
dert die AfD, „alle für den Klimaschutz re-
levanten Ausgaben im Bundeshaushalt,
mit besonderem Blick auf die hierfür an
das Ausland getätigten Zahlungen im Ein-
zelplan 16 (Bundesministerium für Um-
welt, Naturschutz und nukleare Sicherheit)
vertragskonform, schnellstmöglich und er-
satzlos zu streichen“. Nach Ansicht der Ab-
geordneten gibt es keinen wissenschaftli-
chen Beweis für einen maßgeblichen Ein-
fluss auf das Weltklima durch vom Men-
schen verursachte CO2-Emissionen. In je-
dem Fall sei jetzt der „Gefahr durch Verar-
mung und wirtschaftlichen Verfall“ in Fol-
gen der Maßnahmen gegen die Corona-
Pandemie „deutlich höhere Priorität einzu-
räumen als irgendeiner Klima-Fiktion“,
schreibt die Fraktion. hau T

Dramatischer Leerstand
HANDEL Der Bundestag debattiert über die Chancen und Herausforderungen für Innenstädte

E
s ist kalt geworden in deut-
schen Innenstädten. Läden
verwaisen, Schaufenster er-
blinden, und die letzten Lich-
ter werden allzu oft von den
immergleichen Filialisten an-

gezündet anstatt vom alteingesessenen
Kleinhändler. Das Darben der Ortszentren
schreitet seit langem voran; wirklich sicht-
bar ist es in den vergange-
nen Monaten geworden,
und die Corona-Pandemie
hat den Prozess beschleu-
nigt und verschärft. „Seit
dem Frühjahr fegt Corona
wie ein eisiger Wind die In-
nenstädte leer“, beschrieb
die Grünen-Abgeordnete
Claudia Müller mit Drama-
tik die Lage. Alle Fraktio-
nen wollen helfen – nur
wie und wem genau, darü-
ber gehen die Meinungen
ziemlich weit auseinander.
Eine Debatte im Bundestag am vergange-
nen Freitag verdeutlichte die unterschiedli-
chen Herangehensweisen und Lösungsvor-
schläge der Fraktionen; angestoßen hatte
sie die Opposition mit mehreren Anträgen,
die zum Teil zur weiteren Beratung an die
Ausschüsse überwiesen (19/22898, 19/
23941), zum Teil abgelehnt wurden (19/
23112, 19/18722, 19/19118).

Die Grünen schlagen vor, dass gewerbli-
che Mieter in Krisen das Recht erhalten
sollen, ihren Vertrag nach Paragraph 313
des Bürgerlichen Gesetzbuchs anzupas-
sen. Damit würden Situationen wie die
derzeitige wie Schadensfälle und bei-
spielsweise Hochwasser behandelt. Ver-
mieter müssten den Wegfall ihrer Miet-
einnahmen hinnehmen. Es gehe darum,

die Risiken fair aufzutei-
len, sagte Müller.
Die SPD-Fraktion zeigte
sich diesbezüglich ge-
sprächsbereit. Es sei richtig,
über den betreffenden Pa-
ragraphen neu zu diskutie-
ren, sagte der Abgeordne-
ten Klaus Mindrup. Er ver-
wies auf die Rolle von Im-
mobilienfonds als Vermie-
ter, die neu geklärt werden
müsse. Sein Fraktionskolle-
ge Bernhard Daldrup sah
Gewerbemieten als länger-

fristiges Kernproblem bei der Verödung
von Innenstädten. Die Stadt dürfe nicht als
Renditeobjekt verstanden werden, warnte
er.
Auch Emmi Zeulner von der CSU signali-
sierte für ihre Fraktion generelle Ge-
sprächsbereitschaft, wenngleich sich Kol-
legen der CDU/CSU-Fraktion zurückhal-
tender äußerten. Carsten Müller (CDU)

etwa sagte, man tue sich schwer, sich den
Oppositionsvorschlägen zu öffnen, und
verwies auf das hohe Recht der Vertrags-
freiheit. Volker Ullrich (CSU) erklärte,
kein Gesetz könne Einzelfälle lösen, auch
wenn klar sei, dass die Risikoverteilung
nicht einseitig zu Lasten der Mieter gehen
dürfe.

Eingriffe in Recht und Gesetz Die Links-
fraktion kritisierte, dass die Bundesregie-
rung Hilfsmaßnahmen aus dem Frühjahr
habe auslaufen lassen. „Wer einen Lock-
down II beschließt, muss auch ein Kündi-
gungsmoratorium II beschließen“, sagte
Caren Lay. Viele kleine Einzelhändler stün-
den „mit einem Bein in der Insolvenz“.
Ihre Fraktion fordert unter anderem ein
Kündigungsmoratorium bei Covid-19-be-
dingtem Zahlungsverzug für die gesamte
Dauer der Pandemie sowie einen gesetzli-
chen Anspruch auf Absenkung der Netto-
kaltmiete um 30 Prozent für Gewerbemie-
ter, die pandemiebedingt von erheblichen
Umsatzverlusten betroffen sind und denen
Mietzahlungen in voller Höhe nicht zuzu-
muten sind.
Die AfD-Fraktion sprach sich vehement ge-
gen solche staatlichen Eingriffe in beste-
hende Mietverhältnisse aus. Der Abgeord-
nete Udo Theodor Hemmelgarn sagte,
man müsse vielmehr an die Wurzel des
Problems und den Lockdown in der der-

zeitigen Form sofort beenden. Die AfD
möchte Soforthilfen für Vermieter gewerb-
lich genutzter Räume und Flächen.
Auch die FDP-Fraktion möchte das Bür-
gerliche Gesetzbuch nicht umschreiben.
Der betreffende Paragraph biete schon
jetzt alle Möglichkeiten, Risiken fair zu
verteilen, sagte Katharina Willkomm. Sie
plädierte zumindest für Augenmaß bei
Lockdown-Maßnahmen. Es müsse beach-
tet werden, welche Gefährdung tatsäch-
lich von der jeweiligen Einrichtung ausge-
he, so Willkomm. Der Antrag der Links-
fraktion sei undifferenziert und willkür-
lich.

Und zur langfristigen Perspektive für die
Innenstädte? Die Grünen wollen einen
Städtebau-Notfallfonds, die Regierungs-
fraktionen verweisen auf bestehende Run-
de Tische, die AfD kündigt Anträge dazu
an, die FDP hofft auf eine Lockerung der
Sonntagsöffnungszeiten. Die Linke auf Ber-
liner Landesebene hatte unlängst kommu-
nal betriebene Kaufhäuser vorgeschlagen
und CSU-Frau Zeulner will Hochschulen
in ländlichen Ortszentren verankern: Die
Debatte über die Zukunft von Innenstäd-
ten scheint gerade Rückenwind zu erhalten
– auch wenn es passend zur Jahreszeit ein
eisiges Lüftchen sein mag. Kristina Pezzei T

Ausverkauf hinter sich leerenden Schaufenstern: Viele Innenstädte, wie hier in Bad Honnef, haben bessere Zeiten gesehen. © picture-alliance/Rolf Kosecki

»Auf einen
Lockdown II
muss auch ein
Kündigungs-
moratorium II

folgen.«
Caren Lay
(Die Linke)

> STICHWORT

Zukunft der Innenstädte

> Szenario Der Deutsche Städte- und Gemeindebund rechnet in
Folge von Online-Handel und Corona-Pandemie mit der Schlie-
ßung von bis zu 50.000 Einzelhandelsstandorten.

> Maßnahmen Der Verband fordert etwa mehr Flexibilität bei
den Ladenöffnungszeiten. Steuererleichterungen für die Sanie-
rung oder den Umbau von Immobilien hält er für sinnvoll.

> Mischung Essenziell werde eine gute Mischung von Handel,
Wohnen, Arbeiten und Freizeit in den Innenstädten sein, ge-
nauso wie ein attraktives Gastronomieangebot. ©
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

AUFGEKEHRT

Die Kunst
des Deals

Wie umgehen mit einem
Präsidenten, der sich auf-
führt wie ein trotzig-nar-
zisstisches Kleinkind und

die einfachsten Regeln der Demokratie
unterlaufen möchte? Zumindest zwei
Menschen scheinen die Antwort auf jene
Frage zu kennen, die sich nicht erst seit
der vergangenen Woche Millionen von
Menschen in aller Welt stellen.
Da wäre zum einen Friedrich Merz. Der
selbsterklärte Möchtegern-CDU-Vorsit-
zende-und-Kanzlerkandidat verkündete
im Interview mit seiner persönlichen
Wahlkampfplattform „Bild“ auf die Fra-
ge, wie er als Bundeskanzler mit Donald
Trump umgehen würde, gewohnt selbst-
bewusst: „Wir kämen schon klar.“ Das
hätte man doch gerne etwas ausführli-
cher gewusst. Schließlich ist Merz auch
der einzige Deutsche, der es schafft, sei-
ne Steuererklärung auf einem Bierdeckel
unterzubringen. Und auf der Rückseite
wahrscheinlich auch die von Trump.
Schade nur, dass die wie ein Staatsge-
heimnis gehütet wird. Eventuell werden
die Dienste von Merz aber auch gar
nicht benötigt.
Definitiv ein glückliches Händchen im
Umgang mit Polit-Rambo Trump hat
seine Ehefrau Melania. Die First Lady
soll in den vergangenen Jahren gleich
zweimal ihrem Donald einen neuen
und jeweils besseren Ehevertrag abge-
rungen haben, um ihren Sohn Barron
und sich selbst finanziell besser abzusi-
chern. So behauptet das die amerikani-
sche Journalistin und Pulitzerpreisträge-
rin Mary Jordan in ihrem Buch über die
Präsidentengattin, das den bezeichnen-
den Titel „The Art of her Deal“ (Die
Kunst ihres Deals) trägt. Und da Trump
sich selbst für den größten Dealer aller
Zeiten hält, will das nun wirklich etwas
heißen. Alexander Weinlein T

VOR 15 JAHREN...

Erste Frau
an der Spitze
22.11.2005: Bundestag wählt Merkel
zur Kanzlerin. „Das ist ein starkes Signal
für viele Frauen, und für manche Männer si-
cherlich auch.“ Mit launigen Worten gratu-
lierte Bundestagspräsident Norbert Lam-
mert (CDU) der ersten Kanzlerin in der Ge-
schichte der Bundesrepublik. Am 22. No-
vember 2005 wurde Angela Merkel (CDU)
zum ersten Mal vom Bundestag zur Regie-
rungschefin gewählt. Bis heute sollten drei

weitere Amtszeiten folgen. 397 der 614 Ab-
geordneten stimmten in der geheimen Wahl
für die damals 51-Jährige. Damit fehlten
rund 50 Stimmen aus den eigenen Reihen:
Die große Koalition, die Merkel geschmiedet
hatte, verfügte über 448 Sitze.
„Der ehrliche Umgang mit den Bürgern soll
zum Markenzeichen der großen Koalition
werden“, versprach Merkel. Finanzkrise,
Flüchtlingskrise, Klimakrise und Corona-Kri-
se lagen indes noch in weiter Ferne. Merkel
wurde in einer Zeit Kanzlerin, als in
Deutschland die Arbeitslosigkeit eines der
größten Probleme war. „Die Regierung wird
in vier Jahren daran gemessen werden, ob
sie es geschafft hat, in der Frage der Ar-
beitslosigkeit und der Arbeitsplätze Fort-
schritte zu erzielen“, umschrieb Merkel ei-
nen Schwerpunkt ihrer Amtszeit.
Auch außenpolitisch war es eine andere
Zeit. In Europa hießen die Staats- und Re-
gierungschefs Jacques Chirac, Tony Blair
oder Silvio Berlusconi. Im Weißen Haus saß
George W. Bush. Nur in Russland war auch
damals schon Wladimir Putin Präsident. Er
beglückwünschte Merkel als erster auslän-
discher Staatschef: Er hoffe auf eine Vertie-
fung der strategischen Beziehungen beider
Länder. Benjamin Stahl T

Merkel am Tag ihrer Vereidigung.
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LESERPOST

Zur Ausgabe 42-44 vom 12. Oktober
2020, „Zum Kampf bereit“, Seite 10:
Für mich ist die Entsendung von arabi-
schen Söldnern durch die Türkei nach
Aserbaidschan ein weiteres Indiz dafür,
dass Europa ernsthaft nachdenken sollte,
wie lange es die Beitrittsverhandlungen mit
der Türkei aufrecht erhalten will.

Dieter Loest,

Rot am See

Allgemein, zum Thema Corona-Tests:
Als Pulmologe und Thoraxchirurg war ich
über 20 Jahre in der Lungenklinik Groß-
hansdorf tätig. Die Infektionszahlen stei-
gen weiter. Eine aktive Bekämpfung des Vi-
rus ist dringend geboten. Daher mein Ap-
pell: Alle Lehrer und Schüler sollten getes-
tet werden. Nicht nur Lehrer und Schüler,
die gesamte Bevölkerung in Deutschland

müsste auch getestet werden. Nur so kön-
nen wir eine Corona-Pandemie weitge-
hend vermeiden. Ich bin dafür, dass Testge-
bühren und Nebenkosten vom Staat über-
nommen werden.

Dr. med. Masaki Nakashima,

Ahrensburg

Zur Ausgabe 45 vom 2. November 2020,
„Viele Klagen gegen Corona-Auflagen“,
Seite 3:
„An allem Unfug, der passiert, sind nicht
etwa nur die schuld, die ihn tun, son-
dern auch die, die ihn nicht verhindern.“
(Zitat von Erich Kästner, 1899-1974,
Schriftsteller und Publizist) Die Pande-
mie-Experten sind längst schon auf dem
Holzweg in ihrem Kampf gegen das Co-
ronavirus. Kreativität, viel Kreativität wä-
ren jetzt angesagt, aber da kommt über-

haupt nichts. Teile der italienischen Be-
völkerung hatten jetzt endgültig die Nase
voll, von den immer gleichen unsinni-
gen Floskeln und Einschränkungen. Le-
thargie und „Vogel-Strauß-Politik“ sind
scheinbar vorbei, jetzt flogen die ersten
Fetzen und Feuerwerkskörper, denn viele
Italiener, die haben fast nichts mehr zu
verlieren! „Ein Experte ist ein Mann, der
hinterher genau sagen kann, warum sei-
ne Prognose nicht gestimmt hat.“ (Zitat
von Sir Winston Churchill, 1874-1965
britischer Staatsmann und Premierminis-
ter).

Klaus P. Jaworek,

Büchenbach

Zur selben Ausgabe, „AfD scheitert bei
Wahlen“, Seite 8:
Die Tatsache, dass die AfD immer wieder

mit ihren Vorschlägen bei der Wahl ver-
schiedenster Gremien im Parlament
scheitert, obwohl auch dieser Partei ein
Recht auf parlamentarische Vertretung
zusteht, zeigt die Unzulänglichkeiten
dieser parlamentarischen Demokratie.
Gleichzeitig sieht man an den Entschei-
dungen in der Coronadebatte, dass die
Bundesregierung wenig Interesse daran
hat, den Parlamentarismus zu stärken.

Claus Hörrmann

Neustadt in Sachsen

Zur selben Ausgabe, „Kurz notiert“,
Seite 8:
Der Vorschlag der AfD, eine Enquete-
Kommission für eine Rundfunkordnung,
wäre dringend geboten. Die Massenme-
dien in Deutschland sollte man in der
Tat näher beleuchten. Ich beobachte
schon seit Jahren einen Verfall einer neu-
tralen politischen Berichterstattung.

Gunter Knauer

Meerbusch
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PERSONALIA

>Jürgen Todenhöfer
Bundestagsabgeordneter 1972-1990,
CDU
Jürgen Todenhöfer vollendet am 12. No-
vember sein 80. Lebensjahr. Der promo-
vierte Jurist und Publizist schloss sich
1970 der CDU an. Im Bundestag engagier-
te er sich im Ausschuss für wirtschaftliche
Zusammenarbeit sowie im Auswärtigen
Ausschuss. Von 1973 bis 1980 war Toden-
höfer entwicklungspolitischer und von
1982 bis 1987 abrüstungspolitischer Spre-
cher seiner Bundestagsfraktion. Er hat sich
auch als Buchautor einen Namen ge-
macht.

>Manfred Heise
Bundestagsabgeordneter 1990-2002,
CDU
Am 16. November wird Manfred Heise
80 Jahre alt. Der Diplom-Ingenieur aus Tref-
furt trat 1964 der CDU in der DDR bei und
war von 1982 bis 1993 Kreisvorsitzender in
Eisenach. 1990 gehörte er der ersten frei
gewählten Volkskammer an. Im Bundestag
wirkte Heise im Petitions- sowie im Ver-
kehrsausschuss mit.

>Rudolf Dreßler
Bundestagsabgeordneter 1980-2000,
SPD
Am 17. November begeht Rudolf Dreßler
seinen 80. Geburtstag. Der Schriftsetzer
aus Wuppertal trat 1969 der SPD bei und
war von 1986 bis 1996 dortiger Vorsitzen-
der. Von 1984 bis 2000 stand er an der
Spitze der SPD-Arbeitsgemeinschaft für
Arbeitnehmerfragen. In dieser Zeit gehör-
te er dem Parteivorstand und von 1991
bis 2000 dem SPD-Parteipräsidium an. Von
1987 bis 2000 war er stellvertretender
Vorsitzender seiner Bundestagsfraktion.
Dreßler wirkte vorwiegend im Ausschuss
für Arbeit und Sozialordnung sowie im
Gesundheitsausschuss mit. Von 2000 bis
2005 war er Botschafter in Israel.

>Heinz-Joachim Barchmann
Bundestagsabgeordneter 2009-2017,
SPD
Heinz-Joachim Barchmann wird am 17. No-
vember 70 Jahre alt. Der seit 1987 für den
DGB tätige Gewerkschaftssekretär aus Bar-
singhausen, SPD-Mitglied seit 1979, enga-
gierte sich im Bundestag im Ausschuss für
die Angelegenheiten der Europäischen Uni-
on, dessen stellvertretenden Vorsitz er von
2014 bis 2017 inne hatte, sowie im Aus-
schuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung.

>Rainer Funke
Bundestagsabgeordneter 1980-1983,
1987-2005, FDP
Rainer Funke wird am 18. November
80 Jahre alt. Der Rechtsanwalt aus Ham-
burg trat 1972 der FDP bei, wurde 1978
Schatzmeister des Landesverbands Ham-
burg und stand von 1993 bis 1995 an
dessen Spitze. Funke, viele Jahre rechts-
politischer Sprecher sowie von 2005 bis
2013 Justiziar seiner Bundestagsfraktion,
amtierte von 1991 bis 1998 als Parlamen-
tarischer Staatssekretär beim Bundesjus-
tizminister. Im Bundestag arbeitete er im
Wirtschafts- sowie im Rechtsausschuss
mit.

>Christian Schwarz-Schilling
Bundestagsabgeordneter 1976-2002,
CDU
Am 19. November vollendet Christian
Schwarz-Schilling sein 90. Lebensjahr. Der
promovierte Sinologe und Unternehmer
schloss sich 1960 der CDU an, war von
1967 bis 1980 deren hessischer General-
sekretär und saß von 1966 bis 1976 im
Landtag in Wiesbaden. Von 1975 bis 1983
war er Medienpolitischer Sprecher seiner
Partei. Schwarz-Schilling amtierte von
1982 bis 1992 als Bundesminister für
Post- und Telekommunikation und stellte
die Weichen für die Privatisierung der
Bundespost und das Kabelfernsehen. Von
1994 bis 2002 gehörte er dem Auswärti-
gen Ausschuss an.

>Siegfried Kauder
Bundestagsabgeordneter 2002-2013,
CDU
Siegfried Kauder wird am 20. November
70 Jahre alt. Der Rechtsanwalt aus Villin-
gen-Schwenningen trat 1968 der CDU bei
und stand von 1993 bis 2012 an der Spit-
ze des Kreisverbands Schwarzwald-Baar.
Der jüngere Bruder des früheren CDU/
CSU-Fraktionsvorsitzenden Volker Kauder
wirkte im Rechtsausschuss mit, dessen
Vorsitz er von 2009 bis 2013 inne hatte.

>Alois Karl
Bundestagsabgeordneter seit 2005,
CSU
Am 22. November wird Alois Karl 70 Jah-
re alt. Der Rechtsanwalt aus Neumarkt/
Oberpfalz trat 1973 der CSU bei und steht
seit 2015 an der Spitze des dortigen
Kreisverbands. Von 1978 bis 1980 sowie
von 2008 bis 2010 war er Stadtrat in
Neumarkt und von 1990 bis 2005 dort
Oberbürgermeister. Seit 1984 ist Karl zu-
dem Kreisrat. Der Direktkandidat des
Wahlkreises Amberg engagierte sich u.a.
im Innenausschuss, im Ausschuss für
Menschenrechte und humanitäre Hilfe
und gehört aktuell dem Haushaltsaus-
schuss an. bmh T

ORTSTERMIN: SCHAU-WERKSTATT IM MAUER-MAHNMAL

Die Quadriga zieht in den Bundestag
Der Bundestag hat schon viele renommierte Künstler für
Ausstellungen gewinnen können. Aber diese ist wirklich
außergewöhnlich. Denn hier geht es nicht um prominen-
te Schöpfer, hier steht vor allem ein prominentes Objekt
im Mittelpunkt. Es wird auch nicht einfach ausgestellt,
nein, an ihm wird noch fleißig herumgewerkelt. Und ge-
nau das können sich die Besucher in den kommenden
zwei Jahren ansehen: Im Mauer-Mahnmal des Marie-Eli-
sabeth-Lüders-Hauses stellen die Mitarbeiter der Gipsfor-
merei der Staatlichen Museen zu Berlin nämlich unter
den Augen der Öffentlichkeit das historische Gipsmodell
der Quadriga vom Brandenburger Tor wieder her. Zusätz-
lich zu der Schau-Werkstatt ist in den Räumen bis zum
Herbst 2022 eine Ausstellung mit historischen Aufnah-
men zur Geschichte der Quadriga zu sehen.
Und diese Geschichte ist durchaus abwechslungsreich:
Die aus Kupferblech gefertigte Quadriga („Viererge-

spann“) auf dem Brandenburger Tor wurde 1793, zwei
Jahre nach der Fertigstellung des Brandenburger Tors, von
Johann Gottfried Schadow angefertigt. Ursprünglich soll-
te die Figur auf dem Wagen die Friedensgöttin Eirene dar-
stellen. Nachdem die Quadriga 1806 von Napoleon nach
Paris entführt worden war, wurde sie 1814 unter großer
Anteilnahme der Öffentlichkeit wieder nach Berlin zu-
rückgeholt. Die Figur wurde umgedeutet und stellte fort-
an die römische Siegesgöttin Viktoria dar. Im Zweiten
Weltkrieg wurde sie fast vollständig zerstört und Mitte der
1950er Jahre, zu Hochzeiten des Kalten Krieges, wurden
Brandenburger Tor und Quadriga in einer Kooperation
zwischen Ost- und West-Berlin wieder restauriert.
Ihre Zerstörung vorhersehend, ließen die Nationalsozia-
listen schon 1942 Gipsabformungen der Skulptur herstel-
len, aus denen dann 1957 jene Positiv-Formen hergestellt
wurden, die bis jetzt, fern der Öffentlichkeit, in Depots

lagerten. „Das Großartige ist, dass diese jetzt aus all den
Depots zusammengetragen, inventarisiert und restauriert
werden. In zwei Jahren werden wir dann eine Eins-zu-
Eins-Gestalt der Quadriga hier vor der Mauer sehen“,
freute sich Andreas Kaernbach, Kurator der Kunstsamm-
lung des Bundestages, anlässlich der Eröffnung der Schau-
Werkstatt Ende Oktober.
Miguel Helfrich , Leiter der Gipsformerei, hob hervor: „Je-
des Kunstwerk verändert sich. Bei der Quadriga ist es ex-
trem, weil sie eine sehr wechselvolle Geschichte hat. Und
diese verschiedenen historischen Zustände können wir
dokumentieren.“ Einfach ist diese Rekonstruktion keines-
wegs, wie der Gipsformer Timo Klöppel während der Ar-
beit an der Speiche eines Wagens betont: „Es gibt natür-
lich mehrere Speichen. Wenn wir eine zusammenkriegen,
sind wir schon ganz froh, um die dann vielleicht repro-
duzieren zu können.“ Claudia Heine T

Timo Klöppel von der Gipsformerei der Staatlichen Museen zu Berlin nimmt im Marie-Elisabeth-Lüders-Haus Maß am Gipsmodell der Quadriga. © Henning Schacht
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Daniela Kolbe, SPD:

Eine KI, die den Menschen in
den Mittelpunkt stellt

Daniela Kolbe (*1980)
Landesliste Sachsen

W
ow, Donnerstag, 9 Uhr:

Parlaments-Primetime.

Wir diskutieren heute

den Abschlussbericht der Enquete-

Kommission „Künstliche Intelli-

genz“. Ich muss sagen: Der Zeit-

punkt ist genau richtig und ange-

messen; denn KI-Systeme prägen

bereits heute einige Lebensberei-

che und einige Wirtschaftsberei-

che sehr stark. Es ist davon auszu-

gehen, dass sie Einfluss auf alle

Lebensbereiche nehmen werden.

Diese Erkenntnis ist bei mir und

unseren Mitgliedern der Enquete-

Kommission während der zwei

Jahre Arbeit gewachsen.

Es war richtig, diese Enquete-

Kommission einzusetzen. Es war

mir persönlich eine große Ehre,

sie zu leiten. Ich hatte es mit 18

selbstbewussten, wissbegierigen

und meinungsstarken Mitgliedern

des Bundestages zu tun und mit

19 extrem sachverständigen exter-

nen Sachverständigen. Wir haben

uns verschiedene Lebensbereiche

in Bezug auf künstliche Intelligenz

angesehen und sind zum Teil zu

sehr konkreten und sehr spezifi-

schen Handlungsempfehlungen

gekommen. Ja, man kann und

man muss einige allgemeine Fest-

stellungen zum Thema „künstli-

che Intelligenz“ treffen, aber wirk-

lich spannend wird es, wenn man

sich die ganz konkreten Auswir-

kungen und Handlungsoptionen

anschaut. Auch das haben wir ge-

lernt. Deswegen, liebe Kollegin-

nen und Kollegen aus den Fach-

ausschüssen: Schauen Sie sich die

Unterrichtung genau an. Der Be-

richt hat auch nur 800 Seiten.

Ganz im Ernst, liebe Gesund-

heitspolitikerinnen und -politiker:

Schauen Sie sich den Bericht an.

Wir haben dort extrem konsensual

für den Bereich Gesundheit die

Chancen von KI-Systemen be-

schrieben. Wir machen ganz kon-

krete Vorschläge, wie man zu

mehr Gesundheitsdaten kommen

kann und wie man mit Pande-

mien mithilfe von

KI-Systemen besser

umgehen kann.

Das könnte doch

von Interesse sein.

Liebe Wirt-

schaftspolitiker

und Wirtschaftspo-

litikerinnen, für

euch ist dieser Be-

richt Pflichtlektüre.

Wenn wir wirklich

wollen, dass es eine KI „made in

Germany“ gibt, müsst ihr noch

viel stärker loslegen.

Und Gleiches gilt für die For-

schungs- und Bildungspolitikerin-

nen und -politiker. Wir haben

sehr konkret beschrieben, dass

und wie wir uns noch mehr For-

schungs- und Bildungsanstren-

gungen in diesem Bereich erhof-

fen.

Ich schätze, die Digitalpolitiker

und Digitalpolitikerinnen haben

den Bericht schon gelesen. Oder

etwa noch nicht?

Ich will meinen Blick auch mal

in Richtung Arbeitsmarktpolitike-

rinnen und Arbeitsmarktpolitiker

richten. Das ist nämlich der

Punkt, bei dem sich die meisten

Menschen in Bezug auf KI-Syste-

me wirklich Sorgen machen: Was

für Auswirkungen hat KI auf mei-

nen ganz persönlichen, ganz kon-

kreten Arbeitsplatz? Und hier

macht der Bericht sehr konkrete

Vorschläge, insbesondere auch zur

Forschung im Arbeitsmarkt und

dazu, wie wir durch

eine Verbesserung

der Mitbestimmung

aktiv werden kön-

nen.

Auch den Ver-

kehrspolitikerinnen

und -politikern

– Stichwort: auto-

nomes Fahren -,

den Kulturpolitike-

rinnen und -politi-

kern – Stichwort: soziale Medien -,

den Europapolitikerinnen und

-politikern – Stichwort: Kartell-

recht und Regulierung – und na-

türlich den Haushaltspolitikerin-

nen und -politikern und dem gan-

zen Rest des Hauses möchte ich ei-

ne ganz, ganz starke Leseempfeh-

lung für diesen wunderbaren Be-

richt geben.

Wir wollen, dass sich eine KI

durchsetzt, die den Menschen in

den Mittelpunkt stellt. Und wenn

das passieren soll, dann brauchen

wir KI-Systeme, die etwas Sinnvol-

les, Sinnstiftendes tun, vielleicht

reale Probleme lösen, die das gut

machen und denen man vertrauen

kann. Wenn wir solche KI-Systeme

haben, dann kann das auch ein

Unique Selling Point und eine

wirkliche Wirtschaftsoption sein.

Mit welchem positiven Com-

mitment die Leute darangegangen

sind, kann man auch daran erken-

nen, finde ich, dass sieben En-

quete-Mitglieder während dieser

Zeit beschlossen haben, Kinder in

die Welt zu setzen. Allein fünf

weibliche MdBs haben sich ent-

schieden: Wir probieren das mal

mit der Vereinbarkeit von Mandat

und Familie. Auch wenn ich nicht

glaube, dass KI-Systeme da abseh-

bar helfen werden, aber es zeigt

den positiven Blick.

Ich möchte an dieser Stelle Ron-

ja Kemmer herzlich grüßen, Ob-

frau der Union, die gerade in den

Mutterschutz gegangen ist, und

bedanke mich für die Zusammen-

arbeit. Ebenso bedanke ich mich

bei meinem Stellvertreter, Stefan

Sauer, bei meinem Obmann, René

Röspel, und ganz, ganz besonders

bei den externen Sachverständi-

gen, die uns bereichert haben.

Mein letzter Dank gilt mit Blick

auf die Besuchertribüne unserem

wundervollen Sekretariat. Ohne

die wäre das nicht so gut gewor-

den. Ich sage ganz klar: Dieser

Bericht ist gut geworden. Des-

wegen: Die Arbeit fängt heute

erst an. Wir übergeben den Be-

richt heute an den Bundestag

mit einem guten Gefühl, aber

auch mit der klaren Erwartung:

Lesen Sie den Bericht! Und las-

sen Sie ihn uns gemeinsam

umsetzen, und zwar zügig!

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei

Abgeordneten der CDU/CSU)
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Autonom fahrender Linienbus: Moderne Systeme wie dieses werden bereits in verschiedenen Bereichen eingesetzt. © picture-alliance/Jochen Tack

Dieser Bericht
ist gut

geworden.
Deswegen:

Die Arbeit fängt
heute erst an.

Dies ist eine gekürzte Version der Debatte.
Das Plenarprotokoll und die vorliegenden
Drucksachen sind im Volltext im Internet
abrufbar unter:
http://dip21.bundestag.de/dip21.web/bt

Der Deutsche Bundestag stellt online
die Übertragungen des

Parlamentfernsehens als Live-Video- und
Audio-Übertragung zur Verfügung.
www.bundestag.de/live/tv/index.html
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Peter Felser, AfD:

Wir müssen Status einer
digitalen Kolonie abstreifen

Peter Felser (*1969)
Landesliste Bayern

Unsere Notebooks kom-
men von amerikanischen
Firmen, das Internet

durchsuchen wir mit Google, On-
lineshopping erledigen wir über
Amazon, unsere politischen Dis-
kussionen führen wir zunehmend
auf Social-Media-Plattformen

amerikanischer Anbieter, und
übertragen werden all diese Daten
in chinesischen Netzwerken.
Das war die Ausgangslage vor

zwei Jahren, und das ist auch heu-
te, am Ende der Arbeit unserer En-
quete-Kommission „Künstliche
Intelligenz“, die Ausgangslage.
Liebe Kollegen, Europa hat ein
Problem, ein Souveränitätspro-
blem. Im digitalen Zeitalter voll-
ständig von außereuropäischen
Tech-Giganten abhängig zu sein,
ist eine Katastrophe.
In der Enquete-Kommission ha-

ben wir uns zwei Jahre sehr inten-
siv mit den Chancen, aber auch
den Risiken künstlicher Intelli-
genz beschäftigt. Von all den
Chancen, die wir in der Kommis-
sion gesehen haben, wird aber
nicht viel übrig bleiben, liebe Kol-
legen, wenn es uns Europäern
nicht gelingt, den Status einer di-

gitalen Kolonie abzustreifen.
Die AfD hat in der Kommission

vier inhaltliche Schwerpunkte ein-
gebracht:
Erstens: digitale Souveränität

und Sicherheit als Grundvoraus-
setzung des Einsat-
zes vertrauenswür-
diger digitaler
Technologien. Wir
meinen, dass eine
wertebasierte, men-
schenzentrierte eu-
ropäische KI, wie
sie von uns im Be-
richt wörtlich ge-
fordert wird, nur
mit eigener kon-
kurrenzfähiger Hardware und ei-
gener Software funktionieren
kann. Eigene Netzwerkinfrastruk-
turen sind für einen eigenen euro-
päischen Weg ebenfalls erforder-
lich.

Zweitens: die bedingungslose
Garantie der Bürgerrechte und der
Meinungsfreiheit als Grundpfeiler
unserer Demokratie. Die Mei-
nungsfreiheit und der Austausch
konträrer Standpunkte im Internet
werden bedroht: bedroht durch
KI-Verfahren, die unerwünschte
Äußerungen unterdrücken; be-
droht, wenn unliebsame Autoren
von der Mitwirkung an der gesell-
schaftlichen Debatte ausgeschlos-
sen werden – ausgeschlossen
durch Algorithmen, ausgeschlos-
sen durch lernende Systeme.

Wie stark und
mächtig die großen
Konzerne sind, ha-
ben wir alle gestern
gesehen, als Twitter
den amtierenden
US-Präsidenten zeit-
weise blockierte,
und zwar am Wahl-
tag.
Solch eine gefähr-

liche Waffe, solch ein
giftiges Instrument gegen die Mei-
nungsfreiheit wollen wir nicht in
den Händen ausländischer Konzer-
ne, und wir wollen sie auch nicht in
den Händen dieser Regierung wis-
sen, meine Damen und Herren.

Drittens. Deutsche Wissen-
schaftler, unsere Techniker, unsere
Ingenieure sind der einzige Roh-
stoff, den unser Land fördern
kann. Bildung ist deshalb für eine
zukunftsfähige KI unabdingbar.
Viertens. Der deutsche Mittel-

stand erwirtschaftet den Wohl-
stand für unser Volk. Es ist der
deutsche Mittelstand! Er muss ef-
fektiv vor den großen internatio-
nalen Tech-Konzernen geschützt
werden. Er muss fit gemacht wer-
den für den Einsatz und für die
Nutzung von KI.
Wir haben letztendlich dem Ab-

schlussbericht der Kommission
zugestimmt; wir haben mehrere
Zusatzvoten angefügt. Der Bericht
ist aber nur der kleinste gemeinsa-
me Nenner aller Fraktionen. Er ist
eine Basis, ein erster Schritt auf ei-
nem langen Weg. Jetzt gilt es, das
auch wirklich umzusetzen und vo-
ranzubringen.
Lassen Sie mich am Ende dem

Sekretariat danken, das wirklich
eine zuverlässige, hervorragende
Arbeit geleistet hat.
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)
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Nadine Schön, CDU:

KI »Made in Europe« zum
Alleinstellungsmerkmal machen

Nadine Schön (*1983)
Wahlkreis St.Wendel

Eine aktuelle Studie zeigt:
Die Menschen in Deutsch-
land sehen Anwendungen

der künstlichen Intelligenz heute
sehr viel positiver als zu dem Zeit-
punkt, als wir die Enquete-Kom-
mission „Künstliche Intelligenz“
vor zwei Jahren ins Leben gerufen
haben. Damals hat etwa die Hälfte
der Befragten gesagt, sie seien op-
timistisch, und etwa die andere
Hälfte war sehr skeptisch. Heute
ist es so, dass zwei von drei Befrag-
ten sagen: Wir wollen die Chan-
cen von künstlicher Intelligenz
nutzen: für uns, für bessere Mobi-
lität, für bessere Gesundheit, in
der Verwaltung, in den Behörden,
in vielen anderen Bereichen. Das

ist eine gute Entwicklung.
Es wäre jetzt wahrscheinlich ver-

messen, zu sagen: Nur die En-
quete-Kommission ist daran
„schuld“, dass das Bild von künst-
licher Intelligenz heute positiver
ist als vor zwei Jahren. Aber ich
glaube schon, dass die Auseinan-
dersetzung im Parlament, im Her-
zen der Demokratie, mit der Tech-
nologie künstlicher Intelligenz
und ihren Auswirkungen in Ge-
sellschaft, Wirtschaft, Ökologie ei-
nen ganz maßgeblichen Punkt in
der Debatte darstellt, ob die Men-
schen in Deutschland die Techno-
logie als Chance
oder als Bedro-
hung empfinden.
Deshalb will ich

mich bei all denje-
nigen ganz herz-
lich bedanken, die
in den letzten zwei
Jahren diese Arbeit
geleistet haben: 38
Mitglieder hatte
die Enquete-Kommission, zur
Hälfte Abgeordnete, zur Hälfte
Sachverständige. Dieses spezielle
Format der Enquete-Kommission
ist eben ganz besonders geeignet,
politische Diskussionen zu führen
und sie breit anzulegen: mit poli-
tischen Aspekten, mit ethischen

Aspekten, mit wirtschaftlichen As-
pekten. Wir haben damals, als wir
die Kommission zusammenge-
setzt haben, sehr gut darauf geach-
tet, dass die Sachverständigen die-
ses breite Themenspektrum auch
abdecken.
Ganz besonders will ich den

Sachverständigen danken; denn
das waren viele, viele Stunden har-
ter Arbeit: für die Demokratie, für
die demokratische Debatte. Das
haben sie alle nebenher gemacht,
neben ihrer eigenen Tätigkeit als
Professoren, als Forscher, als Start-
up-Gründerinnen, als Theologen,

als Professorinnen,
in Universitäten
und Stiftungen. Sie
alle haben dazu bei-
getragen, dass dieses
Bild der künstlichen
Intelligenz heute
positiver, realitäts-
näher und konstruk-
tiver ist als vor zwei
Jahren. Ein herzli-

ches Dankeschön an diese Sach-
verständigen für die Power, die sie
eingebracht haben!
Ein herzliches Dankeschön na-

türlich auch an die Kolleginnen
und Kollegen; denn auch sie ha-
ben das neben ihrer tagtäglichen
parlamentarischen Arbeit ge-

macht. Wir alle wissen, wie
schwierig es ist, sich wirklich zu-
rückzunehmen, Sachen grundsätz-
lich zu betrachten, sich Zeit zu
nehmen, Themen wirklich zu
durchdringen – und das über zwei
Jahre hinweg in sehr intensiven
Debatten. Ein herzliches Danke-
schön an alle MdB, die das in den
letzten zwei Jahren geleistet ha-
ben!
Besonders will ich mich natür-

lich bei unserer Obfrau Ronja
Kemmer bedanken, die wirklich
Großartiges geleistet hat und mitt-
lerweile von unse-
rem Fraktionsvor-
sitzenden zur KI-
Beauftragten der
Unionsfraktion er-
nannt worden ist:
ein deutliches Zei-
chen, dass für unse-
re Fraktion die Be-
schäftigung mit
künstlicher Intelli-
genz nicht am heu-
tigen Tag beendet ist, sondern dass
wir das zum Schwerpunkt unserer
Fraktionsarbeit, unserer Zukunfts-
arbeit und unserer Innovationsar-
beit für die nächsten Jahre ma-
chen werden.
Ein herzlicher Dank geht natür-

lich an die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter. Das Ausschusssekreta-
riat ist erwähnt worden; die Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter in
den Fraktionen haben ebenfalls
Enormes geleistet: 800 Seiten Text
stehen da, ein Fundus von guten
Vorschlägen, von differenzierter
Auseinandersetzung mit diesem
Thema. Daran haben eben auch

die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter einen riesigen Anteil – für
uns Julia Dunker -: Ein herzliches
Dankeschön!
Uns als Unionsfraktion ist wich-

tig – das spiegelt sich im Ab-
schlussbericht und auch in den
Sondervoten wider, wo durchaus
auch Unterschiede in der Analyse
deutlich geworden sind -, dass wir
einen chancenorientierten Ansatz
wollen.
Die Europäische Union macht

den Vorschlag eines Ökosystems
der Exzellenz und eines Ökosys-

tems des Vertrau-
ens. Wir sagen: Wir
wollen auch ein
Ökosystem der Agi-
lität. Wir wollen Ex-
perimentierräume
schaffen. Wir wol-
len, dass wir eine
innovationsoffene
Datenpolitik ma-
chen: weg von Da-
tensparsamkeit hin

zu Datensorgfalt, mit Datenpools,
mit Datentreuhändern, die es
überhaupt ermöglichen, den Fun-
dus zu legen, um KI aufzubauen,
um KI-Systeme zu nutzen. Wir
wollen einen innovationsoffenen
Umgang mit Daten, der die Per-
sönlichkeitsrechte der Menschen
schützt, aber gleichzeitig unserem
wirtschaftlichen und gesellschaft-
lichen Bedürfnis nach Nutzung
von künstlicher Intelligenz gerecht
wird. Das ist ein innovationsoffe-
ner Ansatz. Dafür haben wir auch
in unserem Sondervotum plädiert.
Und wir plädieren für eine Re-
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Die Abhängigkeit
von außer-

europäischen
Tech-Giganten

ist eine
Katastrophe.

Wir wollen die
Chancen von KI
nutzen: für
bessere Mo-

bilität, für bes-
sere Gesundheit.

Uns als Unions-
fraktion ist

wichtig, dass wir
einen chancen-
orientierten

Ansatz wollen.
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gulierung, die nicht ganz klein
nach Risikoklassen differenziert,
sondern die den konkreten An-
wendungskontext in den Mittel-
punkt stellt. Nicht jede KI ist
gleich. Es kommt sehr darauf an,
wo sie eingesetzt wird. Und des-
halb müssen wir KI auch so regu-

lieren, dass wir die Chancen nut-
zen können, dass wir je nach An-
wendungskontext die Risiken mi-
nimieren. Das ist unser Vorschlag,
auch im Rahmen dieser Enquete-
Kommission, und danach wollen
wir die deutsche, aber eben auch
die europäische Politik gestalten.

Lassen Sie uns die Chance von
künstlicher Intelligenz in den un-
terschiedlichsten Bereichen nut-
zen: beim Thema Nachhaltigkeit,
beim Thema Ökologie, bei gesell-
schaftlichen Themen, wirtschaftli-
chen Themen. Wir haben die
Chance, KI „made in Europe“ zum

Alleinstellungsmerkmal Europas
werden zu lassen, zur echten
Chance wirtschaftlicher und ge-
sellschaftlicher Art. Die 800 Seiten
der Enquete-Kommission sind ei-
ne gute Grundlage.
Herzlichen Dank für die tolle

Arbeit der letzten zwei Jahre. Wir

werden sie als Fundus für künftige
Politikgestaltung betrachten.
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei

Abgeordneten der SPD)

Mario Brandenburg, FDP:

Mehr Beteiligung und
Anstrengung wäre gut gewesen

Mario Brandenburg (*1983)
Landesliste Rheinland-Pfalz

Werte künstliche Intelli-
genzen da draußen!
Auch die FDP-Fraktion

ist froh, dass der Abschlussbericht
nun endlich das Licht des Parla-
ments bzw. der Welt erblickt hat.
Wir haben gemeinsam zwei Jahre
in vielen Sitzungen verbracht. Das
hat auch nicht im-
mer nur Spaß ge-
macht. Nur, mit
Verweis auf eine
Wahl, die aktuell
woanders stattfin-
det: Der Kompro-
miss und der Kon-
sens, das ist in einer
Demokratie eben
auch ein Wert an
sich.
Der Ball liegt jetzt bei Ihnen.

Liebe Große Koalition, liebe Re-
gierung, lesen Sie sich die über
230 Vorschläge durch, beginnen
Sie, diese umzusetzen! Ende
nächsten Jahres übernehmen
dann wir in einem Digitalministe-
rium, und dann läuft das Ding.
Lassen Sie uns zu den Inhalten

kommen. Natürlich trägt die FDP-
Fraktion diesen Bericht mit. Da
stehen viele gute Punkte drin. Wir
haben uns gerade im Wirtschafts-
teil für mehr Beinfreiheit und für
eine bessere Finanzierung unserer
Start-ups eingesetzt, für For-
schungsfreiheit durch sogenannte
regulatorische Freiräume. Da steht
viel Richtiges. Aber auch im gesell-
schaftspolitischen Teil – PG „Ge-
sundheit“, ein wirklich toller Be-
richt – und im Teil „Mobilität“
steht viel Gutes drin. Insofern gibt
es an dieser Stelle von uns breite

Zustimmung.
Wir können aber eben auch

nicht verhehlen, dass wir uns an
der einen oder anderen Stelle ein
bisschen mehr gewünscht hätten:
ein Mehr an Zukunftsoptimismus,
ein bisschen mehr Technologie-
neutralität. Es gab immer wieder
den Versuch, bestimmte gesell-
schaftliche Probleme oder politi-
sche Wünsche auf eine Technolo-
gie outzusourcen. Das mag poli-
tisch verständlich sein, ist aber
technisch, fachlich falsch; denn
bei allem Zauber, der der KI in
Hollywood und in manchen Me-
dienberichten innewohnt: Wir
sprechen immer noch über ein
Werkzeug, und das kann nicht die
Probleme, die wir als Menschheit
über Tausende von Jahren aufge-
baut haben, auf einmal für uns lö-
sen. Da braucht es mehr Rationa-
lität, und das war uns auch immer

wichtig.
Wir haben das

Mittel der Sonder-
voten mit Bedacht
eingesetzt; denn
wir glauben: Es
macht einfach kei-
nen Sinn, zwei Jah-
re lang gemeinsam
einen Kompromiss
zu suchen und
dann eine Abhand-

lung zu schreiben, wie wir alles
viel besser gemacht hätten. – Wir
haben es deswegen nur an den
Stellen genutzt, wo es uns auf der
Metaebene einfach nicht gefallen
oder wirklich unseren Ansichten
widersprochen hat. Ich möchte als
Beispiel die Diskussion um die so-
genannte Ex-ante-Regulierung, al-
so Regulierung im vorauseilenden
Gehorsam, ansprechen. Zum ei-
nen ist die KI in Deutschland in
der Breite noch nicht in dem Aus-
maß angekommen, dass die Bür-
gerinnen und Bürger sich selbst
ein Urteil bilden können – und
nur durch Nutzung entsteht letz-
ten Endes Mündigkeit -; zum an-
deren sind wir in vielen Bereichen
eben auch nicht führend. Das ist
ein bisschen so, als wenn Sie im
Wettrennen Letzter sind, aber für
die anderen ein Tempolimit for-
dern. Das kann nicht das Ziel von

Deutschland sein, und das ist
nicht die Haltung der Freien De-
mokraten.
Zum Schluss. Wenn man im Le-

ben vorwärtskommen will, soll
man sich ja auch immer selbst
hinterfragen. Was hätte ich per-
sönlich anders gemacht, wenn ich
noch mal die Chance hätte, von
Beginn an mitzumachen? Ich
glaube, wir haben beim Einset-
zungsbeschluss eine Chance im

Prinzip fallen gelassen. Dieser Be-
richt ist designt auf die Innenwir-
kung, als Handreichung für das
Parlament. Wir haben zwei Jahre
lang über Hightech diskutiert, ha-
ben letzten Endes 800 Seiten
Lowtech, nämlich Papier, produ-
ziert. Wäre ich eine KI, könnte ich
es nicht mal lesen. Insofern hätten
wir uns im Sinne der Wissen-
schaftskommunikation mehr an-
strengen müssen. Mehr Beteili-
gung wäre gut gewesen.
Liebe Regierung, lesen Sie es,

nehmen Sie es auf! Wenn ich
noch mal eine solche Kommission
einsetzen dürfte, würde ich darauf
achten, die externe Wirkung zu er-
höhen, und darauf, dass die Dar-
bietungsform eine aktuellere ist.
Die letzten zehn Sekunden mei-

ner Redezeit möchte ich dafür
nutzen, den Menschen, die im
Hintergrund gewirkt haben, in un-
serem Namen zu danken. Das Se-
kretariat wurde genannt: Super Ar-
beit! Danke auch an alle Sachver-
ständigen! Ich würde mir ganz oft
wünschen – ich habe es an ande-
rer Stelle schon gesagt -, bei be-
stimmten Diskussionen auch 50
Prozent der Beteiligten gegen ent-
sprechende Experten austauschen
zu dürfen. Das macht vieles leich-
ter. Uns viel Spaß mit der KI, und
der KI viel Spaß mit uns!
Danke schön.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abge-

ordneten der CDU/CSU)
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Dr. Petra Sitte, Die Linke:

Wir wollen keine autonomen
Terminator-Systeme

Petra Sitte (*1960)
Landesliste Sachsen-Anhalt

Künstliche Intelligenz oder
– besser – maschinelles
Lernen ist in der Tat eine

epochale Technologie; insofern ist
es allemal gerechtfertigt, dass der
Bundestag eine Enquete-Kommis-
sion eingesetzt hat.
Für die Zuhörer will ich viel-

leicht noch Folgendes vorher sa-
gen: Von künstlicher Intelligenz
wird gesprochen, wenn Computer
Probleme lösen, die bisher nur
menschliche Intelligenz bewälti-
gen konnte. Dafür werden diese
mit Algorithmen, also Handlungs-
vorschriften, programmiert, und je
mehr sie dann trainieren, je mehr
Erfahrungen bzw. Daten sie sam-
meln und auswerten, desto genau-
er werden die Ergebnisse – denkt
man. Aber: Menschen irren aus

vielen Gründen, Menschen verfol-
gen Interessen, insbesondere auch,
wenn sie KI programmieren und
einsetzen. Liefern nun Program-
mierer fehlerhafte Algorithmen
oder liegen einseitige Basisdaten
zugrunde, dann irren künstliche
Intelligenzen zwar immer noch
nicht, aber das, was rauskommt,
erscheint uns als höchst fragwür-
dig, und demzufolge gibt es dann
ein Akzeptanzpro-
blem.
Wenn wir unser

künftiges Entschei-
den und Handeln
nachhaltig von KI
beeinflussen las-
sen, dann ist es
notwendig, dass
wir unsere Souve-
ränität erhalten,
insbesondere in-
dem wir uns auch den Zugriff auf
Algorithmen erhalten.
Das heißt, wir wollen, dass KI-

Systeme auch gesellschaftlich und
politisch kontrolliert werden kön-
nen. Kurzum: Da künstliche Intel-
ligenz, wie schon angedeutet, po-
sitive und negative Erwartungen
auslöst, muss eine interessierte Öf-
fentlichkeit, wie eben gesagt, mög-
lichst früh an solchen Diskussio-
nen beteiligt werden und an den
Schlussfolgerungen zu KI-Syste-
men teilhaben. Die Mehrheiten

der Kommission haben das aber
tapfer verschleppt, mindestens
über anderthalb Jahre. Öffentlich-
keit wurde erst zugelassen, als Er-
gebnisse vorlagen, und das, meine
Damen und Herren, darf einer En-
quete-Kommission des Bundesta-
ges nie wieder passieren.
Was war uns Linken besonders

wichtig? Erstens: eine Balance zwi-
schen Gemeinwohlorientierung

und ökonomischen
Interessen. Unbe-
stritten war, dass KI
gesellschaftsverän-
dernden Charakter
hat; auch deshalb
muss Öffentlichkeit
möglichst früh be-
teiligt werden. Lei-
der war diese Ge-
meinwohlorientie-
rung – als Gewinn

oder eben auch Gefährdung des
Wohls der Allgemeinheit oder ein-
zelner Menschen – in der Kom-
mission bei Gott kein Selbstläufer.
Immer wieder mussten wir darauf
drängen. Die Mehrheiten folgten
schließlich dann doch einer
Standortlogik; immerhin ist KI ein
Milliardenmarkt. Daher, meine
Damen und Herren, werden sich
die Konflikte, die wir schon vor
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Fortsetzung auf nächster Seite

Wir haben
letzten Endes
800 Seiten
Lowtech,

nämlich Papier,
produziert.

Die Öffentlich-
keit muss an
Diskussionen
zu KI-Systemen

beteiligt
werden.
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der Digitalisierung und vor KI hat-
ten, nicht einfach durch KI lösen,
sondern sie werden sich erneut
vertiefen, und das betrachten wir
als vertane Chance.
Zweitens. Zwar mag es die eine

oder andere KI-Anwendung „ma-
de in Germany“ geben, keinesfalls
aber werden KI-Einzellösungen
gegen die Machtkonzentration in
der Datenökonomie konkurrieren
können. Zugespitzt will ich hier
mal fragen: Wollen wir eine KI
nach chinesischen Vorstellungen,
eine hochentwickelte Technologie,
die in ungekanntem Ausmaß über
Menschen Daten sammelt, jede
Facette des öffentlichen und Ar-
beitslebens unter politischer Total-
überwachung? Oder wollen wir
vielleicht eine KI nach US-Vorbild,
eine hochentwickelte Technologie,
die in ungekanntem Ausmaß Da-
ten über Menschen sammelt, jede
Facette privaten und öffentlichen

Lebens in der ökonomischen To-
talverwertung und Überwachung
von Beschäftigten?
Wir Linke haben da eine andere

Vorstellung. Es
muss ein europäi-
scher Weg der Ko-
operation, aber
auch der Regulie-
rung dieses in-
transparenten, oli-
gopolen Platt-
formmarktes ein-
geschlagen wer-
den, und zwar hier
und heute mit mu-
tigen, konsequenten und schnel-
len Entscheidungen. Wir haben
keine Zeit zu verlieren.
Drittens. KI soll einen Beitrag

zur sozioökonomischen und so-
zioökologischen Umwälzung leis-
ten und den Klimawandel quasi
als zivilisatorische Herausforde-
rung berücksichtigen. Auch hier

ist die Kommission unter den Er-
fordernissen und ihren Möglich-
keiten geblieben. Soziale Spal-
tung, national oder global, soziale

Kontexte dürfen bei
KI-Anwendungen
nie ausgeblendet
werden, sonst be-
wirkt die Logik bis-
herigen Wirtschaf-
tens, also die unge-
bremste Wachstums-
ideologie, dass sich
Ungerechtigkeiten
an Macht und an
Wohlstand weiter

vertiefen. Insofern kann es natür-
lich niemanden überraschen, dass
in den Projektgruppen „Arbeit“
und „Wirtschaft“ das Konfliktpo-
tenzial besonders groß war.
Viertens. Verbindliche ethische

Standards für KI-Systeme sind
dringend notwendig. Die Nut-
zungsszenarien können individu-

elle Rechte schützen; aber sie kön-
nen sie eben auch beschneiden.
Ungleichheiten können sich ver-
tiefen. Für hochsensible Bereiche,
wie beispielsweise das Gesund-
heitswesen, die Finanzwelt, staatli-
che und soziale Institutionen,
sind bereits Risikoklassemodelle
entwickelt worden. Wir müssen
hier anfangen, uns politisch zu
entscheiden. Wir sagen: Je höher
die Risiken sind, desto konse-
quenter muss auch im Sinne der
Menschen reguliert werden. – Das
hätte die Kommission intensiver
bearbeiten müssen.
Besonders deutlich zeigt das die

Empfehlung zum Einsatz von KI
bei Waffensystemen. Man hat hier
einen viel zu schwammigen Be-
griff aufgenommen, der zwar in
der internationalen Aushandlung
üblich ist, nämlich den Begriff
„Ächtung“, aber wir als Linke sa-
gen: Hier und heute ist es notwen-

dig, von der Bundesregierung ein
sofortiges Verbot solcher Waffen-
systeme klar zu fordern und das
zum Ausgangspunkt von Verhand-
lungen zu machen. Wir wollen
keine autonomen Terminator-Sys-
teme.
Meine Damen und Herren, jetzt

werden die Weichen gestellt. Die
Linke wird sich daher beim Ein-
satz von KI-Systemen für Transpa-
renz, Diskriminierungs- und Bar-
rierefreiheit, hohe soziale und
ethische Standards, für gestärkte
soziale Sicherungssysteme und
schließlich natürlich für die kon-
sequente Einhaltung von Grund-
und Menschenrechten einsetzen.
Ich danke für Ihre Aufmerksam-

keit.

(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Anna Christmann, Bündnis 90/ Die Grünen:

KI für Klimaschutz
und gegen Corona

Anna Christmann (*1983)
Landesliste Baden-Württemberg

Wir befinden uns mitten
in den großen Krisen
des 21. Jahrhunderts;

die Wälder brennen längst nicht
mehr nur in Kalifornien oder
Australien, sie brennen auch hier
bei uns. Ein Hitzesommer jagt den
nächsten. Zudem stecken wir in
einer Pandemie, obwohl wir doch
gedacht hätten: Ein Hochtechno-
logieland wie uns
kann das doch gar
nicht mehr erwi-
schen. – Anders ist
es gekommen. Co-
rona hat auch uns
fest im Griff.
Diese Krisen des

21. Jahrhunderts
müssen wir auch
mit den Mitteln des
21. Jahrhunderts
bekämpfen. Dazu gehört die Nut-
zung von künstlicher Intelligenz.
Wir müssen diese zum Wohl von
Mensch und Umwelt einsetzen,
und dafür stehen wir als Grüne.

Es gilt: KI für Klimaschutz und
KI gegen Corona. Wir Grüne ha-
ben uns daher dafür eingesetzt,
dass es dazu eigene Kapitel in dem
vorliegenden Bericht gibt. So ist es
auch gekommen, und das ist gut
so; denn künstliche Intelligenz
kann Windkraft produktiver ma-
chen, und vernetzte Mobilität
kann Emissionen senken. KI ist
aber auch selbst energiehungrig.
Das heißt, wir müssen auch dafür
sorgen, dass Rechenzentren effi-
zient laufen und mit grünem
Strom versorgt werden.
Im Gesundheitsbereich kann KI

beispielsweise erkennen, ob je-
mand an Covid-19 erkrankt ist.
Wie geht das? KI kann am Ge-
räusch des Hustens den Unter-
schied erkennen, ob es Corona-
husten ist oder nicht. Hierin ste-
cken enorme Chancen für neue
Teststrategien. Auch in der Model-
lierung der Pandemie, die uns bei
der Entwicklung der richtigen

Strategien zu ihrer
Überwindung hilft,
liegen enorme
Chancen, die wir
jetzt nutzen müs-
sen.
In der Onlinebe-

teiligung, die leider
tatsächlich viel zu
spät kam, wurde
auch deutlich: Gera-
de im Medizinbe-

reich sehen die Menschen positive
Effekte von KI. Dafür brauchen
wir dann aber entsprechende Da-
tenpools, die im Gesundheitskapi-
tel auch sehr genau beschrieben

werden. Unsere europäischen
Standards für Datenschutz und
Grundrechte bieten hier eine
Chance, vertrauenswürdige und
transparente KI-Lösungen gegen
Corona und im Medizinbereich
allgemein zu schaffen.
Bei all den Chancen müssen wir

natürlich auch sicherstellen, dass
KI nicht selbst zu Krisen beiträgt.
Die aktuelle Lage in den USA zeigt
uns, wie fragil Demokratie sein

kann. Soziale Medien spielen da-
bei eine enorme Rolle. KI kann
dafür sorgen, welche Information
oder auch welche Desinformation
wer wie zu sehen bekommt. Hier
braucht es klare Regeln, und die
haben wir auch in einem Sonder-
votum als Grüne eingefordert.
Damit wir aber über all diese

Dinge entscheiden können
– Chancen nutzen, Risiken mini-
mieren -, brauchen wir die Exper-
tise in Europa. Wir brauchen die
klugen Köpfe, die KI bei uns ent-
wickeln und uns ermöglichen,
mitzuentscheiden, statt nur auf
der Zuschauerbank zu sitzen. Des-
wegen war uns besonders wichtig,
dass dieser Bericht auch einen eu-
ropäischen Geist atmet. Hier sind
wir weiter als die national ausge-

richtete KI-Strategie der Bundesre-
gierung, und ich hoffe, dass sich
die Bundesregierung an diesem
europäischen Geist einer „künstli-
chen Intelligenz made in Europe“,
der uns als Grünen besonders
wichtig ist, orientieren wird.
Damit komme ich hier zum

Schluss, insgesamt ist es aber na-
türlich der Anfang: Jetzt kommt es
auf die Umsetzung an. Auch ich
möchte natürlich allen Beteiligten
für die gute Zusammenarbeit dan-
ken und freue mich, diese Schritte
jetzt hoffentlich auch gehen zu
können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

sowie der Abg. Daniela Kolbe (SPD))
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Auch im Gesundheitsbereich soll künstliche Intelligenz eingesetzt werden. © picture-alliance/A. Limbach/Shotshop

Je höher die
Risiken, desto
konsequenter
muss im Sinne
der Menschen

reguliert werden.

Bei all den
Chancen müssen
wir auch sicher-
stellen, dass KI
nicht selbst zu
Krisen beiträgt.
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René Röspel, SPD:

Betriebe müssen im Umgang
mit KI unterstützt werden

René Röspel (*1964)
Wahlkreis Hagen-Ennepe-Ruhr-Kreis I

Tatsächlich: Künstliche Intel-
ligenz birgt große Potenzia-
le und hat die Chance, das

Leben von Menschen und Gesell-
schaften besser zu machen – wenn
wir es richtig begleiten und anfas-
sen, denke ich. Wir haben gerade
schon gehört: Die Chancen im Be-
reich von Gesundheit und Medi-
zin sind groß, Medizinerinnen
und Mediziner durch künstliche

Intelligenz bei besseren Diagno-
sen und besseren Therapien zu
unterstützen, Therapien durchzu-
setzen und das Leben besser zu
machen. Wir haben mit dem Ein-
satz von künstlicher Intelligenz
die Möglichkeiten, effizienter und
schonender mit Ressourcen und
Energie umzugehen. Aber es kann
eben auch genau andersherum
laufen, wenn wir die Entwicklung
von künstlicher Intelligenz – das
ist unsere Auffassung als SPD
– nicht begleiten und wenn wir
nicht an den richtigen Stellen
auch Regulationsmechanismen
einbauen.
Wenn ich auf der Straße oder in

Veranstaltungen mit Menschen re-
de, die sich vielleicht mit dem
Thema nicht intensiv befasst ha-
ben, äußern diese auf die Frage
„Was haben Sie für einen Ein-
druck von künstlicher Intelligenz?
Was wird passieren?“ eigentlich
zuerst die Befürchtung und die
Sorge: Wird eine Maschine mal ei-

nen Arbeitsplatz übernehmen?
Die zweite Befürchtung ist in der
Regel: Wird ein Algorithmus künf-
tig über mich entscheiden? Tat-
sächlich wissen wir relativ wenig
darüber, wie viele Arbeitsplätze,
wie viele Tätigkeiten sich verän-
dern, wie viele wegfallen und wie
viele neu entstehen werden. Wir
brauchen dazu definitiv mehr For-
schung. Ich bin froh, dass sich das
Bundesarbeitsmi-
nisterium schon auf
den Weg gemacht
hat, um mit der
Denkfabrik Digitale
Arbeitsgesellschaft
genau in diesen Be-
reich hineinzu-
schauen. Aber es
geht ja auch nicht
nur darum, zu iden-
tifizieren, ob 10 Ga-
belstaplerfahrer in einem Unter-
nehmen künftig möglicherweise
durch Roboter ersetzt und an an-
derer Stelle 20 neue Arbeitsplätze

entstehen werden. Es geht nicht
ums Saldieren, sondern am Ende
ist uns als Sozialdemokratie wich-
tig, was mit den 10 Menschen, die
ihren Arbeitsplatz verlieren, pas-
siert. Die wichtigsten Punkte da-
bei sind Qualifizierung und Be-
gleitung. Wir wollen diese Men-
schen nicht alleinlassen, sondern
sie darin unterstützen, diesen
technologischen, diesen digitalen
Wandel auch gut überstehen zu
können. Das setzt an vielen Punk-
ten an. Wir sind sehr überzeugt
davon, dass die Betriebe, gerade
die Mittelständler, im Umgang
mit künstlicher Intelligenz unter-
stützt werden müssen. Aber wir
glauben auch, dass Vertrauen nur
durch Teilhabe geschaffen werden

kann. Das bedeu-
tet, dass wir be-
triebliche Mitbe-
stimmung ausbau-
en und stärken
wollen. Mitbestim-
mung der Arbeit-
nehmer in diesem
Bereich der künstli-
chen Intelligenz ist
wesentliche Voraus-
setzung dafür, dass

künstliche Intelligenz in Deutsch-
land arbeits- und sozialverträglich
eingeführt werden kann.
Auf die Frage „Wird eine Ma-

schine, ein Algorithmus über mich
entscheiden?“ haben wir als SPD
eine deutliche Antwort: Nein, für
uns steht der Mensch im Mittel-
punkt und nicht Markt oder Staat.
– Wir sind deswegen der Auffas-
sung, dass es an wichtigen Stellen
– unter dem Stichwort „Vorsorge-
prinzip“ übrigens – ein abgestuf-
tes Risikomanagement, eine Ein-
schätzung von Risiken geben
muss und eben auch da, wo es
sinnvoll ist, Regulationsmechanis-
men; das, glaube ich, ist der einzi-
ge Weg, dass künstliche Intelligenz
eine positive Wirkung in Deutsch-
land und Europa entfalten darf.
Zum Schluss darf ich mich ganz

herzlich bei unseren Sachverstän-
digen Lena-Sophie Müller, Jan
Kuhlen, Sami Haddadin und Lo-
thar Schröder bedanken. Wir ha-
ben richtig viel gelernt, toll disku-
tiert. Ich hoffe, dass sie uns auf
dem Weg der Umsetzung von KI
zu einer menschengerechten, sozi-
alverträglichen Technologie in
Deutschland weiter unterstützen.
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abge-

ordneten der LINKEN und des Abg.

Stefan Sauer (CDU/CSU))
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Dr. Marc Jongen, AfD:

KI-Forschungskompetenz in
Deutschland massiv ausbauen

Marc Jongen (*1968)
Landesliste Baden-Württemberg

KI, künstliche Intelligenz,
lässt Autos autonom fah-
ren, spielt Schach und

schlägt jeden Großmeister, über-
setzt Texte, erkennt Sprache und
Gesichter, entwickelt Therapien
für Kranke und steuert ganze in-
dustrielle Fertigungsanlagen. KI ist
der wesentliche Treiber der digita-
len Revolution, die die gesamte
menschliche Zivilisation erfasst
hat und in hohem Tempo umge-
staltet. Man könnte auch sagen: KI
ist das Schicksal. Und wie schon
Seneca wusste: Den Willigen führt
das Schicksal, den Unwilligen

treibt es. Darum, meine Damen
und Herren, ist es eminent wich-
tig, dass wir in Deutschland und
Europa auf den Kamm der immer
höher ansteigenden KI-Welle ge-
langen und uns wenigstens eine
gewisse Steuerungskompetenz er-
halten in diesem unausweichli-
chen Geschehen und nicht nur ge-
trieben oder gar überrollt werden
von den führenden KI-Mächten
China und USA.
Dass Millionen Ar-
beitsplätze durch KI
wegfallen werden,
ist nicht zu verhin-
dern. Es geht da-
rum, sicherzustel-
len, dass ebenso
viele neue entste-
hen und dass sie
vor allem bei uns
entstehen. Wir
brauchen Steuerer-
leichterungen und Abbau büro-
kratischer Hürden für kreative KI-
Start-ups, und wir müssen die KI-
Forschungskompetenz in
Deutschland massiv ausbauen.
Auch wenn Sie unsere Forderung
nach einem zentralen KI-Campus
abgelehnt haben: Wir von der AfD

sind weiterhin überzeugt, dass ein
solches deutsches MIT notwendig
ist für echte Spitzenforschung,
und werden uns weiterhin dafür
einsetzen.
In der Enquete-Kommission KI
des Bundestages war es Konsens
– den auch die AfD-Fraktion mit-
trägt -, dass wir uns am Leitbild ei-
ner menschenzentrierten KI orien-
tieren wollen, gerade auch im Un-
terschied zu China, teils auch zu

den USA: Im Ab-
schlussbericht
heißt es: Das be-
deutet, dass KI-An-
wendungen vorran-
gig auf das Wohl
und die Würde der
Menschen ausge-
richtet sein und ei-
nen gesellschaftli-
chen Nutzen brin-
gen sollten. Ja. Wer

will das nicht?
Aber wir müssen sehr genau hin-
sehen, wie wir diesen Nutzen defi-
nieren, meine Damen und Her-
ren. Die Kommunistische Partei
Chinas hat bereits 2014 ein Sozi-
alkreditsystem eingeführt, das jetzt
dank KI schrittweise auf alle Bür-

ger, Behörden und Firmen ausge-
dehnt wird – ein umfassender Ver-
such digitaler Sozialkontrolle: Wer
sich nicht benimmt, der bekommt
Strafpunkte, dessen Aktionsradius
wird immer mehr eingeschränkt,
von der Reiseeinschränkung bis
zur Beendigung der Karriere. KI
und Big Data eröff-
nen Möglichkeiten
zu einer Diktatur
2.0, von der die to-
talitären Systeme
des 20. Jahrhun-
derts nur träumen
konnten. Wer
glaubt, wir seien in
Deutschland gegen
Derartiges gefeit,
der höre beispiels-
weise dem Bremer CDU-Abgeord-
neten Thomas Röwekamp zu, der
vor Kurzem in der Bremischen
Bürgerschaft sagte, die Corona-
Warn-App bleibe weit unter ihren
Möglichkeiten, sie müsse buß-
geldbewehrt zur Pflicht werden.
Die digitalen Möglichkeiten we-
cken auch hierzulande offenbar
den totalitären Appetit bei den Re-
gierenden. Schon jetzt werden
Bürgerrechte außer Kraft gesetzt,
bald soll offenbar die Überwa-
chung dank KI greifen – alles zum
Wohl des Menschen und zum ge-
sellschaftlichen Nutzen natürlich.
Ich zitiere Ihnen den israelischen
Historiker und Starintellektuellen
Yuval Noah Harari, der kürzlich,
auf die Coronakrise angespro-
chen, sagte – ich zitiere -:

Im schlimmsten Fall werden sich
die Menschen in 50 Jahren daran
erinnern, dass im Jahr 2020 mit
Hilfe der Digitalisierung die allge-
genwärtige Überwachung durch
den Staat begann.
Das darf auf keinen Fall Wirklich-
keit werden, meine Damen und

Herren! Die En-
quete-Kommission
„KI“ hat ihre Arbeit
nach zweieinhalb
Jahren mit einem
800-Seiten-Bericht
abgeschlossen.
Ich bin dankbar,
dass ich ein klein
wenig dazu beisteu-
ern konnte, ge-
meinsam mit den

Kollegen Joana Cotar und Peter
Felser, und auch von den Experten
einiges lernen konnte. Die eigent-
liche Herausforderung der Politik
durch KI beginnt aber erst. Die
AfD-Fraktion wird jede Erweite-
rung unserer Handlungsmöglich-
keiten durch KI begrüßen, unsere
Freiheit und Demokratie aber
ebenso entschlossen gegen die
neuen Gefahren verteidigen.
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)
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Mitbestimmung
ist Voraussetzung,
dass KI arbeits-

und sozialverträg-
lich eingeführt
werden kann.

Digitale Möglich-
keiten wecken
hierzulande of-
fenbar den tota-
litären Appetit
bei Regierenden.

Wir begrüßen
jede Erweiterung

unserer
Handlungs-

möglichkeiten
durch KI.
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Stefan Sauer, CDU:

Das mächtige Werkzeug KI
verdient Verantwortung

Stefan Sauer (*1966)
Wahlkreis Groß-Gerau

Zwei Jahre durfte ich mich
sehr intensiv mit dem The-
ma „künstliche Intelligenz“

beschäftigen, und es ist mir ein-
mal mehr vor Augen geführt wor-
den, wie weit die Spanne ist zwi-
schen der Innovation und der
Chance auf der einen Seite, aber
auch Misstrauen und Angst und
Sorge auf der anderen Seite. Wenn
ich Misstrauen anspreche: Das
wurde eben in den Beiträgen
schon zum Ausdruck gebracht,
von Frau Dr. Sitte für die Linken
und von Herrn Dr. Jongen für die
AfD. Ich glaube, das ist die falsche
Grundlage, wenn man mit der Zu-
kunft umgehen möchte. Wir ha-
ben ein Technologiewerkzeug vor
uns, das uns große Chancen bie-

tet, wo wir viel erreichen können,
wenn wir es gut integrieren, wenn
wir die Welt als digital vernetzte
Welt akzeptieren und darunter
auch KI als ein Instrument be-
trachten, das uns hierbei unter-
stützt. Es waren auch für mich
zwei intensive Jahre, zeitweise sehr
intensiv – man hätte auf manche
Momente verzichten können.
Die Abstimmung, die Debatte

helfen aber, ja, das tut uns wirk-
lich gut. Und es war lehrreich
dank der Ergänzungen durch
Sachverständige, die uns dauerhaft
begleitet haben, im kleinen Zirkel,
aber auch im großen. Ich darf des-
halb Danke sagen allen, die mit-
gewirkt haben; denn es waren in
der Summe 270 Personen, die
dem Werk direkt oder indirekt ei-
ne Qualität geschenkt haben.
Ich bin der Meinung, wir haben

zum einen den breiten Konsens
hergestellt, dass KI eine für uns
wichtige, zukunftsfähige Techno-
logie ist; es ist in allen Lebensbe-
reichen so, dass KI uns bewegt.
Zum Zweiten – das ist in allen
Beiträgen schon zum Ausdruck ge-
kommen -: Der Mensch muss
hierbei im Mittelpunkt stehen, KI
ist europäisch zu denken und zu
entwickeln; wir brauchen dies auf
einer gemeinsamen Wertebasis.
Ich blicke deshalb auf eine ver-

trauenswürdige Marke der KI und
sage: Wir sollten nicht die ganze
Zeit in die USA und nach China
schauen und nur darüber spre-
chen, was wir nicht
wollen, sondern
wir sollten die Zeit
nutzen, um unsere
eigene KI aufzu-
bauen, im Rahmen
der europäischen
Gemeinschaft. Und
da sind ja schon
gute Akzente ge-
setzt worden in der
Zusammenarbeit
mit Frankreich. Als Bürgermeister
und Kommunalpolitiker habe ich
immer gesagt: Wir brauchen Ak-
zeptanz. Akzeptanz beim Bürger
stellen wir her, indem wir eine
breite Transparenz schaffen, da-
rauf baut sich Vertrauen auf, und
daraus kann Sicherheit entstehen.
Akzeptanz beim Bürger stellen wir
her, wenn wir den Bürgern zeigen,
wo der Nutzen der Technik steckt,
warum KI für die Zukunft wichtig
ist und warum wir – im Rahmen
des Erlebbaren – schon heute eine
starke Konfrontation mit KI ha-
ben. Viele wissen es gar nicht. Die
Bereiche Spracherkennung, Ge-
sichtserkennung, Übersetzung,
Navigation sind angesprochen
worden. Doch der Bürger weiß da-

von zu wenig; hier brauchen wir
ein bisschen mehr Bildung, ein
bisschen mehr Information. Der
Schlussbericht, Herr Präsident,
wurde Ihnen übergeben. Ich darf
sagen: Er ist mehr als ein Bericht
für den Deutschen Bundestag, er
ist auch ein Bericht für die breite
Mehrheit; denn er ist gut formu-
liert, mit zahlreichen Handlungs-
empfehlungen, in jedem Unterab-
schnitt, zu jeder Projektgruppe
immer auch eine Zusammenfas-

sung. Das heißt, je-
der hat die Gelegen-
heit, sich das anzu-
schauen. Ich kann
nur dazu ermutigen,
sich diese 500 Sei-
ten – und es sind
tatsächlich nur 500
Seiten, die wir selbst
formuliert haben
– anzuschauen, wo
wir gerungen haben

um eine gemeinsame Position. Es
ist uns nicht gelungen, alle mitzu-
nehmen. Die AfD haben wir ver-
loren, die Linken haben wir verlo-
ren. Aber ich glaube, nicht wir ha-
ben sie verloren, sondern sie ha-
ben sich selbst verabschiedet. Die
Linken haben den Bericht als
Ganzes nicht mitgetragen, sie ha-
ben sich enthalten, sie haben al-
lein mit der AfD wesentlich dazu
beigetragen, dass man auf über 90
Seiten mit Sondervoten die eigene
Meinung zum Ausdruck bringt.
Das wird, glaube ich, ein Stück

weit dem nicht gerecht, was wir an
Strapazen in der Abstimmung mit
Ihnen hatten. Das mächtige Werk-
zeug KI verdient Verantwortung.
Wir haben diese als CDU/CSU-

Fraktion übernommen. Wir haben
in einer realistischen, innovations-
freundlichen und chancenorien-
tierten Debatte dazu beigetragen,
dass wir einen wesentlichen
Schritt nach vorne kommen.
Zur Regulierung kann man sa-

gen: Es braucht die konkrete KI in
den Anwendungen. Es geht da-
rum, zu betrachten, wo KI wie
wirkt. Wir müssen aufpassen, dass
wir nicht überregulieren, dass wir
die Wettbewerbsfähigkeit und die
Innovationskraft nicht schwächen.
Deshalb freut es mich, dass wir
die bereits angesprochene KI-Be-
auftragte, Ronja Kemmer, in unse-
rer Fraktion haben, die das Thema
vorantreiben will. Für uns ist der
Bericht kein Papier für die Schub-
lade. Für uns ist er ein Impulsge-
ber für das Parlament. Ich sage
deshalb Danke all jenen, die an
der Erstellung mitgewirkt haben,
vor allem dem Büro der Enquete-
Kommission „Künstliche Intelli-
genz“, Ihnen, Frau Bülter, und Ih-
rem Team, aber auch den Mitar-
beitern in unseren Büros und in
den Fraktionen.
Herzlichen Dank für Ihre Auf-

merksamkeit. Viel Freude beim
Lesen! Lassen Sie uns gemeinsam
den Fortschritt gestalten!
Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU – Jan Korte

(DIE LINKE): Sehr meinungsstarker

Beitrag! – Gegenruf des Abg. Dr.

Marco Buschmann (FDP): Der war

gemein, Jan! – Gegenruf des Abg.

Jan Korte (DIE LINKE): Ist doch wahr!

– Gegenruf des Abg. Ralph Brinkhaus

(CDU/CSU): Da hat aber jemand

dünne Haut!)
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Daniela Kluckert, FDP:

Es ist wichtig, dass wir die
Hemmnisse abbauen

Daniela Kluckert (*1980)
Landesliste Berlin

Zwei Jahre Enquete-Kom-
mission bedeuten auch
zwei Jahre Kompromisse,

und es ist gut, dass wir Kompro-
misse können. Es ist gut, dass wir
im Parlament, trotz der ganzen
Unterschiede, zusammenarbeiten

können. Das tut auch gut in die-
sen Zeiten. Genau deswegen ist es
schade, dass es am Ende Die Linke
war, die sich die-
sem Kompromiss
verweigert hat; vor
allem, wenn man
bedenkt, wie viele
Ihrer Forderungen
wir aufgenommen
haben. Deswegen:
Das nächste Mal,
wenn Sie mit dem
Finger auf die USA
zeigen, wenn Sie
mit dem Finger auf andere zeigen,
dann denken Sie daran, dass Sie es
waren, die nicht bereit waren, die
demokratische Gepflogenheiten
hier mitzutragen. Sie sind es, die
sie nur nutzen.
Apropos schlechter Stil und

„#hufeisen“: Die AfD trägt den

Antrag zwar mit, hat die Arbeit
aber quasi verweigert. Zumindest
in der Gruppe, die ich geleitet ha-

be, wurde keine
Zeile geschrieben,
keine Diskussion
geführt.
Sobald es um

konkrete Inhalte
geht und eben nicht
ums Poltern, dann
sieht man Sie nicht
mehr. Die Kompro-
misse, die wir als
Parteien der Mitte

getragen und erarbeitet haben die
Sie nicht mitgetragen haben; Sie
haben auch nicht mit abgestimmt
-, sind die Ankerlinie für mehr;
denn wir brauchen mehr KI, wir
brauchen mehr Entscheidungs-
freude, und wir brauchen weniger
Angst.

Technologischer Fortschritt, das
war immer ein Treiber unserer Ge-
sellschaft. Der Aufstieg der Bau-
ern, die Freiheit der Handwerker
– all das wäre zum Beispiel ohne
den Buchdruck überhaupt nicht
möglich gewesen.
Das Gleiche gilt für die Selbst-

bestimmung der Frauen; ohne
mehr Arbeitsplätze wäre die Ab-
kehr von „Heim und Herd“ nicht
denkbar gewesen. Was wir nicht
tun dürfen, was aber häufig pas-
siert, ist, dass ethische Fragestel-
lungen vorgeschoben werden, wo
wir eigentlich nur ein bisschen
entscheidungsfaul sind. Statt KI
als Lösung zu sehen, verlieren wir
uns oft im Klein-Klein, Ambition
und Gestaltungswille fehlen. Des-
wegen ist es wichtig, dass wir die
Hemmnisse abbauen, zum Bei-
spiel beim Transfer von der For-
schung in die Anwendung, beim
Einsatz von KI in Unternehmen
und auch bei der Finanzierung
unserer Start-ups.
Für die praktische Umsetzung

ist auch die Bundesregierung ver-
antwortlich. Sie muss als Anwen-
der und als Nachfrager auftreten.
Deswegen ist unser Vorschlag, dass

jedes Ministerium sich zehn KI-
Anwendungen heraussucht, diese
ausschreibt, implementiert und
danach umsetzt. So geben auch
wir KI eine Richtung. Wir müssen
entschlossen in diese Richtung ge-
hen. Wir brauchen – das wurde
hier oft angeteasert – „KI made in
Europe“, „KI made in Germany“,
und das kommt nicht von alleine,
das müssen wir hier umsetzen.
Nur mit mehr Innovation, mit
mehr Wohlstand können wir auch
zukünftigen Generationen die Ver-
heißung des Aufstiegs, also das
Mehr-Wollen wie bei der indus-
triellen Revolution und wie beim
Buchdruck, versprechen. Unser
Ziel muss doch sein: Vorankom-
men in diesem Land.

(Beifall bei der FDP)
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Akzeptanz beim
Bürger stellen
wir her, indem
wir eine breite
Transparenz
schaffen.

Dies ist eine gekürzte Version der De-
batte. In der Debatte sprachen zudem
die Abgeordneten Dr. Danyal Bayaz
(Bündnis 90/Die Grünen), Elvan Kork-
maz-Emre (SPD), Hansjörg Durz
(CDU/CSU), Falko Mohrs (SPD) sowie
Marc Biadacz (CDU/CSU).

Wir verlieren
uns oft im
Klein-Klein,
Ambition und

Gestaltungswille
fehlen.
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Debatte zur Parlamentsbeteiligung bei Corona-Maßnahmen/189. Sitzung des 19. Deutschen Bundestages am 5. November 2020

Dr. Gottfried Curio, AfD:

Der Zweck rechtfertigt nicht
jede Grundrechtseinschränkung

Gottfried Curio (*1960)
Landesliste Berlin

Was kommt denn nach
diesem zweiten Lock-
down? Der dritte, vierte

und zehnte? Wir hören schon,
dass es dann nur an uns Bürgern
gelegen hat, wenn es im Dezem-
ber eben doch einfach weiterläuft,
weil wir nicht gut genug pariert
haben – eine völlig perspektivlose
Politik nach gut neun Monaten
Bekanntschaft mit dem Problem.
Der Patient Gesellschaft wird nur
immer von Neuem ins künstliche
Koma versetzt, statt behandelt zu
werden, weil Sie gar nicht wissen,
wo Sie therapeutisch hinwollen.
Der Lockdown ist zu unspezi-

fisch. Gaststätten und Kulture-
vents waren gerade keine Treiber
der Epidemie. Wenn das Gewicht
der typischen Infektionswege in
den einzelnen Lebensbereichen
immer noch nicht klar ist, dann
ist das doch kein Freibrief, da alles

dichtzumachen, sondern ein Auf-
klärungsversagen.
Wieder darf das Parlament

– wie bei Euro-Krise und Grenz-
öffnung – nur noch abnicken, was
vom Kanzleramt ausgegeben wird.
Statt dass Sie nach Gutsherren-

art immer wieder im Hinterzim-
mer etwas auskungeln, fordern wir
die Rückkehr zu strengster Rechts-
bindung. Statt dass Sie aktionis-
tisch einfach irgendwas ins Schau-
fenster stellen, sagen wir: Die Me-
dizin darf nicht schlimmer sein
als die Krankheit. Der Zweck Ge-
sundheitsschutz heiligt nicht die
Mittel jedweder Grundrechtsein-
schränkung. Die Verhältnismäßig-
keit bleibt immer objektiv abzu-
wägen. Pauschales Durchregieren
mit Ad-hoc-Ver-
ordnungen ist ver-
fassungswidrig, so
selbst der Wissen-
schaftliche Dienst
des Bundestages.
Auch fehle es an
strengster Befris-
tung der Maßnah-
men – AfD-Forde-
rung der ersten
Stunde – samt re-
gelmäßiger Unterrichtung über
die Wirksamkeit mit wissenschaft-
licher Evaluation inklusive wirt-
schaftlichen und sozialen Auswir-
kungen. Verordnungen gemäß In-
fektionsschutzgesetz hätten dort
viel stärker konkret bestimmt sein
müssen. Das Gesetz weiß gar

nichts von Lockdown und allge-
meinen Betriebsverboten. Wir for-
dern eine rechtliche und parla-
mentarische Grundlegung und
sinnvolle und verhältnismäßige
Maßnahmen statt kontraprodukti-
ve wie etwa die jetzigen, aufge-
hängt an positiven Testungszah-
len, ein Indikator von in Wahrheit
beschränkter Aussagekraft.
Nur weil ein Staat seine Haus-

aufgaben nicht gemacht hat – Ka-
pazität der Gesundheitsämter -,
kann er jetzt nicht einfach Proble-
me durch Grundrechtsbeschrän-
kungen bei den Bürgern abladen,
nach dem Motto: Alles, was Spaß
macht, ist infektiös. Es fehlt doch
jeder Hinweis auf entscheidende
Risiken in den beschränkten Bran-

chen oder auf eine
nur so jetzt bewirkte
wesentliche Eindäm-
mung; es gibt nur
völlig pauschale Ar-
gumente. Dabei sind
viele Betriebe schon
durch den ersten
Lockdown ange-
schlagen, der nach
Herrn Spahn so
nicht mal nötig war.

Was für ein Wahnsinn!
Es bräuchte jetzt doch Solidari-

tät mit den schon Geschwächten.
Bereits im ersten Lockdown wur-
den über eine halbe Million Ar-
beitsplätze vernichtet, wurde ein
Heer von Kurzarbeitern in eine
ungewisse Zukunft geschickt. Der

neue Shutdown wird jetzt vielen
weiteren Unternehmen den Todes-
stoß versetzen. Staatshilfen, das
Sterbegeld, kommen nicht oder
nicht rechtzeitig an. Rettungsmilli-
arden narkotisieren, aber heilen
nicht. Für Gastwirte und die Kul-
turbranche mit ihren guten Hygie-
nekonzepten heißt es: Ihr kriegt
jetzt mal den Schwarzen Peter; oh-
ne Nachweis der Schuld verurteilt.
Freizeitanbieter und Selbstständi-
ge stehen vor dem Ruin, die Reser-
ven wurden schon im ersten Lock-
down aufgebraucht. Die Insol-
venzwelle aus dem Frühjahr, die
Sie künstlich ver-
schieben wollen,
kommt ja erst
noch. Wird die
Branche weiter in
den Winterschlaf
geschickt, wird sie
daraus nicht mehr
erwachen. Kein
Mensch will doch
wegen einer härte-
ren Grippe alles
verlieren und Weihnachten bis Sil-
vester in Einzelhaft verbringen.
Schluss mit dieser übergriffigen
Politik!
So geht auch das Konsumklima

in den Keller. Statt immer nur aus
dem Buch der Apokalypse zu le-
sen, sollten Sie auch mal Perspek-
tiven vermitteln. Dazu kommt
dieser moralinsaure Kasernenton:
„Veranstaltungen, die der Unter-
haltung dienen, werden unter-
sagt.“ Das heißt, mit den Arbeits-
kollegen tagsüber zusammen ma-
lochen gehen, ist okay, aber hin-
terher ein Feierabendbier ist des
Teufels. Dieser Shutdown geht wie
ein Schnitter mit der Sense durch
die deutsche Volkswirtschaft. Er-
tüchtigen Sie doch lieber die Ge-
sundheitsämter, größere Infekti-
onsherde zu lokalisieren: Super-
spreader-Events in der großstädti-
schen Erlebnisszene, oft migran-
tisch geprägt.
Halten Sie doch lieber das Virus

aus den Pflegeheimen heraus; dort
gibt es einen Großteil der Todes-
fälle. Es braucht dort gezielten
Schutz, FFP2-Masken, Reihentests,
Schnelltests für Besucher, und
nicht Maskenzwang für Grund-
schulkinder, die kaum gefährdet
und infektiös sind. Vernünftig wä-
re, gerade Restaurants offen zu las-
sen, wo sich die Menschen unter
Hygienebedingungen treffen. Kein
seriöser Mediziner empfiehlt doch
eine Maskenpflicht im Freien auf
diversen Straßen. Geht es darum,
den öffentlichen Kotau vor dem
Gesslerhut einzufordern, meine
Damen und Herren?
Wie dünn muss denn eine Posi-

tion sein, wenn nur noch Nibe-
lungentreue trägt? Den Vogel ab
schießt der Ministerpräsident von

Sachsen-Anhalt. Dort wären die
Schritte gar nicht nötig, sagt er.
Man mache das nur aus nationa-
ler Solidarität. – Man muss sich
das mal vorstellen: Wirtschaftszer-
störung, Grundrechtseinschrän-
kungen flächendeckend, nur da-
mit die Leute daran glauben.
Schluss mit dieser Arroganz der

Macht, mit solch groben Maßnah-
men. Es braucht feinfühlige, ziel-
gerichtete Instrumente.
Wer mit Boxhandschuhen Kla-

vier spielen will, wird nur Misstö-
ne erzeugen, gerade auf der Kla-
viatur der Macht.

Worum es dieser
Regierung geht, ist
auch die Kontrolle
des Narrativs: Coro-
na als Sündenbock
für politische Fehl-
entscheidungen. Die
Überschuldung in
der Euro-Zone – al-
les nur Corona. Da-
bei ist die Corona-
krise in Wahrheit ei-

ne Lockdown-Krise. Dabei sind
die Rettungstöpfe in Wahrheit
leer. Merkel gibt die große Schutz-
mantelmadonna zulasten künfti-
ger Generationen. Das ist der Weg
in die Schuldenunion unter dem
Vorwand des permanenten Aus-
nahmezustands. So eine Corona-
politik fürchtet dann wohl den
Realitätscheck einer Rückkehr zur
Normalität. Wir sagen: Rückkehr
zu Recht und Verhältnismäßigkeit
jetzt!
Stattdessen bedient man sich in

diesem strategielosen Vorwärts-
stolpern der Methode Greta – „I
want you to panic“ -, um den gro-
ßen Umbau, die große Umvertei-
lung durchzudrücken – Stichwort
„Wiederaufbaufonds“; jetzt werde
das leichter gehen mit der Finan-
zunion; heißt es, auch um als „ret-
tende Exekutive“ daraus weiter
Umfragenpotenzial zu saugen.
Eine Kanzlerin, die die Bürger

wie unmündige Kinder behandelt
und in fantastischer Verblendung
meint, wir müssten uns erst die
Feier des Weihnachtsfests bei ihr
durch Wohlverhalten verdienen,
die ist wohl wirklich zu lange an
der Macht. Wenn Sie, Frau Kanzle-
rin, morgens auf dem Weg ins
Kanzleramt wieder der Kontroll-
wahn überfällt, dann – ich bitte
Sie – bleiben Sie, wenn immer es
geht, zu Hause.
Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der AfD – Jan Korte (DIE

LINKE): Sie ist heute gar nicht da!

Alter Schwede! – Britta Haßelmann

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Das da

ist Frau Karliczek!)
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Das Gesetz
weiß gar nichts
von Lockdown
und allgemeinen
Betriebsver-

boten.

Der neue Shut-
down wird jetzt
vielen weiteren
Unternehmen
den Todesstoß
versetzen.

Bundespolizisten und Mitarbeiter der Bahn kontrollieren, ob die Maskenpflicht eingehalten wird. © picture-alliance/dpa
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Rudolf Henke, CDU:

Eine Prüfung für
unseren Wertekompass

Rudolf Henke (*1954)
Wahlkreis Aachen

Mann, Mann, Mann. Der
vorliegende Antrag ver-
langt ja in seinem Titel,

die Beschlüsse des Coronagipfels
vom 28. Oktober rückgängig zu
machen. Wer dann im Antragstext
nach einer sachlichen Begründung
sucht, der sucht vergeblich. Des-
halb möchte ich zu Beginn beto-
nen, warum diese bundeseinheit-
lichen Maßnahmen seit Montag
richtig sind – trotz aller damit ver-
bundenen Belastungen. Der Kern
ist die Frage, ob wir warten wollen
auf die Überforderung des Ge-
sundheitssystems, auf das Abwei-
sen von behandlungsbedürftigen
Patienten aus den Intensivstatio-
nen, ob wir warten wollen auf ei-
ne Situation, in der Menschen, die
beatmet werden müssen, die Beat-
mung verweigert werden muss,
weil die Pflegenden, die in der La-
ge sind, die Gerätschaften zu be-
dienen, nicht zur Verfügung ste-
hen.
Deswegen sagen wir: Wir müs-

sen präventiv han-
deln, um solchen
Engpässen zuvor-
zukommen. Es
darf nicht erst die
Situation eintreten,
dass es zu spät ist.
Die Bundeskanz-

lerin und der Ge-
sundheitsminister
haben das in den
vergangenen Tagen
– so wie auch viele von uns drau-
ßen in den Wahlkreisen – immer
wieder erläutert. Das exponentiel-
le Wachstum der Anzahl der In-
fektionsfälle ist besorgniserregend.
Es droht, die Gesundheitsämter
immer weiter zu überfordern. Ges-
tern lagen dem RKI schon 41 Mit-
teilungen aus Gesundheitsämtern
über Kapazitätsengpässe vor. Die
Kontaktverfolgung aber ist zentral,
um Ketten und auch unbemerkte
Ketten zu durchbrechen. Jeder
jetzt im Alltag aufgeschobene
Kontakt ist ein Akt der Solidarität

mit dem Nächsten. Davon verste-
hen Sie von der AfD möglicher-
weise wenig. Offen gestanden ist
mein Gefühl, dass es Ihnen nicht
darum geht, die Schwachen zu
schützen, sondern es geht Ihnen
darum, eine Gesellschaft zu ha-
ben, in der jeder an sich selbst
denkt, nach dem Motto: Dann ist
auch an jeden gedacht. Die
Schwachen haben den Nachteil.
Angesichts Ihrer Präferenz für

die Starken frage ich mich, ob Sie
zu den Darwinisten gehören; aber
das ist vielleicht für die Darwinis-
ten eine Zumutung.
Nach einer internationalen Me-

tastudie zur Infektionssterblich-
keit scheint das Alter für die Co-
vid-19-Sterblichkeit der entschei-
dende Faktor zu sein, übrigens un-
abhängig vom nationalen Kon-
text. In meiner Altersgruppe der
65- bis 74-Jährigen lag die Sterb-
lichkeit in dieser internationalen
Metastudie bei 2,2 Prozent; das ist
dreißigmal so hoch wie bei der
Grippe. In der Gruppe der über
85-Jährigen starb fast jeder Dritte
an Covid-19, der diese Infektion
erlitt. Insofern ist der November
nicht nur der Monat der gemein-
samen Kraftanstrengung – das ist
er auch -, er ist auch der Monat
der Prüfung für unseren Werte-
kompass als Gesellschaft und der
Prüfung, wie wichtig uns verletzli-
che Bevölkerungsgruppen sind.
Da zeigt Ihr Antrag klar, dass das
für Sie völlig unwichtig ist. In der
vergangenen Woche gab es ja eini-
ge Aufregung um die Positionie-
rung mancher ärztlicher Organisa-

tionen. Die jüngsten
Erklärungen aus
Wissenschaft und
Ärzteschaft sind ein-
deutig: Die Maß-
nahmen der Minis-
terpräsidentenkon-
ferenz sind richtig
und jetzt notwen-
dig.
Wir müssen die

hohen Infektions-
zahlen unbedingt und konsequent
senken, erklärte am Montag Dr.
Andreas Gassen, der Vorsitzende
der Kassenärztlichen Bundesverei-
nigung. Der Präsident der Bundes-
ärztekammer, der Kollege Rein-
hardt: Wir müssen jetzt die Not-
bremse ziehen, damit die Dyna-
mik der Neuinfektionen nachlässt.
Und am 27. Oktober, am Tag vor
den Entscheidungen in der Minis-
terpräsidentenkonferenz, hat es ei-
ne gemeinsame Erklärung der
Deutschen Forschungsgemein-
schaft, der Fraunhofer-Gesell-

schaft, der Helmholtz-Gemein-
schaft, der Leibniz-Gemeinschaft,
der Max-Planck-Gesellschaft und
der Nationalen
Akademie der Wis-
senschaften Leo-
poldina gegeben:
Um einen ähnli-

chen Verlauf der
Pandemie in
Deutschland noch
verhindern zu kön-
nen, müssen jetzt
klare Entscheidun-
gen getroffen und
schnell umgesetzt werden. Je frü-
her und konsequenter alle Kon-
takte, die ohne die aktuell gelten-
den Hygiene- und Vorsichtsmaß-
nahmen stattfinden, einge-
schränkt werden, desto kürzer

können diese Beschränkungen
sein. Wissenschaft und Ärzteschaft
raten dazu, so vorzugehen, wie es
jetzt geschieht.´Wir haben im In-
fektionsschutzgesetz – das bestrei-
ten Sie ja – sehr wohl Standard-
maßnahmen, die die Länder zum
Schutz der Bevölkerung ergreifen
dürfen. Wir als Deutscher Bundes-
tag haben hier im März wie in den
anderen 37 Gesetzen, die zu die-
sem Thema hier verabschiedet

worden sind, präzi-
siert, welche Grund-
rechte in Ausnah-
mesituationen vorü-
bergehend zurück-
treten können. Wir
werden hier im
Bundestag einen
Vorschlag unterbrei-
ten, wie wir die
Rechtssicherheit der
Länder weiter ver-

bessern können. Wir, Innenpoliti-
ker, Rechtspolitiker, Gesundheits-
politiker, arbeiten mit den betei-
ligten Ministerien an einem Vor-
schlag, der dazu dient, die Zwei-
fel, die beispielsweise vom Bayeri-

schen Verfassungsgerichtshof, aber
auch von Gerichten in Rheinland-
Pfalz vorgetragen worden sind, zu
beseitigen.
Aus meiner Sicht bremsen wir

mit den drastischen Kontaktver-
zichten die zweite Welle. Wir hel-
fen – Sie haben von Narrativen ge-
sprochen -, dass unsere Kinder
und Enkel weiter täglich in den
Bereich der Märchen und Fabeln
eintauchen können. Aber diese
Pandemie als eine Fabel zu be-
zeichnen, das kann wohl nur Ih-
nen in den Sinn kommen. Am 16.
November wird Zwischenbilanz
gezogen. Dann wird entschieden,
wie es weitergeht. Ich glaube, dass
wir noch im November das Infek-
tionsschutzgesetz erweitern und
schärfen werden. Ich freue mich
über die Diskussionen in den Aus-
schüssen.
Ich bedanke mich für Ihre Auf-

merksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei

Abgeordneten der SPD)
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Prof. Dr. Andrew Ullmann, FDP:

Grundrechtseinschränkungen
müssen verhältnismäßig sein

Andrew Ullmann (*1963)
Landesliste Bayern

Die Welt kämpft gegen
SARS-CoV-2, gegen eine
Viruserkrankung, die

ernst zu nehmen ist, die gefährlich
ist, die auch mit dem Tod einher-
geht. In Deutschland gestern, am
Mittwoch, nach den aktuellen
Zahlen: 17 000 neue Infektions-
fälle; 151 Menschen, die an bzw.
mit diesem Virus verstorben sind;
ein bisschen mehr als 1 300 Men-
schen, die auf Intensivstationen
beatmet werden müssen. Das ist
die Wahrheit. Das sind die realisti-
schen Zahlen, die wir uns ansehen
müssen.
Es gibt aber auch gute Nachrich-

ten. Diese müssen wir genauso
kommunizieren und genauso
wahrnehmen. Knapp 10 000 Men-
schen sind gestern von dieser In-
fektion neu genesen. Der soge-

nannte Reproduktionswert liegt
seit zwei Tagen unter 1. Über 7
000 Intensivbetten sind noch frei.
Das ist so dank der Bevölkerung,
dank der solidarischen Gesell-
schaft und übrigens nicht durch
den Lockdown. Hier bedarf es
auch einmal eines Dankeschöns.
Wir müssen Dankeschön sagen,
dass wir als Gesellschaft hier zu-
sammenhalten. Die Pandemie ist
nicht vorbei. Sie ist hinterhältig
und sehr dynamisch. Sie toleriert
keine Fehler, auch keine Fehler in
der Prävention. Präventionsmög-
lichkeiten gibt es dabei viele, aller-
dings gibt es keine Magic Bullet,
kein Allheilmittel.
Wir müssen Super-
spreader-Verhalten
verhindern, auch
im privaten Be-
reich. Aber das
geht nur durch gu-
te Kommunikati-
onsstrategien, Ver-
antwortung und
Vernunft. Maßnah-
men müssen ziel-
gerichtet, verhält-
nismäßig und logisch sein. Wir
brauchen ein Regelwerk, das bun-
deseinheitlich ist und dynamisch
angewendet werden kann.
Meine Damen und Herren, die

Notwendigkeit der Pandemiebe-
kämpfung steht für die meisten
unserer Fraktionen hier im Bun-

destag außer Frage. Jeder weiß,
dass die Pandemie und ihre Be-
kämpfung Folgen für die Gesell-
schaft, für die Gesundheit und für
die Wirtschaft haben.
Zur Bekämpfung gehören auch
begrenzte Grundrechtseinschrän-
kungen, um die Folgen der Pande-
mie nicht außer Kontrolle laufen
zu lassen. Doch diese Grund-
rechtseinschränkungen müssen
klar, wissenschaftlich begründet,
logisch und verhältnismäßig sein.
Eine Diskussion über die Not-

wendigkeit gehört auch in die Par-
lamente. Das sehen die meisten in
diesem Parlament auch so. Zum
Kampf gehört aber auch, dass es

eine Summe von
Maßnahmen geben
muss; denn nur eine
Summe von Maß-
nahmen reduziert
das Risiko einer In-
fektion. Ganz spe-
ziell geht es um die
vulnerablen Mitbür-
gerinnen und Mit-
bürger. Denn Be-
suchsverbote in

Krankenhäusern und Pflegehei-
men wären eine Katastrophe. Das
müssen wir verhindern.
Die kalte Jahreszeit darf nicht zu
einer Jahreszeit der sozialen Kälte
werden. Das muss unser gemein-
sames Ziel sein. Die FDP-Fraktion
hat in den letzten Monaten min-
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Die Maßnahmen
der Konferenz
der Ministerprä-
sidenten sind

richtig und jetzt
notwendig.

Aus meiner Sicht
bremsen wir mit
den drastischen
Kontaktver-
zichten die

zweite Welle.

Maßnahmen
müssen

zielgerichtet,
verhältnismäßig

und logisch
sein.
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destens 25 Anträge eingebracht,
konkrete Anträge, die diese Pande-
miesituation betreffen. Dabei geht
es nicht nur um Gesundheits-
schutz, wir zeigen soziale und
wirtschaftliche Verantwortung.
Die Strategie der AfD dagegen ist

durchsichtig: Grundsätzlich wird
die Pandemie infrage gestellt. Die
Effektivität von Masken wird ne-
giert. Die Validität der PCR-Tests
wird nicht akzeptiert. Die Covid-
19-Erkrankung wird negiert oder
kleingeredet. Das ist zu billig, zu

einfach. Man kann die Biologie
nicht einfach wegdenken, liebe
AfD.
An dieser Stelle möchte ich ger-

ne den ehemaligen Bundeskanzler
Helmut Schmidt zitieren: „In der
Krise beweist sich der Charakter.“

– Ich glaube, mehr muss man
nicht sagen.
Wir stimmen der Überweisung

zu. Den Antrag zur Religionsfrei-
heit lehnen wir ab; denn ich bin
überzeugt: Die Kirchen brauchen
die AfD nicht als Fürsprecher der

Religionsfreiheit.
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abge-

ordneten der CDU/CSU, der SPD

und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Sebastian Hartmann, SPD:

Aus der Stunde der Exekutive
darf kein Dauerzustand werden

Sebastian Hartmann (*1977)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Wo stehen wir heute am
Donnerstag in der par-
lamentarischen Bera-

tung? Stand heute haben wir 20
000 Neuinfizierte mit dem neuar-
tigen Coronavirus nach Meldung
des RKI. Wir befinden uns in der
so vorausgesagten zweiten Welle,
die – Stand heute – die erste Welle
schon jetzt weit überragt. Wenn
wir in unsere Nachbarstaaten
schauen – ich nenne einmal Bel-
gien, Frankreich, aber auch Tsche-
chien, das von hohen Inzidenz-
zahlen und Infektionszahlen ge-
troffen ist -, muss uns bewusst
sein: Die Lage ist sehr ernst. Wir
sind verpflichtet, zu handeln, so-
wohl als Regierung, aber insbe-
sondere auch als Parlament. Auch
wenn von der AfD-Fraktion der
Eindruck erweckt worden ist, dass
genau diese Einheiten – die Minis-
terpräsidenten, die Bundeskanzle-
rin, die Bundesregierung und auch
der Deutsche Bundestag und die
Landtage – ihrer Verantwortung
nicht nachkommen, so sage ich:
Dieser Eindruck ist falsch! Das
müssen wir heute Morgen deut-
lich machen.
Sie von der AfD missbrauchen

die Krise. Sie stiften nur Verwir-
rung. Sie gehen aber auch darüber
hinweg, dass Sie von der AfD in
Wirklichkeit keine klare Linie ha-
ben. Die einen sagen: Es gibt das
Virus nicht. Die anderen sagen:
Die Maßnahmen müssten viel
härter sein. Die dritten wiederum
behaupten, das würde alles nur
der Wirtschaft zum Opfer fallen,
wir bräuchten jetzt überhaupt kei-
ne Eingriffe mehr in Grundrechte.
Damit, meine Damen und Her-

ren, offenbart die AfD, worum es
ihr eigentlich geht. Sie miss-
braucht jede internationale He-
rausforderung, sie missbraucht
immer wieder jede innenpoliti-
sche Herausforderung, um ihrem
billigen Populismus zu frönen
und dabei niemals die Menschen
in diesem Land in den Blick zu
nehmen.
Und – mehr noch – sie schürt

Angst und Panik. Aber das Gegen-
teil ist doch jetzt geboten. Wir
müssen uns klar-
machen: Die Lage
ist ernst. Aber die
gesundheitlichen
Voraussetzungen,
die Wissenschaft
und Forschung in
unserem moder-
nen Industriestaat
waren noch nie-
mals so gut wie
jetzt. Wir sind da-
bei, einen Schritt weiterzugehen.
Wir werden es schaffen, diese Pan-
demie zu überwinden, genauso,
wie wir jede andere Krise in die-
sem Land auch überwunden ha-
ben. Wissenschaft, Forschung und
auch der internationale Austausch
waren noch nie so gut wie jetzt.
Das gibt uns die Zuversicht, auf
diesem Weg weiter voranzuschrei-
ten.
Eine zweite Debatte ist jetzt al-

lerdings sehr entscheidend. Da-
mals, Anfang März dieses Jahres,
als wir sehr zügig handeln muss-
ten, als wir noch nicht genau
wussten, welche die besten Maß-
nahmen gegen eine unkontrollier-
te Ausbreitung sind, schlug die
Stunde der Exekutive. Damals war
es uns wichtig, die Ermächtigun-
gen an die Landesregierungen und
auch an unsere Bundesregierung
zu geben. Auch das haben wir als
Parlament beschlossen. Aber aus
der Stunde der Exekutive darf kein
Dauerzustand werden. Deswegen
haben die Koalitionsfraktionen,
allen voran die SPD, immer wie-
der deutlich gemacht, dass nach
der Stunde der Exekutive, meine
Damen und Herren, jetzt die Pha-
se der Parlamente kommt. Darauf
haben alle Bürgerinnen und Bür-
ger in diesem Land einen An-
spruch. Das bezieht alle konstruk-

tiven Teile, auch die Opposition,
mit ein. Wir sind gemeinsam ge-
fragt, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, auch von den Grünen, den
Linken und der FDP, während
man die AfD aufgrund dieses Auf-
trittes mal wieder vergessen kann.
Es wird nicht nur darum gehen,

dass wir Leitplanken für diese De-
batte setzen, dass wir einen Rah-
men geben, in dem Grundrechts-
eingriffe stattfinden. Vielmehr
sind wir als Parlament auch gefor-

dert, Leuchttürme
und Wegmarken zu
definieren; denn wir
sind der öffentlichs-
te und transparen-
teste Raum, den wir
in unserem demo-
kratischen Rechts-
staat haben. Das gilt
nicht für die Konfe-
renz der Minister-
präsidentinnen, der

Ministerpräsidenten und der Bun-
deskanzlerin, wo auch wir, liebe
Kolleginnen und Kollegen, zuwei-
len gefordert sind, aus Pressemit-
teilungen und Konferenzen nach-
zuvollziehen, was denn da be-
schlossen worden ist. Aber wir
dürfen da auch nichts reingeheim-
nissen. Auch der Bundesgesund-
heitsminister hat klar erklärt, dass
er mit dem Wissen von heute an-
ders handeln würde, und das,
glaube ich, spricht für alle von
uns, auch in diesem Plenum. Wir
würden heute anders vorgehen,
weil wir eben mehr über dieses Vi-
rus wissen.
Und weil wir das wissen, wer-

den wir das auch als Parlament
tun. Wir werden klare Rahmenbe-
dingungen definieren, auch was
den Ressourceneinsatz angeht,
und zwar in enger Abstimmung
mit den Gesundheitspolitikern,
um klarzumachen: Was ist denn
die pandemische Lage nationaler
Tragweite, die auch Landtage er-
klären, die der Bundestag defi-
niert? Was tun wir zur Überwin-
dung der Lage? Welche Ressourcen
setzen wir ein, und an welchen
Teilen der Wirtschaft müssen wir
welche Einschränkungen vorneh-
men?
Wir werden noch mehr tun. Wir

werden niemanden in dieser Krise

alleinlassen. Wir sorgen mit wirt-
schaftspolitischen Maßnahmen
dafür, dass eben nicht die Wirt-
schaft vom Netz geht. Aber es gibt
eine Ordnung der Dinge. Wir
müssen noch mal deutlich sagen:
Zuallererst müssen wir die Aus-
breitung dieses Virus stoppen, so-
lange wir keine Behandlungsme-
thoden und keine Impfung ha-
ben.
Der zweite Punkt ist ganz klar

auch aus unserer Verfassung abzu-
leiten. Natürlich geht es um den
Schutz von Risikogruppen, die ei-
nen Anspruch darauf haben, dass
wir solidarisch miteinander umge-
hen, dass wir gemeinsam durch
diese Krise gehen und sie nicht al-
leinlassen. Auch das ist ein erstre-
benswertes und klar definiertes
Ziel. Hier sollte also die destrukti-
ve Opposition nichts reingeheim-
nissen.
Der dritte Punkt ist: Wir wollen

in unserem Staat natürlich nicht
vor der Frage stehen, ob das Ge-
sundheitssystem so überfordert
ist, dass man andere Erkrankun-
gen nicht mehr behandeln, andere
Behandlungen nicht mehr ausfüh-
ren kann. Deswegen, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, gehört zur
Ergänzung der Debatte auch eines:
Ja, wir reden von
Lockdown, wir re-
den von Shut-
down, wir reden
von Lockdown
light, was auch im-
mer diese Abstu-
fungen sein sollen.
Aber zur Wahrheit
gehört doch, dass
ein wesentlicher
Teil der Bevölke-
rung in unserem Land, diejenigen,
die den Laden am Laufen halten,
niemals in einen Lockdown ge-
gangen ist. Das sind die Pflegen-
den in den Krankenhäusern, es
sind die Ärzte, es sind die Beschäf-
tigten in den Rettungsdiensten; es
sind all diejenigen, die im nächs-
ten Kontakt mit Kranken arbeiten
und sich darum kümmern, dass es
nicht zu Ansteckungen kommt. Es
sind die Ordnungsbehörden, es
sind die Polizeien und Sicher-
heitsbehörden, die auch dafür sor-
gen, dass trotz Corona Demons-
trationen in diesem Land selbst
gegen einzelne Maßnahmen statt-
finden können. Das ist doch unser
demokratischer Rechtsstaat. Aber
all diejenigen, die in dieser Krise
ihren Job machen, haben einen
Anspruch darauf, dass sie auch ge-
schützt werden, indem wir die
Ausbreitung des Virus stoppen,

liebe Kolleginnen und Kollegen.
Alle Bürgerinnen und Bürger in

unserem Land haben darüber hi-
naus einen Anspruch an uns als
Parlamentarierinnen und Parla-
mentarier. Wir kommen zusam-
men, wir sitzen hier gerade im
Plenum mit Abstandsregeln beiei-
nander, wir tragen Masken. Aber
wenn weite Teile des Landes ihre
Arbeit machen, dann ist es unsere
Aufgabe als Parlamentarierinnen
und Parlamentarier, unsere Arbeit
auch im dritten, siebten und ach-
ten Monat dieser pandemischen
Lage zu erfüllen, und zwar in dem
Wissen, dass wir als Parlament Ge-
setze beschließen können und wir
viele Gesetze auch geändert und
Ermächtigungen gegeben haben.
Ich möchte, dass die jetzige Pha-

se die Stunde des Parlaments ist,
dass es nicht mehr um die Stunde
der Exekutive geht, sondern wir
als Bundestag fraktionsübergrei-
fend deutlich machen: Wir defi-
nieren klare Rahmenbedingun-
gen, wir stellen entsprechende
Haushaltsmittel zur Verfügung,
und wir zeigen unserem Land ei-
nen Weg auf, wie wir durch diese
Krise kommen. Das werden wir in
zwei Schritten tun. Schade ist, dass
die Debatte, die wir heute schon

als Vorstufe ge-
braucht hätten, erst
am Freitag beginnt.
Denn die Koaliti-
onsfraktionen ha-
ben einen entspre-
chenden Ände-
rungsbedarf am In-
fektionsschutzgesetz
angemeldet. Wir
werden das, was
schon jetzt als For-

mulierungshilfe vorliegt, erst ein-
mal als Ausgangspunkt nehmen.
Das ist aber nur die Grundlage;
darauf werden wir aufsatteln. Es
wird ganz genau definiert, mit
welchem Grundrechtseingriff wir
wie umgehen, wie wir Ressourcen
zur Verfügung stellen und wie wir
sowohl der Bundesregierung als
auch den Regierungen auf Landes-
ebene ganz klare Orientierung ge-
ben, aber auch den Bürgerinnen
und Bürger im Land, damit sie se-
hen: Der Deutsche Bundestag
handelt, meine Damen und Her-
ren, und wir kommen als Parla-
mentarierinnen und Parlamenta-
rier in dieser schweren Stunde un-
serer Verantwortung nach.
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abge-

ordneten der CDU/CSU)
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Forschung und
auch der

internationale
Austausch waren
noch nie so gut

wie jetzt.

Hier sollte
also die

destruktive
Opposition nichts
hineingeheim-

nissen.
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Dr. André Hahn, Die Linke:

Die politischen Entscheidungen
müssen gerichtsfest sein

André Hahn (*1963)
Landesliste Sachsen

Lassen Sie mich eines gleich
zu Beginn klarstellen: An-
ders als die AfD, die die Co-

vid-19-Pandemie weitgehend
leugnet und nahezu alle Gegen-
maßnahmen zu diskreditieren ver-
sucht, will ich für meine Fraktion,
Die Linke, eindeutig sagen: Das
Coronavirus ist leider gefährliche
Realität. Gegenmaßnahmen
– zum Teil auch drastische – sind
kaum vermeidbar, und auch wir
fordern alle Bürgerinnen und Bür-
ger in unserem Land auf, sich ge-
rade in der jetzigen Infektionssi-
tuation an die Vorgaben zu Ab-
standsgeboten, zu Hygienestan-
dards und zur größtmöglichen Re-
duzierung von persönlichen Kon-
takten zu halten. Mit Ausnahme
der AfD, die nur allzu gerne Cha-
os im Land befördern möchte,
kann niemand ein Interesse an
steigenden Infektionszahlen und
einer Überforderung des Gesund-
heitssystems haben. Hier sollten
alle demokratischen Parteien an
einem Strang ziehen.
Aber die demokratischen Frak-

tionen, meine Damen und Her-
ren, hier in diesem Haus haben
auch die Pflicht, die verfassungs-
gemäße Gewaltenteilung zu ach-
ten und durchzusetzen. Doch die-
se Gewaltenteilung hat in den
letzten Monaten nicht nur nicht
funktioniert, sondern ist wieder-
holt verletzt worden. Damit muss
aus Sicht der Linken endlich
Schluss sein. Es ist nicht länger
hinnehmbar, dass sich in Berlin
die Ministerpräsidenten der Län-
der mit der Bundeskanzlerin tref-
fen, um in kleiner Runde über
Maßnahmen zur Pandemiebe-
kämpfung zu debattieren und
über weitreichende Eingriffe in
Grund- und Freiheitsrechte der
Bürgerinnen und Bürger zu ent-
scheiden.
Gegen koordinierende Beratun-

gen mit dem Ziel möglichst bun-
desweit einheitlicher Regelungen
ist nichts einzuwenden. Aber die

Ministerpräsidentenkonferenz ist
kein verfassungsmäßig oder ir-
gendwo gesetzlich legitimiertes
Gremium.
Das muss auch die Bundeskanz-

lerin endlich begreifen. Über
zwingend notwendige, nachweis-
bar wirksame und nicht zuletzt
verhältnismäßige Einschränkun-
gen von Grundrechten darf nie-
mand anderes als der Deutsche
Bundestag entscheiden.
Deshalb ist es zwingend erfor-

derlich, dass das Infektionsschutz-
gesetz diesbezüglich geändert und
präzisiert wird.
Der Bundesgesundheitsminister

darf sich nicht länger quasi als Ne-
benkanzler gerieren und durch
Verordnungen sogar über geltende
Gesetze hinwegsetzen können.
Die Letztentscheidung muss im-
mer beim Parlament liegen, und
die Maßnahmen müssen klar be-
fristet werden. Das trifft sowohl
auf die aufgrund des aktuellen In-
fektionsgeschehens erforderlichen
Gegenmaßnahmen wie auch auf
die finanzielle Kompensation für
Einnahmeausfälle infolge staatlich
verordneter Schließungen in Wirt-
schaft und Kultur zu.
Natürlich ist es ganz wichtig,

dass die dann getroffenen Ent-
scheidungen gegenüber den Bür-
gerinnen und Bürgern auch nach-
vollziehbar erklärt werden und
man um Unterstützung wirbt. Ge-
nau daran hat es in den zurücklie-
genden Monaten vielfach geman-
gelt. Die Menschen haben oft den
Eindruck, es gebe durch unter-
schiedliche Bestimmungen in den
Bundesländern einen nicht mehr
durchschaubaren Flickenteppich
bei den coronabedingten Ein-
schränkungen.
Dabei kommt es immer häufi-

ger zu völlig abstrusen Regelun-
gen, die man als Politiker seinen
Wählerinnen und Wählern beim
besten Willen nicht mehr erklären
kann. Wie kann es zum Beispiel
sein, dass bei einer Trauerfeier für
einen Verstorbenen mit einem
weltlichen Trauerredner nur 10
Menschen teilnehmen dürfen,
weil sie als private Veranstaltung
eingestuft wird, während bei einer
Trauerfeier im selben Raum, bei
der ein Pfarrer spricht, bis zu 30
Trauergäste zugelassen sind, weil
das als religiöse Veranstaltung gilt?
Absurder geht es kaum noch! Als
Sportpolitiker könnte ich hier
auch diverse Beispiele aus dem
Sportbereich anführen, was die
Redezeit nicht zulässt. Ich will
aber klar sagen, dass wir als Linke
den neuerlichen Lockdown im Be-

reich des Breitensports, insbeson-
dere im Freien, für völlig unver-
hältnismäßig halten. Hier wie
auch in vielen kulturellen und
gastronomischen Einrichtungen
gibt es überzeugende, von den Ge-
sundheitsbehör-
den geprüfte Hy-
gienekonzepte, in
deren Umsetzung
auch viel Geld,
zum Beispiel für
Lüftungsgeräte, in-
vestiert wurde. Ge-
nutzt hat es den
Betreibern nichts.
Ihre Einrichtun-
gen mussten nun
schließen, und niemand weiß ge-
nau, wann sie wieder öffnen kön-
nen. Wir fordern die Bundesregie-
rung auf, diese Maßnahmen zu
überprüfen, und notfalls muss der

Bundestag hier korrigierend ein-
greifen. Wir als Linke begrüßen,
dass der Unterricht an den Schu-
len unter Berücksichtigung der
Hygieneregeln weiterhin stattfin-
den kann. Aber was bringt das al-
les, wenn die Kinder vor und nach
dem Unterricht in übervollen Bus-
sen ohne jede Möglichkeit der Ab-
standswahrung zu ihren Wohnor-
ten transportiert werden, wie es si-
cherlich nicht nur in meinem
Wahlkreis, der Sächsischen
Schweiz, geschieht? Und dass es in
Zehntausenden Klassenzimmern

in Deutschland we-
gen blockierter Fens-
ter gar keine Mög-
lichkeit zum Lüften
der Räume gibt, sei
hier nur am Rande
erwähnt. Deshalb
frage ich schon: Was
haben Bund und
Länder in den letz-
ten Monaten eigent-
lich unternommen,

um sich auf die ja nun wahrlich
nicht überraschend kommende
zweite Welle der Coronapandemie
vorzubereiten?
Wichtig ist zudem, dass die po-

litischen Entscheidungen nicht
nur nachvollziehbar, sondern
auch gerichtsfest sind. Nicht nur
die umstrittenen Beherbergungs-
verbote, sondern auch Einschrän-
kungen des Versammlungsrechts
wurden durch diverse Gerichte
aufgehoben. Diesen Urteilen muss
künftig Rechnung getragen wer-
den. Natürlich geht es letztlich
auch um die Frage, wer denn die
Kosten dieser Krise trägt. Wir als
Linke fordern hier eine einmalige
Vermögensabgabe für Milliardäre
und Multimillionäre als ersten
wichtigen Schritt.
Meine Damen und Herren,

noch einmal: Gerade in dieser
schwierigen gesundheitlichen Lage
muss der Bundestag bei Grund-
rechtseinschränkungen das Letzt-
entscheidungsgremium sein und
bleiben. Das fordern wir als Linke
seit Langem. Dafür bedarf es end-
lich der Einsicht von Bundesregie-
rung und Koalition, aber ganz si-
cher keines Antrags der AfD.
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei

Abgeordneten des BÜNDNISSES

90/DIE GRÜNEN)
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Britta Haßelmann, Bündnis 90/ Die Grünen:

Was wir tun, muss für die
Bürger nachvollziehbar sein

Britta Haßelmann (*1961)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Die AfD ist kein seriöser
Gesprächspartner, wenn
es um die Frage der Coro-

napandemiebekämpfung geht,
und schon gar nicht, wenn es um
die Frage von Rechtsstaatlichkeit,
Demokratie und Parlamentaris-
mus geht. Und wenn es eines Be-
weises bedurft hätte, dann heute
diese apokalyptischen Beiträge des
AfD-Redners.
Meine Damen und Herren, eine

Fraktion und Partei, die konse-
quent die Gefahren dieser Coro-
napandemie leugnet, ist doch in
einer solchen Debatte einfach
nicht ernst zu nehmen: „Wir ha-
ben keine Pandemie in Deutsch-
land.“ -„Die pandemische Lage,
wenn sie denn da gewesen sein

sollte, die ist vorbei.“ – Es gibt
„keine Coronatoten. Die werden
mit Gewalt in die Statistik hinein-
gelogen, um eine zweite Welle zu
produzieren.“ – Das sind alles Zi-
tate aus Ihrer Fraktion von Ende
Oktober.
Gleichzeitig, meine Damen und

Herren, ging es im März/April der
Fraktionsvorsitzenden nicht scharf
genug. Das ist Tatsache. Man sieht
doch, wie Sie hin und her pendeln
und jetzt versuchen, sich mit Wi-
derstand auf der Straße Gehör zu
verschaffen. Meine Damen und
Herren, stellen Sie sich einmal
vor, wie die Zitate, die ich vorge-
tragen habe, auf die Familien, die
Angehörigen, die Freundinnen
und Freunde der fast 11 000 an
Covid-19 gestorbenen Menschen
in Deutschland wirken, was sie für
sie bedeuten. Jede einzelne dieser
furchtbaren Äußerungen und
Leugnungen ist ein Schlag ins Ge-
sicht derjenigen Menschen, die er-
krankt sind und die um ihr Leben
bangen und vom Tod bedroht
sind. Diejenigen, bei denen der
Krankheitsverlauf relativ harmlos
war, sind wahrscheinlich froh und
dankbar, dass es so war, meine
Damen und Herren. Deshalb sind
Sie kein seriöser Gesprächspartner,
wenn es um die Coronapandemie
und ihre Bekämpfung geht; denn

die braucht ein entschlossenes
Handeln. Das zeigt uns die Ent-
wicklung der Pandemie in Europa,
das zeigt uns die Entwicklung

der Pandemie in den USA mit
über 200 000 Toten. Sie sind doch
überhaupt nicht in der Lage, in so
einer Krise zu handeln, meine Da-
men und Herren.
Wir haben allein heute 19 900

Neuinfektionen. Über 11 000
Menschen sind in Deutschland ge-
storben. Pflegerinnen und Pfleger,
Ärztinnen und Ärzte arbeiten am
Rande ihrer Kräfte. Das alles ist
die Realität. Und dann stellen Sie
sich hierhin mit ihrem Klub der
Verweigerer und tun so, als gebe es
keine Pandemie und als gebe es
kein Problem. Dabei zwingt uns
diese Pandemie, wirklich in dieser
Krisensituation zu handeln, den
Schutz der Gesundheit und die
Einhegung des Infektionsgesche-
hens auch wirklich mit konkreten
Maßnahmen vorzunehmen, mei-
ne Damen und Herren.
Der zweite Punkt: die Rechts-

staatlichkeit, die Demokratie und
der Parlamentarismus. Wer so
spaltet, wer die Nähe von Rechts-
extremen, von rechten Netzwer-
ken sucht oder längst für sich ge-
funden hat, wer sich mit Ver-
schwörungsideologien gemein-
macht, der hat doch jede Glaub-
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Natürlich geht
es letztlich auch
um die Frage,
wer denn die
Kosten dieser
Krise trägt.
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würdigkeit, für Parlamentarismus,

Rechtsstaatlichkeit und Demokra-

tie zu kämpfen oder kämpfen zu

wollen, verloren; der hat sie nie

gehabt, meine Damen und Her-

ren. Wir wissen doch alle – das se-

hen wir hier jede Parlamentswo-

che aufs Neue -, wie Sie immer

wieder den Versuch unternehmen,

die demokratischen Institutionen

oder wahlweise das Parlament

oder manchmal auch beides auf

einmal verächtlich zu machen. Sie

als Fraktion sind doch keine ernst-

zunehmende Kraft, bei der man

sagen kann: Sie schützt das Parla-

ment; sie schützt den Rechtsstaat

oder die Demokratie. – Sie greifen

sie an, jeden Tag aufs Neue. Das

Instrument der Verächtlichma-

chung der Demokratie ist eines

der gefährlichsten. Deshalb, meine

Damen und Herren, müssen wir

auch alle so achtsam sein, müssen

wir aufpassen und müssen wir

zwischen den demokratischen

Fraktionen die Gemeinsamkeit su-

chen und jetzt in dieser Corona-

krise gemeinsam überlegen: Wie

können wir bei allem, was zu ent-

scheiden ist, die Stärke des Parla-

ments klarer betonen?

Ich bin froh, dass es dazu Ihrer-

seits ein Signal gibt. Es hat lange

genug gedauert, und das war ein

Fehler. Aber ich bin froh, dass es

jetzt das Signal gibt, zu sagen: Ja,

auch wir haben verstanden. Ge-

meinsam werden wir das Infekti-

onsschutzgesetz grundlegend re-

formieren. – Gerade in der Krise

bewährt sich der Rechtsstaat. Län-

derverordnungen müssen konkre-

tisiert werden. Wir brauchen klare

Kriterien und ein bundeseinheitli-

ches Handeln bei aller Unter-

schiedlichkeit der Regionen; denn

für die Menschen muss nachvoll-

ziehbar sein, was wir tun. Und wir

brauchen die wissenschaftliche

Begleitung durch einen Pandemie-

rat, meine Damen und Herren.

Ich hoffe, wir kommen ab mor-

gen in der Debatte in der Frage

des notwendigen Parlamentsvor-

behaltes ein Stück weiter – denn

der verpflichtet uns zu klarerer Be-

gründung – und auch in der Frage

des Bestimmtheitsgebotes. Meine

Damen und Herren, ich finde, wir

sollten gemeinsam daran arbeiten.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

– Michael Grosse-Brömer (CDU/CSU):

Der Anfang war gut! – Rudolf Henke

(CDU/CSU): Der Anfang und der

letzte Satz!)

Philipp Amthor, CDU:

Wie wir vorgehen, ist
verfassungsadäquates Handeln

Philipp Amthor (*1992)
Wahlkreis 16

U
nser Land befindet sich in

der wohl schwierigsten

Zeit seit einigen Jahr-

zehnten. Unser Rechtsstaat ist un-

ter dem Druck – das muss man

zugestehen – der größten Frei-

heitsbeschränkung seit Bestehen

des Grundgesetzes. Aber gerade

solche Zeiten erfordern von uns

gemeinsam, dass

wir hier ernsthaft

diskutieren, dass

wir hier ehrlich

diskutieren und

dass wir das mit

Respekt vor unse-

rer Verfassung tun.

Den lassen Sie, lie-

be Kolleginnen

und Kollegen von

der AfD, einfach

vermissen. Das hat auch Ihr heuti-

ger Beitrag wieder gezeigt, liebe

Kolleginnen und Kollegen.

Man kann immer politisch un-

terschiedlicher Meinung sein, ge-

rade auch bei den Coronamaß-

nahmen. Aber was nicht geht, ist,

permanent, wenn einem die poli-

tischen Argumente ausgehen, im-

mer nur mit dem Verdikt der Ver-

fassungswidrigkeit um sich zu

werfen. Ich sage Ihnen: Das ist ein

Muster, das wir von der AfD doch

schon kennen. Schauen wir uns

das an. Zur Euro-Politik der Regie-

rung kann man unterschiedlicher

Meinung sein. Sie haben sie für

verfassungswidrig gehalten; das

Bundesverfassungsgericht hat sie

bestätigt. Die Migrationspolitik

haben Sie als verfassungswidrig

kritisiert. Man kann unterschiedli-

cher Meinung sein; aber vor dem

Bundesverfassungsgericht sind Sie

krachend baden gegangen. Ich sa-

ge Ihnen: Bei der Coronapolitik

ist es wieder so. Ihnen fällt außer

dem Vorwurf der Verfassungswid-

rigkeit nichts ein. Sie werden da-

mit scheitern. So einfach lassen

wir Ihnen das nicht durchgehen,

liebe Kolleginnen und Kollegen.

Ich bin ja wirklich ein großer

Freund der Verfassung und weiß

auch: Die Verfassung setzt dem

Staat Grenzen. Sie gibt aber in den

seltensten Fällen nur eine Hand-

lungsoption vor, sondern lebt in

der Regel von Handlungsalternati-

ven. Genau diese Handlungsalter-

nativen haben wir im Moment.

Natürlich kann die Regierung

durch das Parlament

stärker beschränkt

werden. Aber am En-

de haben wir als Par-

lament den Ent-

scheidungsspiel-

raum. Das ist es, was

Sie nicht verstehen

wollen; denn Ent-

scheidungsspielräu-

me verleugnen Sie.

Man muss vielleicht

manches Mal ein plastisches Bei-

spiel nehmen: Die Verfassung ist

so toll, dass sie es Ihnen auch er-

laubt, Leute im Grenzbereich zum

Rechtsextremismus nicht aus Ihrer

Partei zu werfen, wie es andere

machen, sondern sogar mit Füh-

rungspositionen zu versorgen.

Man kann es anders machen. Am

Ende entscheidet der Wähler, was

richtig ist. Wir sind überzeugt,

dass wir hier die richtigen Alterna-

tiven wählen, liebe Kolleginnen

und Kollegen. Wenn Sie sagen,

das Parlament sei nicht beteiligt

worden, dann gibt es dafür nur

zwei Erklärungsansätze. Entweder

Sie haben nicht mitbekommen,

wie wir hier Debatte um Debatte

geführt, Konditionierung um Kon-

ditionierung im Haushalts- und

im Fachrecht behandelt haben,

oder Sie verdrehen es bewusst. Ein

bewusstes Verdrehen ist natürlich

die Einordnung der Ministerpräsi-

dentenkonferenz, wie Sie sie hier

vornehmen. Wenn man sagt, wir

würden den Beschlüssen im Kanz-

leramt hinterherlaufen, dann ist

das schlicht falsch. In Wahrheit

gehen wir den Beschlüssen im

Kanzleramt voraus; denn das, was

dort beschlossen wird, funktio-

niert nur auf der Grundlage unse-

rer parlamentarischen Ermächti-

gung. Insoweit sage ich: Wir als

Parlament sollten uns nicht per-

manent kleiner machen, als wir

sind, liebe Kolleginnen und Kolle-

gen. Das muss hier der Maßstab

sein.

Natürlich kann man die Forde-

rung erheben und fragen: Muss

die Regierung nicht klarer kondi-

tioniert werden? Ich sage Ihnen:

Mittlerweile kann man zu der

Meinung kommen, dass man be-

stimmtere Einschränkungen im

Infektionsschutzgesetz vornehmen

muss. Ich sage aber „mittlerweile“;

denn es gilt der Grundsatz: Je län-

ger Grundrechtseingriffe andauern

und vor allem je konstanter eine

Gefährdungslage ist, desto eher

muss man konkretisieren. Dass

wir jetzt das Infektionsschutzge-

setz zu diesem Zeitpunkt ändern,

ist kein Nachsteuern aufgrund Ih-

res Drucks oder irgendwelcher Be-

hauptungen. Das ist logisch, das

ist konsequent, das ist folgerichtig.

So geht vernünftiges Regieren, lie-

be Kolleginnen und Kollegen.

Wie wir vorgehen, ist verfas-

sungsadäquates Handeln. Aber ich

will Ihnen noch sagen, was eben

nicht verfassungsadäquat ist.

Nicht verfassungsadäquat ist es,

diese Bedrohung, die wir durch

die Coronasituation haben, zu

leugnen, sie zu ignorieren und

staatlichen Schutzpflichten nicht

nachzukommen. Da muss ich Ih-

nen sagen – das haben Sie wieder

par excellence gezeigt -: Sie nen-

nen sich „Alternative für Deutsch-

land“, bieten hier aber gar keine

Alternativen an. Sie sagen einfach,

die Beschlüsse sollten rückgängig

gemacht werden. Sie wollen Risi-

kogruppen schützen, obwohl man

sagen muss: Wenn wir uns das de-

mografisch anschauen, ist die Risi-

kogruppe mittlerweile so groß,

dass die Hälfte der Bevölkerung

zur Risikogruppe gehört. Sie ha-

ben keinen Plan, Sie haben keine

Argumente, sondern tragen nur

das Ammenmärchen der Verfas-

sungswidrigkeit vor. Das reicht

nicht aus. Wir werden Ihren An-

trag ablehnen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Stephan Thomae, FDP:

Wir müssen uns mehr in die
Verantwortung nehmen lassen

Stephan Thomae (*1968)
Landesliste Bayern

D
ass ausgerechnet die AfD

heute einen Antrag auf

mehr Parlamentsbeteili-

gung stellt, hat einen Hauch von

Treppenwitz, finde ich. Denn es

ist doch gerade die AfD, die ein

ums andere Mal ihre Verachtung

für dieses Parlament deutlich

macht. Es ist doch immer die AfD,

die jedes Mittel ergreift, um dieses

Parlament der Lächerlichkeit

preiszugeben. Und es ist die AfD,

die immer wieder versucht, die

Würde dieses Hauses infrage zu

stellen, meine Kolleginnen und

Kollegen.

Sie stören den Parlamentsbe-

trieb, Sie missbrauchen die Ge-

schäftsordnung, Sie stellen die Sit-

zungsleitung infrage. Es geht doch

der AfD gar nicht darum, mehr

Parlamentsbeteiligung zu erwir-

ken. Was die AfD will, ist nicht et-

wa mehr Parlamentsbeteiligung

bei der Pandemiebekämpfung. Sie

wollen gar keine Pandemiebe-

kämpfung. Das ist der Unter-

schied. Dabei geht es um ein erns-

tes Anliegen. Es geht darum, wie

wir mit wirksamen und verhält-

nismäßigen Mitteln dieser Pande-

mie und ihrer Ausbreitung Herr

werden und gleichzeitig berechtig-

te wirtschaftliche Interessen der

Arbeitnehmer und der Unterneh-

mer sowie soziale und kulturelle

Bedürfnisse der Menschen ernst

nehmen und nicht unter den

Tisch fallen lassen, gerade wenn

die Pandemiebekämpfung länger

dauert. Darum geht es doch. Da-

rum ringen wir hier sehr ernsthaft

und auch sehr kontrovers. Das

muss sein. Deswegen gehört in der

Tat die Diskussion über die Pan-

demiebekämpfung in dieses Haus.

Der Bundestag ist auch ein gutes

Interessenausgleichsorgan, weil

hier viel mehr als in den Ministe-

rien, in der Regierung, im Bundes-
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Fortsetzung auf nächster Seite

Wir als
Parlament

sollten uns nicht
permanent

kleiner machen,
als wir sind.
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kanzleramt die wirtschaftlichen
und gesellschaftlichen Interessen
der Bevölkerung in ihrer Breite
vertreten sind. Das können wir
leisten. Wir bilden das so gut ab
wie sonst kein Verfassungsorgan,
meine Damen und Herren.
Gerade die Opposition hat die

Aufgabe, die Schwachstellen in der
Regierungspolitik herauszufiltern.
Das ist nicht etwa, wie der Uni-
onsfraktionsvorsitzende in der
letzten Woche bei der Regierungs-

erklärung der Kanzlerin sagte, eine
Anmaßung. Das ist nicht unwür-
dig. Wir müssen uns nicht dafür
schämen. Es ist unsere Aufgabe,
das zu tun, die Schwachstellen
aufzuspüren.
Das ist Teil des Qualitätsmana-

gements, das ein Parlament leisten
muss. Nirgendwo sonst kreuzen
sich so die Klingen von Meinun-
gen und Gegenmeinungen, pral-
len Argument und Gegenargu-
ment so aufeinander. Das ist unse-

re Aufgabe. Wir denken in Wäh-
lerlogik, weil die Rückspiegelun-
gen der Sorgen und Nöte der Bür-
gerinnen und Bürger bei uns an-
kommen. Deswegen sind wir legi-
timiert, Recht zu setzen. Das kön-
nen wir ausnahmsweise auch mal
an die Regierung durch Rechtsver-
ordnung delegieren; aber dann
müssen wir laut Artikel 80 Absatz
1 Satz 2 Grundgesetz auch Inhalt,
Zweck und Ausmaß klar bestim-
men. Nun mag es im Frühjahr die-

ses Jahres, im März und im Mai,
die Situation gegeben haben, wo
wir kaum eine andere Möglichkeit
hatten, als generalklauselartig
weitreichende Befugnisse, auch Er-
messensbefugnisse an die Regie-
rung zu delegieren.
Aber irgendwann können auch

wir uns nicht mehr einen schlan-
ken Fuß machen. Irgendwann ste-
hen wir in der Verantwortung, Ar-
tikel 80 Absatz 1 Satz 2 auszufül-
len und klar zu sagen, was denn

nun die Ermächtigung der Regie-
rung ist.
Wir stehen in der Verantwor-

tung. Wir sind auch der bessere
Gesetzgeber; wir sind schnell ge-
nug und gründlich. Deswegen
müssen wir uns wieder mehr in
die Verantwortung nehmen lassen.
Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Mahmut Özdemir, SPD:

Wir wollen Vertrauen, Sicherheit
und Verlässlichkeit schaffen

Mahmut Özdemir (*1987)
Wahlkreis Duisburg II

Wieder einmal überzieht
die AfD dieses Haus
mit einem Antrag, der

untauglich ist und vor Wider-
sprüchlichkeit strotzt. Nicht alles
kann man in fünf Minuten Rede-
zeit und in einer solchen Debatte
richtigstellen. Aber wenn Sie sol-
che Dinge kritisieren wie die in
Ihrem Antrag, dann empfehle ich
einen Blick in ein kleines graues
Büchlein – das Grundgesetz -, das
sich auch in Ihren Schubladen be-
findet. Ich zitiere einmal einige
wenige Passagen daraus:
Alle Staatsgewalt geht vom Vol-

ke aus. Sie wird vom Volke in
Wahlen und Abstimmungen und
durch besondere Organe der Ge-
setzgebung,- das sind wir -der
vollziehenden Gewalt und der
Rechtsprechung ausgeübt.
Die Gesetzgebung ist an die ver-

fassungsmäßige Ordnung, die
vollziehende Gewalt und die
Rechtsprechung sind an Gesetz
und Recht gebunden.
Für die Kollegen von der Lin-

ken, die die Bundesstaatlichkeit
kritisieren und die mittlerweile
das Privileg haben, in dem einen
oder anderen Bundesland Verant-
wortung zu haben, zitiere ich Arti-
kel 30 des Grundgesetzes:
Die Ausübung der staatlichen

Befugnisse und die Erfüllung der
staatlichen Aufgaben ist Sache der
Länder, soweit dieses Grundgesetz
keine andere Regelung trifft oder
zulässt. Jeder, der irgendeine Mi-
nisterpräsidentenkonferenz oder
-zusammenkunft kritisiert, kriti-
siert also gleichzeitig die Bundes-
staatlichkeit. Ein Blick in die Ver-
fassung ist immer eine gute Idee,
und Lesen ist immer bildend.
Vollmundig bezichtigt die AfD-
Fraktion die Regierung, den Bun-

destag zu übergehen. Sie suggerie-
ren in Ihrem Antrag, dass Sie
wuchtiges parlamentarisches Vor-
gehen an den Tag legen. Dabei
umfasst dieser Antrag maximal
drei Seiten. Darin schreiben Sie
von Parlamentsvor-
behalt, Rechten des
Parlaments und
Kontrollbefugnis-
sen. Dann schrei-
ben Sie im Forde-
rungsteil, dass die
Bundesregierung
Ihnen einen Ge-
setzentwurf schrei-
ben soll, der den
Parlamentsvorbe-
halt wiederherstellt. Widersprüch-
licher geht es doch gar nicht. Sie
haben Ihre Hausaufgaben nicht
gemacht. Entweder sind Sie faul,
unfähig, oder Sie haben die Ver-
fassung nicht verstanden.
Es geht um mehr in diesem

Land. Die Menschen zweifeln. Sie
hadern, sie hinterfragen Dinge
– zu Recht. Es ist ihr Grundrecht,
Dinge zu hinterfragen. Der Sport-
verein fragt, warum man den Trai-
ningsbetrieb einstellen muss. Der
Gastronom fragt, warum wir in

seine Berufsfreiheit eingreifen.
Das zeigt, dass Parlamentarierin-
nen und Parlamentarier nicht nur
hier im Plenarsaal gefordert sind.
Die Passagen, die ich Ihnen gerade
vorgetragen habe, zeigen, dass das
Volk uns Macht überträgt und dass
wir es vertreten sollen. Wir sind
die Sensoren der Demokratie, die
jeden Tag aufs Neue schauen müs-
sen – Koalition und Opposition -,
ob die Regierung korrekt Ge-
brauch macht von dem, was wir
ihr per Gesetz einräumen. Nur so
schafft man wieder Akzeptanz in

diesem Land, und
dafür hat die SPD-
Bundestagsfraktion
ein Positionspapier
vorgelegt, auf das
ich sehr stolz bin.
Fakt ist: Wir kön-

nen hier im Deut-
schen Bundestag
nicht umgangen
werden. Es gibt eine
ununterbrochene

Legitimationskette in diesem
Land. Wir, der Deutsche Bundes-
tag, oder die Länderparlamente
bestimmen Regierungen. Regie-
rungen bestimmen Beamte. Beam-
tinnen und Beamte treffen Einzel-
fallentscheidungen. Das heißt,
wir, die Parlamente, wirken bis zu
jedem Einzelfall und jeder Einzel-
entscheidung hindurch und stel-
len uns jeden Tag aufs Neue auch
der gerichtlichen Überprüfung.
Mit diesem Antrag zeigen Sie,

dass Sie den Staatsaufbau nicht
verstanden haben. Sie brauchen
Angst – die schüren Sie selber
– und Verunsicherung im Land.
Sie fordern, dass wir Dinge rück-
gängig machen sollen, als ob das
etwas besser machte. Sie haben
keine eigenen Vorstellungen. Sie
versuchen krampfhaft, ein be-
stimmtes Bild zu zeichnen, weil es
Ihre Daseinsberechtigung ist. Sie
wollen den Leuten weißmachen,
dass es einen Kontrollverlust in
diesem Land gibt. Das ist wider-
sprüchlich, das ist planlos, und
das ist ziellos, liebe Kolleginnen
und Kollegen von der AfD.
Wir wollen Sicherheit, Verläss-

lichkeit und Vertrauen schaffen.
Wo sind Sie eigentlich gewesen,
als wir in diesem Parlament über
das vornehmste Parlamentsrecht
bestimmt und davon Gebrauch
gemacht haben, nämlich einen

Haushalt zu beraten, das Grund-
gesetz zu ändern, über die Schul-
denbremse hinaus Investitionen
für die Menschen in diesem Land
vorzunehmen, als wir Kindergeld-
erhöhungen, als wir Kurzarbeiter-
geld, als wir die unbürokratische
Verlängerung der Bezugsdauer des
Arbeitslosengeldes, als wir Steuer-
senkungen für Gastronomen, als
wir Mehrwertsteuersenkungen be-
schlossen haben?
Wo waren Sie, als wir hier im

Deutschen Bundestag darüber de-
battiert und entsprechende Geset-
ze gemacht haben?
Eine Umgehung des Bundesta-

ges ist nicht möglich. Ich habe Ih-
nen das Grundgesetz vorgelesen.
Dem einen oder anderen Kollegen
sollte man vielleicht auch die Ver-
haltensregeln für Abgeordnete im
Deutschen Bundestag vorlesen.
Ich möchte mich noch auf die

konkrete Lage beziehen. Wenn Sie
über das Infektionsschutzgesetz
reden, sollten Sie sich § 5 an-
schauen. Dort lautet der erste Satz:
Der Deutsche Bundestag stellt

eine epidemische Lage von natio-
naler Tragweite fest.
Sie halten die Menschen im

Land zum Narren. Sie sind aber
am Ende der Hofnarr, der der ei-
genen Gaukelei zum Opfer fällt.
Wir bestimmen als Parlament mit
Gesetzen die Richtung für die
Bundesregierung. Wir sagen, wie
weit sie gehen darf, indem wir sie
mit Haushaltsmitteln ausstatten.
Wir sind am Ende auch diejeni-
gen, die die Notbremse ziehen,
wenn uns das Regierungshandeln
nicht mehr passt. Die entspre-
chende Debatte führen wir hier
im Deutschen Bundestag.
Wir werden Ihren Antrag ableh-

nen und brauchen, wenn es nach
mir geht, keine weitere Beratung
im Ausschuss.
In diesem Sinne vielen Dank für

Ihre Aufmerksamkeit, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abge-

ordneten der CDU/CSU)

Fakt ist:
Wir können hier
im Deutschen

Bundestag nicht
umgangen
werden.

Dies ist eine gekürzte Version der De-
batte. In der Debatte sprachen zudem
die Abgeordneten Alexander Krauß
(CDU/CSU) sowie Emmi Zeulner
(CDU/CSU).Mit der AHA-Formel gegen Corona: Abstand einhalten, Hygieneregeln beachten, Alltagsmaske tragen.
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So wird dort ein neuer Präsident gewählt

Wahlen in den USA

Letzte Woche wurde in den USA ein 
neuer Präsident gewählt. 
Und auch noch weitere wichtige 
Politiker.

Die Wahlen in den USA funktionieren 
anders als in Deutschland.

Im folgenden Text geht es darum, wie 
die Wahlen in den USA funktionieren.

Die Wahl vom Präsidenten

Die US-Amerikaner haben am 
3. November 2020 einen neuen 
Präsidenten gewählt.

Der Präsident ist der wichtigste 
Politiker in den USA.

Er ist der Chef von der Regierung. 
Die Regierung sind die Politiker, die 
ein Land leiten.

Außerdem ist er 
das Staats-Oberhaupt. 
Das bedeutet: Er vertritt die USA in 
der gesamten Welt. 
Er spricht zum Beispiel für die USA 
mit Politikern in anderen Ländern.

Und er ist auch der Chef von den 
amerikanischen Soldaten.

Der Präsident hat also sehr viele 
Aufgaben. 
Und er kann sehr viel entscheiden.

Die USA sind ein mächtiges Land.

Man sagt deswegen: Der Präsident 
von den USA ist der mächtigste 
Mensch auf der Welt.

Das bedeutet: Kein anderer Politiker 
kann so viel entscheiden wie er.

Darum ist die Wahl in den USA für 
die ganze Welt eine wichtige Sache.

Wie oft wählen die 
US-Amerikaner einen neuen 
Präsidenten?

Die US-Amerikaner wählen 
alle 4 Jahre einen neuen Präsidenten.

Die Wahl ist immer an einem 
Dienstag Anfang November.

Der Gewinner ist dann 4 Jahre lang 
Präsident.

leicht  

erklärt!
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Er kann dann nach 4 Jahren noch mal 
gewählt werden.

Danach aber nicht mehr.

Eine Person kann also höchstens 
8 Jahre lang Präsident der USA sein.

Bewerber für das 
Präsidenten-Amt?

Bei der Präsidenten-Wahl gibt es 
immer mehrere Bewerber.

Diese Bewerber werden von Parteien 
in die Wahl geschickt.

Parteien sind Gruppen von 
Menschen. 
Sie haben sich zusammengetan. 
Denn sie haben ähnliche Ideen, 
welche Politik man machen sollte.

In Deutschland gibt es zum Beispiel 
die Parteien CDU und SPD.

In den USA gibt es 2 große Parteien.

Die eine Partei trägt den Namen: 
die Republikaner.

Die andere Partei trägt den Namen: 
die Demokraten.

Neben den 2 großen Parteien gibt es 
noch andere Parteien. 
Die sind aber nicht so wichtig.

Deswegen haben nur die Bewerber 
von den beiden großen Parteien eine 
Chance, die Wahl zu gewinnen.

Und diese beiden Bewerber sind 
auch die, von denen man in den 
Nachrichten immer wieder hört.

Bei der Wahl in diesem Jahr waren 
das zum Beispiel:

Donald Trump 
für die Republikaner

Joe Biden 
für die Demokraten

Die Wahl vom Vize-Präsidenten

Am Wahl-Tag wählen die 
US-Amerikaner nicht nur einen 
neuen Präsidenten.

Sie wählen auch einen neuen 
Vize-Präsidenten.

Das ist der Stellvertreter vom 
Präsidenten.

In den USA treten beide Bewerber 
zusammen zur Wahl an.

Also der Bewerber für das Amt vom 
Präsidenten. 
Und der Bewerber für das Amt vom 
Vize-Präsidenten.

In diesem Jahr waren das zum 
Beispiel: 

Donald Trump als Präsident 
mit Mike Pence als Vize-Präsident

Joe Biden als Präsident 
mit Kamala Harris als Vize-Präsidentin

Die Wahl vom Kongress

Die US-Amerikaner haben 
am 3. November noch mehr Politiker 
gewählt.

Diese Politiker sind Mitglieder in 
einer wichtigen politischen Gruppe 
in den USA.

Diese Politiker-Gruppe trägt den 
Namen: Kongress.

Der Kongress macht zum Beispiel die 
Gesetze in den USA.

Er kontrolliert auch die Regierung. 
Zum Beispiel den Präsidenten.

Der Kongress besteht aus 2 Teilen.

Der eine Teil trägt den Namen: 
Repräsentanten-Haus. 
Hier wurden alle 435 Mitglieder neu 
gewählt.

Portrait 
Trump

Portrait Bi-
den



Der andere Teil trägt den Namen: 
Senat. 
Hier wurden 35 Mitglieder neu 
gewählt. 
Insgesamt hat der Senat 100 
Mitglieder.

Bei der Wahl vom Kongress gewinnen 
die Bewerber, die in ihrem 
Wahl-Gebiet die meisten Stimmen 
bekommen.

Wie funktioniert die 
Präsidenten-Wahl in den USA?

In jedem Land funktionieren Wahlen 
anders.

In den USA ist die Wahl zum 
Präsidenten und zum 
Vize-Präsidenten sehr kompliziert.

Sie funktioniert immer noch so wie 
vor fast 250 Jahren.

Die Wahl läuft in 3 Teilen ab.

Teil 1: Vor-Wahlen 
Die Parteien wählen ihre Bewerber

Als Erstes gibt es Vor-Wahlen.

Die sind am Anfang vom Wahl-Jahr. 
Normalerweise zwischen Januar und 
Juni.

Bei den Vor-Wahlen bestimmen die 
Parteien ihre Bewerber.

Jede Partei bestimmt einen Bewerber 
für das Amt vom Präsidenten. 
Und einen Bewerber für das Amt vom 
Vize-Präsidenten.

Teil 2: Wahl-Tag 
Die US-Amerikaner wählen ihre 
Wahl-Leute

Nach den Vor-Wahlen kommt der 
Wahl-Tag.

Der ist immer im Wahl-Jahr an einem 
Dienstag Anfang November.

Am Wahl-Tag wählen die 
US-Amerikaner einen von den 
Bewerbern. 

Und zwar den Bewerber, den sie sich 
als Präsidenten wünschen.

Dabei wählen sie aber nicht direkt 
den Präsidenten.

Sie wählen Personen, 
die man Wahl-Leute nennt.

Davon gibt es in den USA insgesamt 
538 Stück.

Die Wahl-Leute sind so etwas wie 
Vertreter der Wähler.

Sie wählen im Namen der Wähler 
den Präsidenten.

Jeder Bundes-Staat hat eine 
bestimmte Anzahl an Plätzen für 
Wahl-Leuten.

Bundes-Staaten sind die Landes-Teile, 
aus denen die USA bestehen. 
So ähnlich wie die Bundes-Länder in 
Deutschland. 
Insgesamt bestehen die USA aus 
50 Bundes-Staaten.

Die Anzahl der Wahl-Leute hängt 
davon ab, wie viele Menschen in dem 
Bundes-Staat wohnen.

Zum Beispiel: 

Im Bundes-Staat Kalifornien wohnen 
viele Menschen. 
Dort gibt es 55 Wahl-Leute.

Im Bundes-Staat Alaska wohnen 
wenige Menschen. 
Dort gibt es nur 3 Wahl-Leute.

Sonder-Regel: Der Gewinner 
bekommt alles

In jedem Bundes-Staat gibt es also 
eine bestimmte Anzahl an Plätzen für 
Wahl-Leute.

Welche Partei diese Plätze mit ihren 
Leuten besetzen darf, wird durch die 
Wahl bestimmt.
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Dabei gilt in fast allen
Bundes-Staaten die Regel:
Der Gewinner bekommt alles.

Das bedeutet:
Die Partei von dem Bewerber, der in 
einem Bundes-Staat siegt, darf alle 
Wahl-Leute in diesem Bundes-Staat 
bestimmen.

Zum Beispiel:

In einem Bundes-Staat gibt es zum 
Beispiel 10 Wahl-Leute. 

60 Prozent aller Wählen wählen dort 
die Demokraten.

40 Prozent aller Wähler wählen die 
Republikaner.

Die Demokraten gewinnen also.

Darum dürfen die Demokraten
10 Wahl-Leute bestimmen.
Die Republikaner bekommen keine 
Wahl-Leute.

Teil 3: Treff en der Wahl-Leute
Die Wahl-Leute wählen den 
Präsidenten

41 Tage nach dem Wahl-Tag treff en 
sich die Wahl-Leute.

Und zwar jeweils die Wahl-Leute aus 
einem Bundes-Staat.
Meistens treff en sie sich in der 
Haupt-Stadt von ihrem Bundes-Staat.

Dann wählen diese 538 Wahl-Leute 
den Präsidenten und den
Vize-Präsidenten.

Es gewinnt der Bewerber, den die 
meisten Wahl-Leute wählen.

Für einen Sieg braucht ein Bewerber 
mindestens 270 Wahl-Leute.
Denn das ist ein bisschen mehr als 
die Hälfte von allen Wahl-Leuten.

Der neue Präsident beginnt dann im 
Januar mit seiner Arbeit.

Präsident werden ohne die 
meisten Wähler-Stimmen

Die Regeln für die Wahl in den 
USA sind also sehr anders als in 
Deutschland.

Denn es geht nicht darum, wer die 
meisten Stimmen von den Bürgern 
bekommt.

Es geht darum, wer die meisten 
Stimmen von den Wahl-Leuten 
bekommt.

So kann es passieren, dass der neue 
Präsident nicht von den meisten 
Bürgern gewählt wurde.
Sondern nur von den meisten
Wahl-Leuten.

Das war zum Beispiel bei der Wahl im 
Jahr 2016 so.

Donald Trump hatte damals weniger 
Stimmen als die andere Bewerberin 
Hillary Clinton.
Er hat aber trotzdem gewonnen.

In Deutschland wäre das so nicht 
möglich.

leicht 
erklärt!
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